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(Verdffentlichungsbediirftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EG) Nr. 4/2009 DES RATES
vom 18. Dezember 2008

iiber die Zustindigkeit, das anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von
Entscheidungen und die Zusammenarbeit in Unterhaltssachen

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen Gemein-
schaft, insbesondere auf Artikel 61 Buchstabe ¢ und Artikel 67
Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europdischen Parlaments (1),

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschusses (2),

in Erwdgung nachstehender Griinde:

Die Gemeinschaft hat sich zum Ziel gesetzt, einen Raum
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, in dem der freie
Personenverkehr gewiahrleistet ist, zu erhalten und weiter-
zuentwickeln. Zur schrittweisen Schaffung eines solchen
Raums erldsst die Gemeinschaft unter anderem Mafinah-
men im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivil-
sachen mit grenziiberschreitenden Beziigen, soweit dies fiir
das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts erforder-
lich ist.

(1) Stellungnahme des Europiischen Parlaments vom 13. Dezember 2007

(noch nicht im Amtsblatt veréffentlicht) und Stellungnahme des Euro-
pdischen Parlaments vom 4. Dezember 2008 infolge erneuter Anho-
rung (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht).

(?) Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

nach nicht obligatorischer Anhérung (ABL. C 185 vom 8.8.2006,
S. 35).
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Nach Artikel 65 Buchstabe b des Vertrags betreffen solche
Mafnahmen unter anderem die Forderung der Vereinbar-
keit der in den Mitgliedstaaten geltenden Kollisions-
normen und der Vorschriften zur Vermeidung von
Kompetenzkonflikten.

Die Gemeinschaft hat hierzu unter anderem bereits folgende
Mafnahmen erlassen: die Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des
Rates vom 22. Dezember 2000 iiber die gerichtliche Zustdn-
digkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (3), die Ent-
scheidung 2001/470/EG des Rates vom 28. Mai 2001 iiber
die Einrichtung eines Europdischen Justiziellen Netzes fiir
Zivil- und Handelssachen (*), die Verordnung (EG)
Nr. 1206/2001 des Rates vom 28. Mai 2001 iiber die
Zusammenarbeit zwischen den Gerichten der Mitgliedstaa-
ten auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil- oder Han-
delssachen (°), die Richtlinie 2003/8/EG des Rates vom
27. Januar 2003 zur Verbesserung des Zugangs zum Recht
bei Streitsachen mit grenziiberschreitendem Bezug durch
Festlegung gemeinsamer Mindestvorschriften fur die
Prozesskostenhilfe in derartigen Streitsachen (), die Verord-
nung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November
2003 iiber die Zustindigkeit und die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Ver-
fahren betreffend die elterliche Verantwortung (7), die Ver-
ordnung (EG) Nr. 805/2004 des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 21. April 2004 zur Einfuhrung eines
europdischen Vollstreckungstitels fur unbestrittene Forde-
rungen (8) sowie die Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. November
2007 tber die Zustellung gerichtlicher und aufSergerichtli-
cher Schriftstiicke in Zivil- oder Handelssachen in den Mit-
gliedstaaten (Zustellung von Schriftstiicken) ().

3) ABL L 12 vom 16.1.2001, S. 1.

4 ABL L 174 vom 27.6.2001, S. 25.
%) ABL. L 174 vom 27.6.2001, S. 1.
ABI. L 26 vom 31.1.2003, S. 41.

7) ABL L 338 vom 23.12.2003, S. 1.
8) ABL L 143 vom 30.4.2004, S. 15.
%) ABL L 324 vom 10.12.2007, S. 79.
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(4)  Der Europdische Rat hat auf seiner Tagung vom 15. und Familien-, Verwandtschafts-, oder eherechtlichen Verhilt-

(11)

16. Oktober 1999 in Tampere den Rat und die Kommis-
sion aufgefordert, besondere gemeinsame Verfahrensregeln
fur die Vereinfachung und Beschleunigung der Beilegung
grenziiberschreitender Rechtsstreitigkeiten unter anderem
bei Unterhaltsanspriichen festzulegen. Er hat ferner die
Abschaffung der Zwischenmafinahmen gefordert, die not-
wendig sind, um die Anerkennung und Vollstreckung einer
in einem anderen Mitgliedstaat ergangenen Entscheidung,
insbesondere einer Entscheidung iiber einen Unterhaltsan-
spruch, im ersuchten Staat zu ermdoglichen.

Am 30. November 2000 wurde ein gemeinsames
Mafinahmenprogramm der Kommission und des Rates zur
Umsetzung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerken-
nung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handels-
sachen (') verabschiedet. Dieses Programm sieht die
Abschaffung des Exequaturverfahrens bei Unterhaltsan-
spriichen vor, um die Wirksamkeit der Mittel, die den
Anspruchsberechtigten zur Durchsetzung ihrer Anspriiche
zur Verfiigung stehen, zu erhéhen.

Am 4. und 5. November 2004 hat der Europaische Rat auf
seiner Tagung in Briissel ein neues Programm mit dem
Titel ,Haager Programm zur Stirkung von Freiheit, Sicher-
heit und Recht in der Europiischen Union“ (nachstehend
das ,Haager Programm*“ genannt) (%) angenommen.

Der Rat hat auf seiner Tagung vom 2. und 3. Juni 2005
einen Aktionsplan des Rates und der Kommission (3) ange-
nommen, mit dem das Haager Programm in konkrete
Mafnahmen umgesetzt wird und in dem die Annahme
von Vorschligen zur Unterhaltspflicht als notwendig
erachtet wird.

Im Rahmen der Haager Konferenz fiir Internationales Pri-
vatrecht haben die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten
an Verhandlungen teilgenommen, die am 23. November
2007 mit der Annahme des Ubereinkommens iiber die
internationale Geltendmachung der Unterhaltsanspriiche
von Kindern und anderen Familienangehorigen (nachste-
hend das ,Haager Ubereinkommen von 2007 genannt)
und des Protokolls iiber das auf Unterhaltspflichten anzu-
wendende Recht (nachstehend das ,Haager Protokoll von
2007“ genannt) abgeschlossen wurden. Daher ist diesen
beiden Instrumenten im Rahmen der vorliegenden Verord-
nung Rechnung zu tragen.

Es sollte einem Unterhaltsberechtigten ohne Umstinde
moglich sein, in einem Mitgliedstaat eine Entscheidung zu
erwirken, die automatisch in einem anderen Mitgliedstaat
ohne weitere Formalititen vollstreckbar ist.

Um dieses Ziel zu erreichen, sollte ein gemeinschaftliches
Rechtsinstrument betreffend Unterhaltssachen geschaffen
werden, in dem die Bestimmungen iiber Kompetenzkon-
flikte, Kollisionsnormen, die Anerkennung, Vollstreckbar-
keit und die Vollstreckung von Entscheidungen sowie tiber
Prozesskostenhilfe und die Zusammenarbeit zwischen den
Zentralen Behorden zusammengefiihrt werden.

Der Anwendungsbereich dieser Verordnung sollte sich auf
samtliche Unterhaltspflichten erstrecken, die auf einem

() ABL C 12 vom 15.1.2001, S. 1.
(2) ABL C 53 vom 3.3.2005, S. 1.
() ABL C 198 vom 12.8.2005, S. 1.

(12)

(14)

(15)

(16)

nis oder auf Schwigerschaft beruhen; hierdurch soll die
Gleichbehandlung aller Unterhaltsberechtigten gewihrleis-
tet werden. Fiir die Zwecke dieser Verordnung sollte der
Begriff ,Unterhaltspflicht“ autonom ausgelegt werden.

Um den verschiedenen Verfahrensweisen zur Regelung
von Unterhaltsfragen in den Mitgliedstaaten Rechnung zu
tragen, sollte diese Verordnung sowohl fiir gerichtliche
Entscheidungen als auch fir von Verwaltungsbehorden
ergangene Entscheidungen gelten, sofern jene Behorden
Garantien insbesondere hinsichtlich ihrer Unparteilichkeit
und des Anspruchs der Parteien auf rechtliches Gehor bie-
ten. Diese Behorden sollten daher simtliche Vorschriften
dieser Verordnung anwenden.

Aus den genannten Griinden sollte in dieser Verordnung
auch die Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher
Vergleiche und offentlicher Urkunden sichergestellt wer-
den, ohne dass dies das Recht einer der Parteien eines sol-
chen Vergleichs oder einer solchen Urkunde beriihrt,
solche Instrumente vor einem Gericht des Ursprungs-
mitgliedstaats anzufechten.

In dieser Verordnung sollte vorgeschen werden, dass der
Begriff ,berechtigte Person” fiir die Zwecke eines Antrags
auf Anerkennung und Vollstreckung einer Unterhalts-
entscheidung auch offentliche Aufgaben wahrnehmende
Einrichtungen umfasst, die das Recht haben, fiir eine unter-
haltsberechtigte Person zu handeln oder die Erstattung von
Leistungen zu fordern, die der berechtigten Person anstelle
von Unterhalt erbracht wurden. Handelt eine offentliche
Aufgaben wahrnehmende Einrichtung in dieser Eigen-
schaft, so sollte sie Anspruch auf die gleichen Dienste und
die gleiche Prozesskostenhilfe wie eine berechtigte Person
haben.

Um die Interessen der Unterhaltsberechtigten zu wahren
und eine ordnungsgemifle Rechtspflege innerhalb der
Europiischen Union zu férdern, sollten die Vorschriften
iiber die Zustindigkeit, die sich aus der Verordnung (EG)
Nr. 44/2001 ergeben, angepasst werden. So sollte der
Umstand, dass ein Antragsgegner seinen gewohnlichen
Aufenthalt in einem Drittstaat hat, nicht mehr die Anwen-
dung der gemeinschaftlichen Vorschriften tiber die Zustin-
digkeit ausschliefen, und auch eine Riickverweisung auf
die innerstaatlichen Vorschriften iiber die Zustindigkeit
sollte nicht mehr mdglich sein. Daher sollte in dieser Ver-
ordnung festgelegt werden, in welchen Fillen ein Gericht
eines Mitgliedstaats eine subsididre Zustindigkeit ausiiben
kann.

Um insbesondere Fillen von Rechtsverweigerung begeg-
nen zu konnen, sollte in dieser Verordnung auch eine Not-
zustindigkeit (forum necessitatis) vorgesechen werden,
wonach ein Gericht eines Mitgliedstaats in Ausnahmefal-
len iiber einen Rechtsstreit entscheiden kann, der einen
engen Bezug zu einem Drittstaat aufweist. Ein solcher Aus-
nahmefall konnte gegeben sein, wenn ein Verfahren sich in
dem betreffenden Drittstaat als unmdoglich erweist, bei-
spielsweise aufgrund eines Biirgerkriegs, oder wenn vom
Klager verniinftigerweise nicht erwartet werden kann, dass
er ein Verfahren in diesem Staat einleitet oder fiihrt. Die
Notzustdndigkeit kann jedoch nur ausgeiibt werden, wenn
der Rechtsstreit einen ausreichenden Bezug zu dem Mit-
gliedstaat des angerufenen Gerichts aufweist, wie beispiels-
weise die Staatsangehorigkeit einer der Parteien.
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(17)  Ineiner zusdtzlichen Zustindigkeitsvorschrift sollte vorge- (22)  Um die rasche und wirksame Durchsetzung einer Unter-
sehen werden, dass — aufler unter besonderen Umstinden haltsforderung zu gewihrleisten und missbrauchlichen
— ein Verfahren zur Anderung einer bestehenden Unter- Rechtsmitteln vorzubeugen, sollten in einem Mitgliedstaat
haltsentscheidung oder zur Herbeifithrung einer neuen ergangene Unterhaltsentscheidungen grundsitzlich vorlau-
Entscheidung von der verpflichteten Person nur in dem fig vollstreckbar sein. Daher sollte in dieser Verordnung
Staat eingeleitet werden kann, in dem die berechtigte Per- vorgesehen werden, dass das Ursprungsgericht die Ent-
son zu dem Zeitpunkt, zu dem die Entscheidung ergangen scheidung fiir vorlaufig vollstreckbar erk?aren kon.nen
ist, ihren gewohnlichen Aufenthalt hatte und in dem sie sollte, und zwar auch dann, wenn das einzelstaatliche
weiterhin ihren gewohnlichen Aufenthalt hat. Um eine Recht die Vollstreckbarkeit von Rechts wegen nicht vor-
gute Verkniipfung zwischen dem Haager Ubereinkommen sieht und auch wenn nach einzelstaatlichem Recht ein
von 2007 und dieser Verordnung zu gewihrleisten, sollte Rechtsbehelf gegen die Er.l.tscheidung cingelegt wurde oder
diese Bestimmung auch fiir Entscheidungen eines Dritt- noch eingelegt werden kdnnte.
staats, der Vertragspartei jenes Ubereinkommens ist,
gelten, sofern das Ubereinkommen zwischen dem betref- (23)  Um die mit den Verfahren gemifl dieser Verordnung
fenden Staat und der Gemeinschaft in Kraft ist, und in dem verbundenen Kosten zu begrenzen, wire es zweckdien-
betreffenden Staat und in der Gemeinschaft die gleichen lich, so umfassend wie moglich auf die modernen
Unterhaltspflichten abdeckt. Kommunikationstechnologien zuriickzugreifen, insbeson-

dere bei der Anhérung der Parteien.

(18)  Fir die Zwecke der Anwendung dieser Verordnung sollte Die durch die A dune der Kollisi b
vorgesehen werden, dass der Begriff , Staatsangehorigkeit* (24) 1e durch die Anwendung der Rollisionsnormen gebote-
in Irland durch den Begriff ,Wohnsitz* ersetzt wird; glei- nen Garantien sollten es rec thert.lgen, dass Entscheidun-
ches gilt fiir das Vereinigte Konigreich, sofern diese Verord- gen in Unterhaltssachen, die in cinem Qurch das Haager

A o ; Protokoll von 2007 gebundenen Mitgliedstaat ergangen
nung in diesem Mitgliedstaat nach Artikel 4 des Protokolls sind. ohne weiteres Verfahren und ohae ieeliche inhaltli-
tiber die Position des Vereinigten Konigreichs und Irlands, he Priifunc im Vollstreck itolied Jegh d d
das dem Vertrag iiber die Europiische Union und dem Ver- che Hrutung im Vollstreckungsmitg iedstaat in den ande-

firag P . . ren Mitgliedstaaten anerkannt werden und vollstreckbar
trag zur Griindung der Europdischen Gemeinschaft beige- sind
fiigt ist, anwendbar ist. ’
(25)  Alleiniger Zweck der Anerkennung einer Unterhalts-

(19)  Im Hinblick auf eine groere Rechtssicherheit, Vorherseh- entscheidung in einem Mitgliedstaat ist es, die Durchsetzung
barkeit und Eigenstindigkeit der Vertragsparteien sollte der in der Entscheidung festgelegten Unterhaltsforderung zu
diese Verordnung es den Parteien ermdglichen, den ermoglichen. Sie bewirkt nicht, dass dieser Mitgliedstaat das
Gerichtsstand anhand bestimmter Ankniipfungspunkte Familien-, Verwandtschafts-, cherechtliche oder auf Schwi-
einvernehmlich zu bestimmen. Um den Schutz der schwi- gerschaft beruhende Verhiltnis anerkennt, auf der die Unter-
cheren Partei zu gewihrleisten, sollte eine solche Wahl des haltspflichten, die Anlass zu der Entscheidung gegeben
Gerichtsstands bei Unterhaltspflichten gegeniiber einem haben, griinden.

Kind, das das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, aus-
geschlossen sein. (26)  Fur Entscheidungen, die in einem nicht durch das Haager
Protokoll von 2007 gebundenen Mitgliedstaat ergangen
(20) In dieser Verordnung sollte vorgesehen werden, dass fiir sind, sollte in dieser Verordnun.g ein Verfahren zur Aner-
e . kennung und Vollstreckbarerklarung vorgesehen werden.
die Mitgliedstaaten, die durch das Haager Protokoll von . . X
. L Dieses Verfahren sollte sich an das Verfahren und die
2007 gebunden sind, die in jenem Protokoll enthaltenen - N .
Besti iber Kollisi lten. i 1 Griinde fur die Verweigerung der Anerkennung anlehnen,
estmmungen uber (; 1sionsnormen gfi ten. d.lerzufso dte die in der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 vorgesehen sind.
cine Bestimmung aufgenommen werden, die aul das Zur Beschleunigung des Verfahrens und damit die berech-
genannte Protokoll verweist. Die Q_ememsc}}aft wird dz%s tigte Person ihre Forderung rasch durchsetzen kann, sollte
Haager Protokgll von 2007 rechtzeitig ab"scl?hefien, um die vorgesehen werden, dass die Entscheidung des angerufe-
Anwendung dieser Verordnung zu ermdglichen. Um der nen Gerichts aufler unter aulergewohnlichen Umstinden
Méglichkeit Rechnung zu tragen, dass das Haager Proto- innerhalb bestimmter Fristen ergehen muss.
koll von 2007 nicht fiir alle Mitgliedstaaten gilt, sollte hin-
sichtlich der Anerkennung, der Vollstreckbarkeit und der . " _ .
Vollstreckung von Entscheidungen zwischen den Mitglied- (27)  Ferner sollten die Formalititen fir die Vollstreckung, die
staaten. die durch das Haaoer Protokoll von 2007 sebun- Kosten zulasten des Unterhaltsberechtigten verursachen, so
den sind und ienen dieges nicht sind untersc%ie den weit wie moglich reduziert werden. Hierzu sollte in dieser
werden J ’ ’ Verordnung vorgesehen werden, dass der Unterhaltsbe-
’ rechtigte nicht verpflichtet ist, iber eine Postanschrift oder
einen bevollméchtigten Vertreter im Vollstreckungs-

(21)  Es sollte im Rahmen dieser Verordnung prizisiert werden, mitgliedstaat Zu yerfﬁgen, the damit im Ubrigen die
dass diese Kollisionsnormen nur das auf die Unterhalts- interne Organisation der Mitgliedstaaten im Bereich der
pflichten anzuwendende Recht bestimmen; sie bestimmen Vollstreckungsverfahren zu beeintrichtigen.
nicht, nach welchem Recht festgestellt wird, ob ein
Familienverhiltnis besteht, das Unterhaltspflichten begriin- (28)  Zur Begrenzung der mit den Vollstreckungsverfahren ver-

det. Die Feststellung eines Familienverhaltnisses unterliegt
weiterhin dem einzelstaatlichen Recht der Mitgliedstaaten,
einschlieflich ihrer Vorschriften des internationalen
Privatrechts.

bundenen Kosten sollte keine Ubersetzung verlangt wer-
den, aufler wenn die Vollstreckung angefochten wird, und
unbeschadet der Vorschriften fiir die Zustellung der
Schriftstiicke.
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(29)  Um die Achtung der Grundsitze eines fairen Verfahrens zu (33) Damit sie die unterhaltsberechtigten und -verpflichteten
gewdhrleisten, sollte in dieser Verordnung vorgesehen wer- Personen umfassend unterstiitzen und die grenziiber-
den, dass ein Antragsgegner, der nicht vor dem Ursprungs- schreitende Durchsetzung von Unterhaltsforderungen
gericht eines durch das Haager Protokoll von 2007 optimal fordern kénnen, sollten die Zentralen Behorden
gebundenen Mitgliedstaats erschienen ist, in der Phase der gewisse personenbezogene Daten einholen konnen. Diese
Vollstreckung der gegen ihn ergangenen Entscheidung die Verordnung sollte daher die Mitgliedstaaten verpflichten
erneute Priifung dieser Entscheidung beantragen kann. Der sicherzustellen, dass ihre Zentralen Beh6rden Zugang zu
Antragsgegner sollte diese erneute Priifung allerdings solchen Angaben bei den 6ffentlichen Behorden oder Stel-
innerhalb einer bestimmten Frist beantragen, die spétestens len, die im Rahmen ihrer iiblichen Tétigkeiten iiber die
ab dem Tag laufen sollte, an dem in der Phase des betreffenden Angaben verfiigen, erhalten. Es sollte jedoch
Vollstreckungsverfahrens seine Vermdgensgegenstiande jedem Mitgliedstaat iiberlassen bleiben, die Modalitdten fiir
zum ersten Mal ganz oder teilweise seiner Verfiigung ent- diesen Zugang festzulegen. So sollte ein Mitgliedstaat
zogen wurden. Dieses Recht auf erneute Priifung sollte ein befugt sein, die offentlichen Behorden oder Verwaltungen
auflerordentliches Rechtsbehelf darstellen, das dem zu bezeichnen, die gehalten sind, der Zentralen Behérde
Antragsgegner, der sich in dem Verfahren nicht eingelas- die Angaben im Einklang mit dieser Verordnung zur Ver-
sen hat, gewahrt wird, und das nicht die Anwendung ande- fuigung zu stellen, gegebenenfalls einschlieflich der bereits
rer aulSerordentlicher Rechtsbehelfe berithrt, die nach dem im Rahmen anderer Regelungen iiber den Zugang zu Infor-
Recht des Ursprungsmitgliedstaats bestehen, sofern diese mationen benannten 6ffentlichen Behorden oder Verwal-
Rechtsbehelfe nicht mit dem Recht auf erneute Priifung tungen. Bezeichnet ein Mitgliedstaat offentliche Behorden
nach dieser Verordnung unvereinbar sind. oder Verwaltungen, sollte er sicherstellen, dass seine Zen-
trale Behorde in der Lage ist, Zugang zu den gemaf dieser
Verordnung erforderlichen Angaben, die im Besitz jener
(30)  Um die Vollstreckung einer Entscheidung eines durch das Behérden oder Verwaltungen sind, zu erhalten. Die Mit-
Haager Protokoll von 2007 gebundenen Mitgliedstaats in gliedstaaten sollten ferner befugt sein, ihrer Zentralen
einem anderen Mitgliedstaat zu beschleunigen, sollten die Behorde den Zugang zu den erforderlichen Angaben bei
Griinde fiir eine Verweigerung oder Aussetzung der Voll- jeder anderen juristischen Person zu ermdglichen, die diese
streckung, die die verpflichtete Person aufgrund des grenz- besitzt und fiir deren Verarbeitung verantwortlich ist.
tiberschreitenden Charakters der Unterhaltspflicht geltend
machen konnte, begrenzt werden. Diese Begrenzung sollte
nicht die nach einzelstaatlichem Recht vorgesehenen (34) Im Rahmen des Zugangs zu personenbezogenen Daten
Griinde fiir die Verweigerung oder Aussetzung beeintrach- sowie deren Verwendung und Weiterleitung ist es ange-
tigen, die mit den in dieser Verordnung angefiihrten Griin- bracht, die Anforderungen der Richtlinie 95/46/EG des
den nicht unvereinbar sind, wie beispielsweise die Europiischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober
Begleichung der Forderung durch die verpflichtete Person 1995 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbei-
zum Zeitpunkt der Vollstreckung oder die Unpfindbarkeit tung personenbezogener Daten und zum freien Daten-
bestimmter Giiter. verkehr (), wie sie in das einzelstaatliche Recht der
Mitgliedstaaten umgesetzt ist, zu beachten.
(31)  Um die grenziiberschreitende Durchsetzung von Unter-
lzxaltsforderunge‘rtl zu eieich;ern, soll(;e eIi\tII‘tsl}{Stdertn ?er (35)  Es ist angebracht, die spezifischen Bedingungen fiir den
usammenarbeit zwischen den von den Mitgliedstaaten
benannten Zentralen Behérden eingerichtet wegrden. Diese Zugang - %)e:rsone?b e;o sl Dgten, igren Verwegdung
Behorden sollten die berechtigten und die verpflichteten und Welterleitung fur lie Anwendung dieser Verordnung
' ! g e verp festzulegen. In diesem Zusammenhang wurde die Stellung-
Personen darin unterstiitzen, ihre Rechte in einem anderen nahme des Europiischen Datenschutzbeauftragten (2)
Mitgliedstaat geltend zu machen, indem sie die Anerken- beriicksichtigt. Die Benachrichtigung der von der Datener-
nung, Vollstreckbarerklirung und Vollstreckung bestehen- hebung betroffenen Person sollte im Einklang mit dem
der EnFsche1dupgen, die Anderung so!cher Entsche1dunge'n einzelstaatlichen Recht erfolgen. Es sollte jedoch die Mog-
oder die Herbeifiihrung emer Entscheidung beantragen. Sie lichkeit vorgesehen werden, diese Benachrichtigung zu ver-
sollten fern.er erfor.derhchenfalls .Informat.lonen austau- z6gern, um zu verhindern, dass die verpflichtete Person
:ﬂ;?lrrll d?giegzggﬁhzggnsEsv(iictllzrt;zl;ilce}ﬁilgﬁeg:reer;o];in ihre Vermogensgegenstande transferiert und so die Durch-
kiinfte und Vermdgen festzustellen. Sie sollten schlielich setzung der Unterhaltsforderung gefahrdet.
zusammenarbeiten und allgemeine Informationen auszu-
tauschen sowie die Zusammenarbeit zwischen den zustin- (36)  Angesichts der Verfahrenskosten sollte eine sehr giinstige
digen Behrden ihres Mitgliedstaats fordern. Regelung der Prozesskostenhilfe vorgesehen werden, nim-
lich die uneingeschrankte Ubernahme der Kosten in Ver-
(32)  Eine nach dieser Verordnung benannte Zentrale Behorde bindung mit Verfahren betreffend Unterhaltspflichten

sollte ihre eigenen Kosten tragen, abgesehen von speziell
festgelegten Ausnahmen, und jeden Antragsteller unter-
stiitzen, der seinen Aufenthalt in ihrem Mitgliedstaat hat.
Das Kriterium fiir das Recht einer Person auf Unterstiit-
zung durch eine Zentrale Behorde sollte weniger streng
sein als das Ankniipfungskriterium des ,gewohnlichen
Aufenthalts”, das sonst in dieser Verordnung verwendet
wird. Das Kriterium des ,Aufenthalts” sollte jedoch die
bloRe Anwesenheit ausschliefSen.

gegeniiber Kindern, die das 21. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben, die tiber die Zentralen Behorden eingeleitet
wurden. Folglich sollten die aufgrund der Richtlinie
2003/8/EG bestehenden Vorschriften iiber die Prozess-
kostenhilfe in der Europdischen Union durch spezifische
Vorschriften ergidnzt werden, mit denen ein besonderes

() ABL L 281 vom 23.11.1995, S. 31.

(3 ABL C 242 vom 7.10.2006, S. 20.
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(39)

(40)

System der Prozesskostenhilfe in Unterhaltssachen
geschaffen wird. Dabei sollte die zustindige Behorde des
ersuchten Mitgliedstaats befugt sein, in Ausnahmefllen die
Kosten bei einem unterlegenen Antragsteller, der eine
unentgeltliche Prozesskostenhilfe bezieht, beizutreiben,
sofern seine finanziellen Verhaltnisse dies zulassen. Dies
wire insbesondere bei einer vermogenden Person, die
wider Treu und Glauben gehandelt hat, der Fall.

Dariiber hinaus sollte fiir andere als die im vorstehenden
Erwigungsgrund genannten Unterhaltspflichten allen Par-
teien die gleiche Behandlung hinsichtlich der Prozess-
kostenhilfe bei der Vollstreckung einer Entscheidung in
einem anderen Mitgliedstaat garantiert werden. So sollten
die Bestimmungen dieser Verordnung iiber die Weiter-
gewahrung der Prozesskostenhilfe so ausgelegt werden,
dass sie eine solche Hilfe auch einer Partei gewahren, die
beim Verfahren zur Herbeifiihrung oder Anderung einer
Entscheidung im Ursprungsmitgliedstaat keine Prozess-
kostenhilfe erhalten hat, die aber spiter im selben Mitglied-
staat im Rahmen eines Antrags auf Vollstreckung der
Entscheidung in den Genuss der Prozesskostenhilfe
gekommen ist. Gleichermaflen sollte eine Partei, die
berechtigterweise ein unentgeltliches Verfahren vor einer
der in Anhang X aufgefithrten Verwaltungsbehorden in
Anspruch genommen hat, im Vollstreckungsmitgliedstaat
in den Genuss der giinstigsten Prozesskostenhilfe oder
umfassendsten Kosten- und Gebiithrenbefreiung kommen,
sofern sie nachweisen kann, dass sie diese Vergiinstigun-
gen auch im Ursprungsmitgliedstaat erhalten hitte.

Um die Kosten fiir die Ubersetzung von Beweisunterlagen
zu reduzieren, sollte das angerufene Gericht unbeschadet
der Verteidigungsrechte und der fur die Zustellung der
Schriftstiicke geltenden Vorschriften die Ubersetzung die-
ser Unterlagen nur verlangen, wenn sie tatsichlich notwen-
dig ist.

Um die Anwendung dieser Verordnung zu erleichtern,
sollte eine Verpflichtung fiir die Mitgliedstaaten vorgesehen
werden, der Kommission die Namen und Kontaktdaten
ihrer Zentralen Behorden sowie sonstige Informationen
mitzuteilen. Diese Informationen sollten Praktikern und
der Offentlichkeit durch eine Veréffentlichung im Amis-
blatt der Europdischen Union oder durch Ermdglichung des
elektronischen Zugangs iiber das mit der Entscheidung
2001/470/EG eingerichtete Europdische Justizielle Netz fiir
Zivil- und Handelssachen bereitgestellt werden. Dariiber
hinaus sollte die Verwendung der in dieser Verordnung
vorgesehenen Formblitter die Kommunikation zwischen
den Zentralen Behorden erleichtern und beschleunigen
und die elektronische Vorlage von Ersuchen ermoglichen.

Die Beziehung zwischen dieser Verordnung und den bila-
teralen Abkommen oder multilateralen Ubereinkiinften in
Unterhaltssachen, denen die Mitgliedstaaten angehoren,
sollte geregelt werden. Dabei sollte vorgesehen werden,
dass die Mitgliedstaaten, die Vertragspartei des Uberein-
kommens vom 23. Mirz 1962 zwischen Schweden, Déne-
mark, Finnland, Island und Norwegen iber die
Geltendmachung von Unterhaltsanspriichen sind, dieses
Ubereinkommen weiterhin anwenden kénnen, da es giins-
tigere Bestimmungen iiber die Anerkennung und die Voll-
streckung enthalt als diese Verordnung. Was kiinftige
bilaterale Abkommen in Unterhaltssachen mit Drittstaaten

(42)

(43)

(46)

betrifft, sollten die Verfahren und Bedingungen, unter
denen die Mitgliedstaaten erméachtigt wéren, in ihrem eige-
nen Namen solche Abkommen auszuhandeln und zu
schliefen, im Rahmen der Erorterung eines von der Kom-
mission vorzulegenden Vorschlags zu diesem Thema fest-
gelegt werden.

Die Berechnung der in dieser Verordnung vorgesehenen
Fristen und Termine sollte nach Mafigabe der Verordnung
(EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des Rates vom 3. Juni 1971
zur Festlegung der Regeln fiir die Fristen, Daten und Ter-
mine (') erfolgen.

Die zur Durchfithrung dieser Verordnung erforderlichen
Maflnahmen sollten nach Mafigabe des Beschlusses
1999/468EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung
der Modalititen fiir die Ausiibung der der Kommission
tibertragenen  Durchfithrungsbefugnisse  erlassen (2
werden.

Insbesondere sollte die Kommission die Befugnis erhalten,
alle Anderungen der in dieser Verordnung vorgesehenen
Formblitter nach dem in Artikels 3 des Beschlusses
1999/468EG genannten Beratungsverfahren des zu erlas-
sen. Fiir die Erstellung der Liste der Verwaltungsbehorden,
die in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen,
sowie der Liste der zustindigen Behorden fiir die Beschei-
nigung von Prozesskostenhilfe sollte die Kommission die
Befugnis erhalten, das Verwaltungsverfahren nach Arti-
kel 4 jenes Beschlusses anzuwenden.

Diese Verordnung sollte die Verordnung (EG) Nr. 44/2001
andern, indem sie deren auf Unterhaltssachen anwendbare
Bestimmungen ersetzt. Vorbehaltlich der Ubergangsbe-
stimmungen dieser Verordnung sollten die Mitgliedstaaten
bei Unterhaltssachen, ab dem Zeitpunkt der Anwendbar-
keit dieser Verordnung die Bestimmungen dieser Verord-
nung iiber die Zustindigkeit, die Anerkennung, die
Vollstreckbarkeit und die Vollstreckung von Entscheidun-
gen und tiber die Prozesskostenhilfe anstelle der entspre-
chenden Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 44/2001
anwenden.

Da die Ziele dieser Verordnung, namlich die Schaffung
eines Instrumentariums zur effektiven Durchsetzung von
Unterhaltsforderungen in grenziiberschreitenden Situatio-
nen und somit zur Erleichterung der Freiziigigkeit der Per-
sonen innerhalb der Europdischen Union, auf Ebene der
Mitgliedstaaten nicht hinreichend verwirklicht und daher
aufgrund des Umfangs und der Wirkungen dieser Verord-
nung besser auf Gemeinschaftsebene erreicht werden kon-
nen, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem in
Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Subsidiarititsprinzip
titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel
genannten Grundsatz der Verhiltnismifigkeit geht diese
Verordnung nicht tiber das fur die Erreichung dieser Ziele
erforderliche Maf$ hinaus.

Gemifl Artikel 3 des dem Vertrag iiber die Europdische
Union und dem Vertrag zur Griindung der Europdischen
Gemeinschaft beigefiigten Protokolls iiber die Position des
Vereinigten Konigreichs und Irlands hat Irland mitgeteilt,
dass es sich an der Annahme und Anwendung dieser Ver-
ordnung beteiligen mochte.

(1) ABL L 124 vom 8.6.1971, S. 1.

() ABL L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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(47)  Gemifl den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag iiber die 3. offentliche Urkunde®
Europiische Union und dem Vertrag zur Griindung der
Europi s.chen Geme{ngchaft belgefggten Protokolls ubgr a) ein Schriftstiick in Unterhaltssachen, das als offentliche
die Position des Vereinigten Konigreichs und Irlands betei- . s S .
o L e Urkunde im Ursprungsmitgliedstaat formlich errichtet
ligt sich das Vereinigte Konigreich nicht an der Annahme der ei . .
; ) . oder eingetragen worden ist und dessen Beweiskraft
dieser Verordnung, und ist weder durch diese gebunden
noch zu ihrer Anwendung verpflichtet. Dies beriihrt jedoch
nicht die Méglichkeit fiir das Vereinigte Konigreich, gemaf i)  sich auf die Unterschrift und den Inhalt der 6ffent-
Artikel 4 des genannten Protokolls nach der Annahme die- lichen Urkunde bezieht und
ser Verordnung mitzuteilen, dass es die Verordnung anzu-
nehmen wiinscht. ii) durch eine Behdrde oder eine andere hierzu erméch-
tigte Stelle festgestellt worden ist; oder
(48) Gemifl den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag iiber die
Europidische Union und dem Vertrag zur Griindung der . L .
Europdischen Gemeinschaft beigefiigten Protokolls tiber b) eu‘lel.n(lilt cner Veilrlwaltungsbdehorde ‘?IES t[)j rslp rltr}gs—
die Position Dinemarks beteiligt sich Ddnemark nicht an gltg lﬁ lstaats .g([,)sc ossene oder von ihr beglaubigte
der Annahme dieser Verordnung und ist weder durch diese nterhaltsvereinbarung;
gebunden noch zu ihrer Anwendung verpflichtet, unbe-
schadet der Moglichkeit fiir Danemark, den Inhalt der an 4. Ursprungsmitgliedstaat“ den Mitgliedstaat, in dem die Ent-
der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 vorgenommenen Ande- scheidung ergangen, der gerichtliche Vergleich gebilligt oder
rungen gemifs Artikel 3 des Abkommens vom 19. Okto- geschlossen oder die offentliche Urkunde ausgestellt worden
ber 2005 zwischen der Europdischen Gemeinschaft und ist;
dem Konigreich Danemark iiber die gerichtliche Zustén-
dl%k%t b d.l ¢ ?n elr kengul_rllg 1(11n{i Vo}lllstrelckung von gnt— 5. ,Vollstreckungsmitgliedstaat* den Mitgliedstaat, in dem die
scheidungen in Zivil- und Handelssachen (') anzuwenden. Vollstreckung der Entscheidung, des gerichtlichen Vergleichs
oder der offentlichen Urkunde betrieben wird;
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
6. ,ersuchender Mitgliedstaat“ den Mitgliedstaat, dessen Zentrale
Behorde einen Antrag nach Kapitel VII iibermittelt;
KAPITEL 1
7. ersuchter Mitgliedstaat“ den Mitgliedstaat, dessen Zentrale
ANWENDUNGSBEREICH UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN Behorde einen Antrag nach Kapitel VI erhilt;
el 8. ,Vertragsstaat des Haager Ubereinkommens von 2007 einen
Artikel 1 Vertragsstaat des Haager Ubereinkommens vom 23. Novem-
Anwendungsbereich ber 2007 iber die internationale Geltendmachung der
Unterhaltsanspriiche von Kindern und anderen Familienan-
(1) Diese Verordnung findet Anwendung auf Unterhalts- gehorigen (nachstehend ,Haager Ubereinkommen von 2007
pflichten, die auf einem Familien-, Verwandtschafts-, oder ehe- gGenan.nt),hscf)wend éhese; Ul;fereanko;nmen zw1(si%hen. fier
rechtlichen Verhiltnis oder auf Schwigerschaft beruhen. emeinschait und dem betrelienden Staat anwendbar 1st;
(2)  Indieser Verordnung bezeichnet der Begriff ,Mitgliedstaat* 9. ,Ursprungsgericht“ das Gericht, das die zu vollstreckende
alle Mitgliedstaaten, auf die diese Verordnung anwendbar ist. Entscheidung erlassen hat;
, 10. ,berechtigte Person® jede natiirliche Person, der Unterhalt
Artikel 2 8 ]
e zusteht oder angeblich zusteht;
Begriffsbestimmungen
11. ,verpflichtete Person jede natiirliche Person, die Unterhalt

(1)

Q)

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Begriff

LEntscheidung” eine von einem Gericht eines Mitgliedstaats in
Unterhaltssachen erlassene Entscheidung ungeachtet ihrer
Bezeichnung wie Urteil, Beschluss, Zahlungsbefehl oder Voll-
streckungsbescheid, einschliefSlich des Kostenfestsetzungs-
beschlusses eines Gerichtsbediensteten. Fiir die Zwecke der
Kapitel VII und VIII bezeichnet der Begriff ,Entscheidung*
auch eine in einem Drittstaat erlassene Entscheidung in
Unterhaltssachen;

Lgerichtlicher Vergleich“ einen von einem Gericht gebilligten
oder vor einem Gericht im Laufe eines Verfahrens geschlos-
senen Vergleich in Unterhaltssachen;

ABIL. L 299 vom 16.11.2005, S. 62.

(2)

leisten muss oder angeblich leisten muss.

Im Sinne dieser Verordnung schliefSt der Begriff , Gericht*

auch die Verwaltungsbehorden der Mitgliedstaaten mit Zustdndig-
keit in Unterhaltssachen ein, sofern diese Behorden ihre Unpar-
teilichkeit und das Recht der Parteien auf rechtliches Gehor
garantieren und ihre Entscheidungen nach dem Recht des
Mitgliedstaats, in dem sie ihren Sitz hat,

vor Gericht angefochten oder von einem Gericht nachgepriift
werden konnen und

eine mit einer Entscheidung eines Gerichts zu der gleichen
Angelegenheit vergleichbare Rechtskraft und Wirksamkeit
haben.
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Die betreffenden Verwaltungsbehorden sind in Anhang X aufge-
listet. Dieser Anhang wird auf Antrag des Mitgliedstaats, in dem
die betreffende Verwaltungsbehorde ihren Sitz hat, nach dem
Verwaltungsverfahren des Artikels 73 Absatz 2 erstellt und
gedndert.

(3)  Im Sinne der Artikel 3, 4 und 6 tritt der Begriff ,Wohnsitz*
in den Mitgliedstaaten, die diesen Begriff als Ankniipfungspunkt
in Familiensachen verwenden, an die Stelle des Begriffs
,Staatsangehorigkeit®.

Im Sinne des Artikels 6 gilt, dass Parteien, die ihren ,Wohnsitz*
in verschiedenen Gebietseinheiten desselben Mitgliedstaats haben,
ihren gemeinsamen ,Wohnsitz* in diesem Mitgliedstaat haben.

KAPITEL 1I

ZUSTANDIGKEIT

Artikel 3

Allgemeine Bestimmungen

Zustindig fur Entscheidungen in Unterhaltssachen in den Mit-
gliedstaaten ist

a) das Gericht des Ortes, an dem der Beklagte seinen gewohn-
lichen Aufenthalt hat, oder

b) das Gericht des Ortes, an dem die berechtigte Person ihren
gewohnlichen Aufenthalt hat, oder

¢) das Gericht, das nach seinem Recht fiir ein Verfahren in
Bezug auf den Personenstand zustindig ist, wenn in der
Nebensache zu diesem Verfahren iiber eine Unterhaltssache
zu entscheiden ist, es sei denn, diese Zustindigkeit begriin-
det sich einzig auf der Staatsangehorigkeit einer der Parteien,
oder

d) das Gericht, das nach seinem Recht fiir ein Verfahren in
Bezug auf die elterliche Verantwortung zustindig ist, wenn in
der Nebensache zu diesem Verfahren iiber eine Unterhalts-
sache zu entscheiden ist, es sei denn, diese Zustindigkeit
beruht einzig auf der Staatsangehorigkeit einer der Parteien.

Artikel 4

Gerichtsstandsvereinbarungen

(1)  Die Parteien konnen vereinbaren, dass das folgende Gericht
oder die folgenden Gerichte eines Mitgliedstaats zur Beilegung
von zwischen ihnen bereits entstandenen oder kiinftig entstehen-
den Streitigkeiten betreffend Unterhaltspflichten zustindig ist
bzw. sind:

a) ein Gericht oder die Gerichte eines Mitgliedstaats, in dem eine
der Parteien ihren gewohnlichen Aufenthalt hat;

b) ein Gericht oder die Gerichte des Mitgliedstaats, dessen
Staatsangehorigkeit eine der Parteien besitzt;

¢) hinsichtlich Unterhaltspflichten zwischen Ehegatten oder frii-
heren Ehegatten

i) das Gericht, das fiir Streitigkeiten zwischen den Ehegat-
ten oder fritheren Ehegatten in Ehesachen zustindig ist,
oder

ii) ein Gericht oder die Gerichte des Mitgliedstaats, in dem
die Ehegatten mindestens ein Jahr lang ihren letzten
gemeinsamen gewohnlichen Aufenthalt hatten.

Die in den Buchstaben a, b oder ¢ genannten Voraussetzun-
gen missen zum Zeitpunkt des Abschlusses der
Gerichtsstandsvereinbarung oder zum Zeitpunkt der Anru-
fung des Gerichts erfiillt sein.

Die durch Vereinbarung festgelegte Zustindigkeit ist aus-
schlieflich, sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren.

(2)  Eine Gerichtsstandsvereinbarung bedarf der Schriftform.
Elektronische Ubermittlungen, die eine dauerhafte Aufzeichnung
der Vereinbarung ermoglichen, erfiillen die Schriftform.

(3)  Dieser Artikel gilt nicht bei einer Streitigkeit iiber eine
Unterhaltspflicht gegentiber einem Kind, das noch nicht das 18.
Lebensjahr vollendet hat.

(4)  Haben die Parteien vereinbart, dass ein Gericht oder die
Gerichte eines Staates, der dem am 30. Oktober 2007 in Lugano
unterzeichneten Ubereinkommen {iber die gerichtliche Zustén-
digkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entschei-
dungen in Zivil- und Handelssachen (') (nachstehend
,Ubereinkommen von Lugano* genannt) angehért und bei dem es
sich nicht um einen Mitgliedstaat handelt, ausschlieflich zustin-
dig sein soll bzw. sollen, so ist dieses Ubereinkommen anwend-
bar, aufler fir Streitigkeiten nach Absatz 3.

Artikel 5

Durch riigelose Einlassung begriindete Zustindigkeit

Sofern das Gericht eines Mitgliedstaats nicht bereits nach anderen
Vorschriften dieser Verordnung zustindig ist, wird es zustindig,
wenn sich der Beklagte auf das Verfahren einlésst. Dies gilt nicht,
wenn der Beklagte sich einldsst, um den Mangel der Zustindig-
keit geltend zu machen.

Artikel 6
Auffangzustindigkeit

Ergibt sich weder eine Zustindigkeit eines Gerichts eines Mitglied-
staats gemafS der Artikel 3, 4 und 5 noch eine Zustindigkeit eines
Gerichts eines Staates, der dem Ubereinkommen von Lugano
angehort und der kein Mitgliedstaat ist, gemafl der Bestimmun-
gen dieses Ubereinkommens, so sind die Gerichte des Mitglied-
staats der gemeinsamen Staatsangehorigkeit der Parteien
zustindig.

(") ABL L 339 vom 21.12.2007, S. 3.
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Artikel 7

Notzustindigkeit (forum necessitatis)

Ergibt sich keine Zustandigkeit eines Gerichts eines Mitgliedstaats
gemif der Artikel 3, 4, 5 und 6, so konnen die Gerichte eines
Mitgliedstaats in Ausnahmefillen tiber den Rechtsstreit entschei-
den, wenn es nicht zumutbar ist oder es sich als unméglich
erweist, ein Verfahren in einem Drittstaat, zu dem der Rechtsstreit
einen engen Bezug aufweist, einzuleiten oder zu fithren.

Der Rechtsstreit muss einen ausreichenden Bezug zu dem Mit-
gliedstaat des angerufenen Gerichts aufweisen.

Artikel 8

Verfahrensbegrenzung

(1)  Ist eine Entscheidung in einem Mitgliedstaat oder einem
Vertragsstaat des Haager Ubereinkommens von 2007 ergangen,
in dem die berechtigte Person ihren gewo6hnlichen Aufenthalt hat,
so kann die verpflichtete Person kein Verfahren in einem anderen
Mitgliedstaat einleiten, um eine Anderung der Entscheidung oder
eine neue Entscheidung herbeizufiihren, solange die berechtigte
Person ihren gewo6hnlichen Aufenthalt weiterhin in dem Staat hat,
in dem die Entscheidung ergangen ist.

(2)  Absatz 1 gilt nicht,

a) wenn die gerichtliche Zustindigkeit jenes anderen Mitglied-
staats auf der Grundlage einer Vereinbarung nach Artikel 4
zwischen den Parteien festgelegt wurde;

b) wenn die berechtigte Person sich aufgrund von Artikel 5 der
gerichtlichen Zustindigkeit jenes anderen Mitgliedstaats
unterworfen hat;

¢) wenn die zustindige Behorde des Ursprungsstaats, der dem
Haager Ubereinkommen von 2007 angehort, ihre Zustindig-
keit fiir die Anderung der Entscheidung oder fiir das Erlassen
einer neuen Entscheidung nicht ausiiben kann oder die Aus-
ibung ablehnt; oder

d) wenn die im Ursprungsstaat, der dem Haager Ubereinkom-
men von 2007 angehort, ergangene Entscheidung in dem
Mitgliedstaat, in dem ein Verfahren zur Anderung der Ent-
scheidung oder Herbeifihrung einer neuen Entscheidung
beabsichtigt ist, nicht anerkannt oder fir vollstreckbar erklart
werden kann.

Artikel 9

Anrufung eines Gerichts
Fiir die Zwecke dieses Kapitels gilt ein Gericht als angerufen

a) zu dem Zeitpunkt, zu dem das verfahrenseinleitende Schrift-
stiick oder ein gleichwertiges Schriftstiick bei Gericht einge-
reicht worden ist, vorausgesetzt, dass der Kliger es in der
Folge nicht versiumt hat, die ihm obliegenden Mafnahmen
zu treffen, um die Zustellung des Schriftstiicks an den Beklag-
ten zu bewirken, oder

b) falls die Zustellung an den Beklagten vor Einreichung des
Schriftstiicks bei Gericht zu bewirken ist, zu dem Zeitpunkt,
zu dem die fur die Zustellung verantwortliche Stelle das
Schriftstiick erhalten hat, vorausgesetzt, dass der Klager es in
der Folge nicht versaumt hat, die ihm obliegenden Mafinah-
men zu treffen, um das Schriftstiick bei Gericht einzureichen.

Artikel 10
Priifung der Zustindigkeit

Das Gericht eines Mitgliedstaats, das in einer Sache angerufen
wird, fur die es nach dieser Verordnung nicht zustindig ist, erklart
sich von Amts wegen fiir unzustindig.

Artikel 11
Priifung der Zulissigkeit

(1)  Lésst sich ein Beklagter, der seinen gewohnlichen Aufent-
halt im Hoheitsgebiet eines anderen Staates als des Mitgliedstaats
hat, in dem das Verfahren eingeleitet wurde, auf das Verfahren
nicht ein, so setzt das zustindige Gericht das Verfahren so lange
aus, bis festgestellt ist, dass es dem Beklagten moglich war, das
verfahrenseinleitende Schriftstiick oder ein gleichwertiges Schrift-
stiick so rechtzeitig zu empfangen, dass er sich verteidigen konnte
oder dass alle hierzu erforderlichen Mafnahmen getroffen
wurden.

(2)  Anstelle des Absatzes 1 dieses Artikels findet Artikel 19
der Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 Anwendung, wenn das
verfahrenseinleitende Schriftstiick oder ein gleichwertiges Schrift-
stiick nach Maflgabe jener Verordnung von einem Mitgliedstaat in
einen anderen zuzustellen war.

(3) Sind die Bestimmungen der Verordnung (EG)
Nr. 1393/2007 nicht anwendbar, so gilt Artikel 15 des Haager
Ubereinkommens vom 15. November 1965 iiber die Zustellung
gerichtlicher und auf8ergerichtlicher Schriftstiicke im Ausland in
Zivil- und Handelssachen, wenn das verfahrenseinleitende Schrift-
stiick oder ein gleichwertiges Schriftstiick nach Maflgabe dieses
Ubereinkommens ins Ausland zu iibermitteln war.

Artikel 12
Rechtshingigkeit

(1)  Werden bei Gerichten verschiedener Mitgliedstaaten Ver-
fahren wegen desselben Anspruchs zwischen denselben Parteien
anhdngig gemacht, so setzt das spiter angerufene Gericht das Ver-
fahren von Amts wegen aus, bis die Zustindigkeit des zuerst
angerufenen Gerichts feststeht.

(2)  Sobald die Zustindigkeit des zuerst angerufenen Gerichts
feststeht, erklirt sich das spiter angerufene Gericht zugunsten die-
ses Gerichts fiir unzustidndig.

Artikel 13
Aussetzung wegen Sachzusammenhang
(1)  Sind bei Gerichten verschiedener Mitgliedstaaten Verfah-

ren, die im Zusammenhang stehen, anhingig, so kann jedes spa-
ter angerufene Gericht das Verfahren aussetzen.
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(2)  Sind diese Verfahren in erster Instanz anhidngig, so kann
sich jedes spiter angerufene Gericht auf Antrag einer Partei auch
fir unzustindig erkldren, wenn das zuerst angerufene Gericht fur
die betreffenden Verfahren zustindig ist und die Verbindung der
Verfahren nach seinem Recht zulissig ist.

(3)  Verfahren stehen im Sinne dieses Artikels im Zusammen-
hang, wenn zwischen ihnen eine so enge Beziehung gegeben ist,
dass eine gemeinsame Verhandlung und Entscheidung geboten
erscheint, um zu vermeiden, dass in getrennten Verfahren wider-
sprechende Entscheidungen ergehen konnten.

Artikel 14

Einstweilige Maf$nahmen einschlieflich
Sicherungsmafinahmen

Die im Recht eines Mitgliedstaats vorgesehenen einstweiligen
Mafinahmen einschlieflich solcher, die auf eine Sicherung gerich-
tet sind, konnen bei den Gerichten dieses Staates auch dann bean-
tragt werden, wenn fiir die Entscheidung in der Hauptsache das
Gericht eines anderen Mitgliedstaats aufgrund dieser Verordnung
zustindig ist.

KAPITEL 1II

ANWENDBARES RECHT

Artikel 15

Bestimmung des anwendbaren Rechts

Das auf Unterhaltspflichten anwendbare Recht bestimmt sich ftir
die Mitgliedstaaten, die durch das Haager Protokoll vom
23. November 2007 iiber das auf Unterhaltspflichten anzuwen-
dende Recht (nachstehend ,Haager Protokoll von 2007 genannt)
gebunden sind, nach jenem Protokoll.

KAPITEL IV

ANERKENNUNG, VOLLSTRECKBARKEIT UND
VOLLSTRECKUNG VON ENTSCHEIDUNGEN

Artikel 16

Geltungsbereich dieses Kapitels

(1)  Dieses Kapitel regelt die Anerkennung, die Vollstreckbar-
keit und die Vollstreckung der unter diese Verordnung fallenden
Entscheidungen.

(2)  Abschnitt 1 gilt fur Entscheidungen, die in einem Mitglied-
staat, der durch das Haager Protokoll von 2007 gebunden ist,
ergangen sind.

(3)  Abschnitt 2 gilt fur Entscheidungen, die in einem Mitglied-
staat, der nicht durch das Haager Protokoll von 2007 gebunden
ist, ergangen sind.

(4)  Abschnitt 3 gilt fiir alle Entscheidungen.

ABSCHNITT 1

In einem Mitgliedstaat, der durch das Haager Protokoll von
2007 gebunden ist, ergangene Entscheidungen

Artikel 17
Abschaffung des Exequaturverfahrens

(1)  Eine in einem Mitgliedstaat, der durch das Haager Proto-
koll von 2007 gebunden ist, ergangene Entscheidung wird in
einem anderen Mitgliedstaat anerkannt, ohne dass es hierfiir eines
besonderen Verfahrens bedarf und ohne dass die Anerkennung
angefochten werden kann.

(2)  Eine in einem Mitgliedstaat, der durch das Haager Proto-
koll von 2007 gebunden ist, ergangene Entscheidung, die in die-
sem Staat vollstreckbar ist, ist in einem anderen Mitgliedstaat
vollstreckbar, ohne dass es einer Vollstreckbarerklirung bedarf.

Artikel 18

Sicherungsmafinahmen

Eine vollstreckbare Entscheidung umfasst von Rechts wegen die
Befugnis, alle auf eine Sicherung gerichteten Maffnahmen zu ver-
anlassen, die im Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats vorgese-
hen sind.

Artikel 19
Recht auf Nachpriifung

(1)  Ein Antragsgegner, der sich im Ursprungsmitgliedstaat
nicht auf das Verfahren eingelassen hat, hat das Recht, eine Nach-
prifung der Entscheidung durch das zustindige Gericht dieses
Mitgliedstaats zu beantragen, wenn

a) ihm das verfahrenseinleitende Schriftstiick oder ein gleich-
wertiges Schriftstiick nicht so rechtzeitig und in einer Weise
zugestellt worden ist, dass er sich verteidigen konnte, oder

b) er aufgrund hoherer Gewalt oder aufgrund aulergewohnli-
cher Umstidnde ohne eigenes Verschulden nicht in der Lage
gewesen ist, Einspruch gegen die Unterhaltsforderung zu
erheben,

es sei denn, er hat gegen die Entscheidung keinen Rechtsbehelf
eingelegt, obwohl er die Moglichkeit dazu hatte.

(2)  Die Frist fiir den Antrag auf Nachpriifung der Entscheidung
beginnt mit dem Tag, an dem der Antragsgegner vom Inhalt der
Entscheidung tatsichlich Kenntnis genommen hat und in der Lage
war, entsprechend titig zu werden, spatestens aber mit dem Tag
der ersten Vollstreckungsmafinahme, die zur Folge hatte, dass die
Vermogensgegenstinde des Antragsgegners ganz oder teilweise
dessen Verfiigung entzogen wurden. Der Antragsgegner wird
unverziiglich tatig, in jedem Fall aber innerhalb einer Frist von 45
Tagen. Eine Verldngerung dieser Frist wegen weiter Entfernung ist
ausgeschlossen.
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(3)  Weist das Gericht den Antrag auf Nachpriifung nach
Absatz 1 mit der Begriindung zuriick, dass keine der Vorausset-
zungen fiir eine Nachpriifung nach jenem Absatz erfiillt ist, bleibt
die Entscheidung in Kraft.

Entscheidet das Gericht, dass eine Nachpriifung aus einem der in
Absatz 1 genannten Griinde gerechtfertigt ist, so wird die Ent-
scheidung fur nichtig erkldrt. Die berechtigte Person verliert
jedoch nicht die Vorteile, die sich aus der Unterbrechung der
Verjihrungs- oder Ausschlussfristen ergeben, noch das Recht, im
urspriinglichen Verfahren moglicherweise zuerkannte Unterhalts-
anspriiche riickwirkend geltend zu machen.

Artikel 20

Schriftstiicke zum Zwecke der Vollstreckung

(1)  Fur die Vollstreckung einer Entscheidung in einem ande-
ren Mitgliedstaat legt der Antragsteller den zustindigen Vollstre-
ckungsbehorden folgende Schriftstiicke vor:

a) eine Ausfertigung der Entscheidung, die die fiir ihre Beweis-
kraft erforderlichen Voraussetzungen erfiillt,

b) einen Auszug aus der Entscheidung, den die zustindige
Behorde des Ursprungsmitgliedstaats unter Verwendung des
in Anhang I vorgesehenen Formblatts erstellt hat;

c) gegebenenfalls ein Schriftstiick, aus dem die Hohe der
Zahlungsriickstinde und das Datum der Berechnung
hervorgehen;

d) gegebenenfalls eine Transskript oder eine Ubersetzung des
Inhalts des in Buchstabe b genannten Formblatts in die Amts-
sprache des Vollstreckungsmitgliedstaats oder — falls es in
diesem Mitgliedstaat mehrere Amtssprachen gibt — nach
Maf3gabe des Rechts dieses Mitgliedstaats in die Verfahrens-
sprache oder eine der Verfahrenssprachen des Ortes, an dem
die Vollstreckung betrieben wird, oder in eine sonstige Spra-
che, fiir die der Vollstreckungsmitgliedstaat erkldrt hat, dass
er sie zuldsst. Jeder Mitgliedstaat kann angeben, welche Amts-
sprache oder Amtssprachen der Organe der Europiischen
Union er neben seiner oder seinen eigenen fiir das Ausfiillen
des Formblatts zuldsst.

(2)  Die zustindigen Behorden des Vollstreckungsmitgliedstaats
konnen vom Antragsteller nicht verlangen, dass dieser eine Uber-
setzung der Entscheidung vorlegt. Eine Ubersetzung kann jedoch
verlangt werden, wenn die Vollstreckung der Entscheidung ange-
fochten wird.

(3)  Eine Ubersetzung aufgrund dieses Artikels ist von einer Per-
son zu erstellen, die zur Anfertigung von Ubersetzungen in einem
der Mitgliedstaaten befugt ist.

Artikel 21

Verweigerung oder Aussetzung der Vollstreckung

(1)  Die im Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats vorgesehe-
nen Griinde fur die Verweigerung oder Aussetzung der Vollstre-
ckung gelten, sofern sie nicht mit der Anwendung der Absitze 2
und 3 unvereinbar sind.

(2)  Die zustindige Behorde des Vollstreckungsmitgliedstaats
verweigert auf Antrag der verpflichteten Person die Vollstreckung
der Entscheidung des Ursprungsgerichts insgesamt oder teilweise,
wenn das Recht auf Vollstreckung der Entscheidung des
Ursprungsgerichts entweder nach dem Recht des Ursprungs-
mitgliedstaats oder nach dem Recht des Vollstreckungsmitglied-
staats verjahrt ist, wobei die lingere Verjahrungsfrist gilt.

Dariiber hinaus kann die zustindige Behorde des Vollstreckungs-
mitgliedstaats auf Antrag der verpflichteten Person die Vollstre-
ckung der Entscheidung des Ursprungsgerichts insgesamt oder
teilweise verweigern, wenn die Entscheidung mit einer im
Vollstreckungsmitgliedstaat ergangenen Entscheidung oder einer in
einem anderen Mitgliedstaat oder einem Drittstaat ergangenen Ent-
scheidung, die die notwendigen Voraussetzungen fiir ihre Anerken-
nung im Vollstreckungsmitgliedstaat erfiillt, unvereinbar ist.

Eine Entscheidung, die bewirkt, dass eine frithere Unterhalts-
entscheidung aufgrund gednderter Umstinde gedndert wird,
gilt nicht als unvereinbare Entscheidung im Sinne des
Unterabsatzes 2.

(3)  Die zustindige Behorde des Vollstreckungsmitgliedstaats
kann auf Antrag der verpflichteten Person die Vollstreckung der
Entscheidung des Ursprungsgerichts insgesamt oder teilweise aus-
setzen, wenn das zustindige Gericht des Ursprungsmitgliedstaats
mit einem Antrag auf Nachpriifung der Entscheidung des
Ursprungsgerichts nach Artikel 19 befasst wurde.

Dariiber hinaus setzt die zustindige Behorde des Vollstreckungs-
mitgliedstaats auf Antrag der verpflichteten Person die Vollstre-
ckung der Entscheidung des Ursprungsgerichts aus, wenn die
Vollstreckbarkeit im Ursprungsmitgliedstaat ausgesetzt ist.

Artikel 22

Keine Auswirkung auf das Bestehen eines
Familienverhiltnisses

Die Anerkennung und Vollstreckung einer Unterhalts-
entscheidung aufgrund dieser Verordnung bewirkt in keiner
Weise die Anerkennung von Familien-, Verwandtschafts-, oder
eherechtlichen Verhiltnissen oder Schwigerschaft, die der Unter-
haltspflicht zugrunde liegen, die zu der Entscheidung gefiihrt hat.

ABSCHNITT 2

In einem Mitgliedstaat, der nicht durch das Haager Protokoll
von 2007 gebunden ist, ergangene Entscheidungen

Artikel 23

Anerkennung

(1)  Diein einem Mitgliedstaat, der nicht durch das Haager Pro-
tokoll von 2007 gebunden ist, ergangenen Entscheidungen wer-
den in den anderen Mitgliedstaaten anerkannt, ohne dass es
hierfiir eines besonderen Verfahrens bedarf.



10.1.2009

Amtsblatt der Européischen Union L7/11

(2)  Bildet die Frage, ob eine Entscheidung anzuerkennen ist, als
solche den Gegenstand eines Streites, so kann jede Partei, welche
die Anerkennung geltend macht, in dem Verfahren nach diesem
Abschnitt die Feststellung beantragen, dass die Entscheidung
anzuerkennen ist.

(3) Wird die Anerkennung in einem Rechtsstreit vor dem
Gericht eines Mitgliedstaats, dessen Entscheidung von der Aner-
kennung abhingt, verlangt, so kann dieses Gericht iiber die Aner-
kennung entscheiden.

Artikel 24
Griinde fiir die Versagung der Anerkennung

Eine Entscheidung wird nicht anerkannt,

a) wenn die Anerkennung der offentlichen Ordnung (ordre
public) des Mitgliedstaats, in dem sie geltend gemacht wird,
offensichtlich widersprechen wiirde. Die Vorschriften iiber
die Zustandigkeit gehoren nicht zur offentlichen Ordnung
(ordre public);

b) wenn dem Antragsgegner, der sich in dem Verfahren nicht
eingelassen hat, das verfahrenseinleitende Schriftstiick oder
ein gleichwertiges Schriftstiick nicht so rechtzeitig und in
einer Weise zugestellt worden ist, dass er sich verteidigen
konnte, es sei denn, der Antragsgegner hat gegen die Ent-
scheidung keinen Rechtsbehelf eingelegt, obwohl er die Mog-
lichkeit dazu hatte;

¢) wenn sie mit einer Entscheidung unvereinbar ist, die zwi-
schen denselben Parteien in dem Mitgliedstaat, in dem die
Anerkennung geltend gemacht wird, ergangen ist;

d) wenn sie mit einer fritheren Entscheidung unvereinbar ist, die
in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittstaat zwi-
schen denselben Parteien in einem Rechtsstreit wegen dessel-
ben Anspruchs ergangen ist, sofern die frithere Entscheidung
die notwendigen Voraussetzungen fiir ihre Anerkennung in
dem Mitgliedstaat erfiillt, in dem die Anerkennung geltend
gemacht wird.

Eine Entscheidung, die bewirkt, dass eine frithere Unterhalts-
entscheidung aufgrund gednderter Umstinde gedndert wird, gilt
nicht als unvereinbare Entscheidung im Sinne der Buchstaben ¢
oder d.

Artikel 25

Aussetzung des Anerkennungsverfahrens

Das Gericht eines Mitgliedstaats, vor dem die Anerkennung einer
Entscheidung geltend gemacht wird, die in einem Mitgliedstaat
ergangenen ist, der nicht durch das Haager Protokoll von 2007
gebunden ist, setzt das Verfahren aus, wenn die Vollstreckung der
Entscheidung im Ursprungsmitgliedstaat wegen der Einlegung
eines Rechtsbehelfs einstweilen eingestellt ist.

Artikel 26
Vollstreckbarkeit

Eine Entscheidung, die in einem Mitgliedstaat ergangen ist, der
nicht durch das Haager Protokoll von 2007 gebunden ist, die in
diesem Staat vollstreckbar ist, wird in einem anderen Mitgliedstaat
vollstreckt, wenn sie dort auf Antrag eines Berechtigten fiir voll-
streckbar erklart worden ist.

Artikel 27
Ortlich zustindiges Gericht

(1)  Der Antrag auf Vollstreckbarerklirung ist an das Gericht
oder an die zustidndige Behorde des Vollstreckungsmitgliedstaats
zu richten, das beziehungsweise die der Kommission von diesem
Mitgliedstaat gemif Artikel 71 notifiziert wurde.

(2)  Die ortliche Zustiandigkeit wird durch den Ort des gewohn-
lichen Aufenthalts der Partei, gegen die die Vollstreckung erwirkt
werden soll, oder durch den Ort, an dem die Vollstreckung durch-
gefiihrt werden soll, bestimmt.

Artikel 28

Verfahren

(1) Dem Antrag auf Vollstreckbarerklarung sind folgende
Schriftstiicke beizufiigen:

a) eine Ausfertigung der Entscheidung, die die fiir ihre Beweis-
kraft erforderlichen Voraussetzungen erfullt,

b) einen durch das Ursprungsgericht unter Verwendung des
Formblatts in Anhang II erstellten Auszug aus der Entschei-
dung, unbeschadet des Artikels 29;

c) gegebenenfalls eine Transskript oder eine Ubersetzung des
Inhalts des in Buchstabe b genannten Formblatts in die Amts-
sprache des Vollstreckungsmitgliedstaats oder — falls es in
diesem Mitgliedstaat mehrere Amtssprachen gibt — nach
MafSgabe des Rechts dieses Mitgliedstaats — in die oder eine
der Verfahrenssprachen des Ortes, an dem der Antrag gestellt
wird, oder in eine sonstige Sprache, die der Vollstreckungs-
mitgliedstaat fiir zuldssig erklért hat. Jeder Mitgliedstaat kann
angeben, welche Amtssprache oder Amtssprachen der
Organe der Europdischen Union er neben seiner oder seinen
eigenen fur das Ausfullen des Formblatts zuldsst.

(2)  Das Gericht oder die zustindige Behorde, bei dem bezie-
hungsweise bei der der Antrag gestellt wird, kann vom Antrag-
steller nicht verlangen, dass dieser eine Ubersetzung der
Entscheidung vorlegt. Eine Ubersetzung kann jedoch im Rahmen
des Rechtsbehelfs nach Artikel 32 oder Artikel 33 verlangt
werden.

(3)  Eine Ubersetzung aufgrund dieses Artikels ist von einer Per-
son zu erstellen, die zur Anfertigung von Ubersetzungen in einem
der Mitgliedstaaten befugt ist.
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Artikel 29

Nichtvorlage des Auszugs

(1)  Wird der Auszug nach Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe b
nicht vorgelegt, so kann das Gericht oder die zustindige Behorde
eine Frist bestimmen, innerhalb deren er vorzulegen ist, oder sich
mit einem gleichwertigen Schriftstiick begniigen oder von der
Vorlage des Auszugs befreien, wenn es eine weitere Klarung nicht
fur erforderlich hilt.

(2)  In dem Fall nach Absatz 1 ist auf Verlangen des Gerichts
oder der zustdndigen Behorde eine Ubersetzung der Schriftstiicke
vorzulegen. Die Ubersetzung ist von einer Person zu erstellen, die
zur Anfertigung von Ubersetzungen in einem der Mitgliedstaaten
befugt ist.

Artikel 30

Vollstreckbarerklirung

Sobald die in Artikel 28 vorgesehenen Formlichkeiten erfullt sind,
spdtestens aber 30 Tage nachdem diese Formlichkeiten erfiillt
sind, es sei denn, dies erweist sich aufgrund aufergewohnlicher
Umstinde als nicht moglich, wird die Entscheidung fiir vollstreck-
bar erklart, ohne dass eine Priifung gemédfl Artikel 24 erfolgt. Die
Partei, gegen die die Vollstreckung erwirkt werden soll, erhilt in
diesem Abschnitt des Verfahrens keine Gelegenheit, eine Erkl-
rung abzugeben.

Artikel 31

Mitteilung der Entscheidung iiber den Antrag auf
Vollstreckbarerklirung

(1)  Die Entscheidung iiber den Antrag auf Vollstreckbarer-
klarung wird dem Antragsteller unverziiglich in der Form mitge-
teilt, die das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats vorsieht.

(2)  Die Vollstreckbarerklirung und, soweit dies noch nicht
geschehen ist, die Entscheidung werden der Partei, gegen die die
Vollstreckung erwirkt werden soll, zugestellt.

Artikel 32
Rechtsbehelf gegen die Entscheidung iiber den Antrag

(1) Gegen die Entscheidung iiber den Antrag auf
Vollstreckbarerklarung kann jede Partei einen Rechtsbehelf
einlegen.

(2)  Der Rechtsbehelf wird bei dem Gericht eingelegt, das der
betreffende Mitgliedstaat der Kommission nach Artikel 71 notifi-
ziert hat.

(3)  Uber den Rechtsbehelf wird nach den Vorschriften ent-
schieden, die fiir Verfahren mit beiderseitigem rechtlichen Gehor
maflgebend sind.

(4)  Lésst sich die Partei, gegen die die Vollstreckung erwirkt
werden soll, in dem Verfahren vor dem mit dem Rechtsbehelf des
Antragstellers befassten Gericht nicht ein, so ist Artikel 11 auch
dann anzuwenden, wenn die Partei, gegen die die Vollstreckung
erwirkt werden soll, ihren gewéhnlichen Aufenthalt nicht im
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats hat.

(5)  Der Rechtsbehelf gegen die Vollstreckbarerklarung ist
innerhalb von 30 Tagen nach ihrer Zustellung einzulegen. Hat die
Partei, gegen die die Vollstreckung erwirkt werden soll, ihren
gewohnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines anderen
Mitgliedstaats als dem, in dem die Vollstreckbarerkldrung ergan-
gen ist, so betrdgt die Frist fiir den Rechtsbehelf 45 Tage und
beginnt von dem Tage an zu laufen, an dem die Vollstreckbarer-
klarung ihr entweder in Person oder in ihrer Wohnung zugestellt
worden ist. Eine Verldngerung dieser Frist wegen weiter Entfer-
nung ist ausgeschlossen.

Artikel 33

Rechtsmittel gegen die Entscheidung iiber den
Rechtsbehelf

Die iiber den Rechtsbehelf ergangene Entscheidung kann nur im
Wege des Verfahrens angefochten werden, das der betreffende
Mitgliedstaat der Kommission nach Artikel 71 notifiziert hat.

Artikel 34
Versagung oder Aufhebung einer Vollstreckbarerklirung

(1)  Die Vollstreckbarerklarung darf von dem mit einem
Rechtsbehelf nach Artikel 32 oder Artikel 33 befassten Gericht
nur aus einem der in Artikel 24 aufgefithrten Griinde versagt oder
aufgehoben werden.

(2)  Vorbehaltlich des Artikels 32 Absatz 4 erldsst das mit
einem Rechtsbehelf nach Artikel 32 befasste Gericht seine Ent-
scheidung innerhalb von 90 Tagen nach seiner Befassung, es sei
denn, dies erweist sich aufgrund auffergewoéhnlicher Umstinde als
nicht moglich.

(3)  Das mit einem Rechtsbehelf nach Artikel 33 befasste
Gericht erlisst seine Entscheidung unverziiglich.

Artikel 35

Aussetzung des Verfahrens

Das mit einem Rechtsbehelf nach Artikel 32 oder Artikel 33
befasste Gericht setzt auf Antrag der Partei, gegen die die Vollstre-
ckung erwirkt werden soll, das Verfahren aus, wenn die Vollstre-
ckung der Entscheidung im Ursprungsmitgliedstaat wegen der
Einlegung eines Rechtsbehelfs einstweilen eingestellt ist.

Artikel 36

Einstweilige MaBnahmen einschlie3lich
Sicherungsmafnahmen

(1)  Ist eine Entscheidung nach diesem Abschnitt anzuerken-
nen, so ist der Antragsteller nicht daran gehindert, einstweilige
Mafinahmen einschlieflich solcher, die auf eine Sicherung gerich-
tet sind, nach dem Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats in
Anspruch zu nehmen, ohne dass es einer Vollstreckbarerklirung
nach Artikel 30 bedarf.

(2)  Die Vollstreckbarerklirung umfasst von Rechts wegen die
Befugnis, solche Mainahmen zu veranlassen.
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(3)  Solange die in Artikel 32 Absatz 5 vorgesehene Frist fiir
den Rechtsbehelf gegen die Vollstreckbarerklarung lauft und
solange iiber den Rechtsbehelf nicht entschieden ist, darf die
Zwangsvollstreckung in das Vermogen der Partei, gegen die die
Vollstreckung erwirkt werden soll, nicht iiber Mafinahmen zur
Sicherung hinausgehen.

Artikel 37

Teilvollstreckbarkeit

(1) Ist durch die Entscheidung iiber mehrere mit dem Antrag
geltend gemachte Anspriiche erkannt worden und kann die
Vollstreckbarerkliarung nicht fiir alle Anspriiche erteilt werden, so
erteilt das Gericht oder die zustindige Behorde sie fiir einen oder
mehrere dieser Anspriiche.

(2)  Der Antragsteller kann beantragen, dass die Vollstreck-
barerkldrung nur fur einen Teil des Gegenstands der Entscheidung
erteilt wird.

Artikel 38

Keine Stempelabgaben oder Gebiihren

Im Vollstreckungsmitgliedstaat diirfen im Vollstreckbarerkla-
rungsverfahren keine nach dem Streitwert abgestuften Stempel-
abgaben oder Gebiihren erhoben werden.

ABSCHNITT 3

Gemeinsame Bestimmungen

Artikel 39
Vorliufige Vollstreckbarkeit

Das Ursprungsgericht kann die Entscheidung ungeachtet eines
etwaigen Rechtsbehelfs fiir vorldufig vollstreckbar erkldren, auch
wenn das innerstaatliche Recht keine Vollstreckbarkeit von Rechts
wegen vorsieht.

Artikel 40

Durchsetzung einer anerkannten Entscheidung

(1)  Eine Partei, die in einem anderen Mitgliedstaat eine im
Sinne des Artikel 17 Absatz 1 oder des Abschnitt 2 anerkannte
Entscheidung geltend machen will, hat eine Ausfertigung der Ent-
scheidung vorzulegen, die die fiir ihre Beweiskraft erforderlichen
Voraussetzungen erfillt.

(2)  Das Gericht, bei dem die anerkannte Entscheidung geltend
gemacht wird, kann die Partei, die die anerkannte Entscheidung
geltend macht, gegebenenfalls auffordern, einen vom Ursprungs-
gericht erstellten Auszug unter Verwendung des Formblatts in
Anhang I beziehungsweise in Anhang II vorzulegen.

Das Ursprungsgericht erstellt diesen Auszug auch auf Antrag
jeder betroffenen Partei.

(3)  Gegebenenfalls tibermittelt die Partei, die die anerkannte
Entscheidung geltend macht, eine Transskript oder eine Uberset-
zung des Inhalts des in Absatz 2 genannten Formblatts in die
Amtssprache des betreffenden Mitgliedstaats oder — falls es in

diesem Mitgliedstaat mehrere Amtssprachen gibt — nach Maf-
gabe der Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats — in die oder
eine der Verfahrenssprachen des Ortes, an dem die anerkannte
Entscheidung geltend gemacht wird, oder in eine sonstige Spra-
che, die der betreffende Mitgliedstaat fiir zuldssig erklart hat. Jeder
Mitgliedstaat kann angeben, welche Amtssprache oder Amtsspra-
chen der Organe der Europdischen Union er neben seiner oder
seinen eigenen fiir das Ausfiillen des Formblatts zuldsst.

(4)  Eine Ubersetzung aufgrund dieses Artikels ist von einer Per-
son zu erstellen, die zur Anfertigung von Ubersetzungen in einem
der Mitgliedstaaten befugt ist.

Artikel 41

Vollstreckungsverfahren und Bedingungen fiir die
Vollstreckung

(1)  Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Verordnung gilt
fir das Verfahren zur Vollstreckung der in einem anderen
Mitgliedstaat ergangenen Entscheidungen das Recht des
Vollstreckungsmitgliedstaats. Eine in einem Mitgliedstaat ergan-
gene Entscheidung, die im Vollstreckungsmitgliedstaat vollstreck-
bar ist, wird dort unter den gleichen Bedingungen vollstreckt wie
eine im Vollstreckungsmitgliedstaat ergangene Entscheidung.

(2)  Von der Partei, die die Vollstreckung einer Entscheidung
beantragt, die in einem anderen Mitgliedstaat ergangen ist, kann
nicht verlangt werden, dass sie im Vollstreckungsmitgliedstaat
tiber eine Postanschrift oder einen bevollmichtigten Vertreter ver-
tugt, aufler bei den Personen, die im Bereich der Vollstreckungs-
verfahren zustdndig sind.

Artikel 42
Verbot der sachlichen Nachpriifung

Eine in einem Mitgliedstaat ergangene Entscheidung darf in dem
Mitgliedstaat, in dem die Anerkennung, die Vollstreckbarkeit oder
die Vollstreckung beantragt wird, in der Sache selbst nicht nach-
gepriift werden.

Artikel 43

Kein Vorrang der Eintreibung von Kosten

Die Eintreibung von Kosten, die bei der Anwendung dieser Ver-
ordnung entstehen, hat keinen Vorrang vor der Geltendmachung
von Unterhaltsanspriichen.

KAPITEL V

ZUGANG ZUM RECHT

Artikel 44

Anspruch auf Prozesskostenhilfe

(1) Die an einem Rechtsstreit im Sinne dieser Verordnung
beteiligten Parteien genieflen nach Mafgabe der in diesem Kapitel
niedergelegten Bedingungen effektiven Zugang zum Recht in
einem anderen Mitgliedstaat, einschlieflich im Rahmen von
Vollstreckungsverfahren und Rechtsbehelfen.
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In den Fillen gemif Kapitel VII wird der effektive Zugang zum
Recht durch den ersuchten Mitgliedstaat gegeniiber jedem Antrag-
steller gewihrleistet, der seinen Aufenthalt im ersuchenden Mit-
gliedstaat hat.

(2)  Um einen solchen effektiven Zugang zu gewihrleisten, leis-
ten die Mitgliedstaaten Prozesskostenhilfe im Einklang mit diesem
Kapitel, sofern nicht Absatz 3 gilt.

(3)  In den Fillen gemdf Kapitel VII ist ein Mitgliedstaat nicht
verpflichtet, Prozesskostenhilfe zu leisten, wenn und soweit die
Verfahren in diesem Mitgliedstaat es den Parteien gestatten, die
Sache ohne Prozesskostenhilfe zu betreiben, und die Zentrale
Behorde die notigen Dienstleistungen unentgeltlich erbringt.

(4)  Die Voraussetzungen fur den Zugang zu Prozesskostenhilfe
diirfen nicht enger als diejenigen, die fiir vergleichbare innerstaat-
liche Falle gelten, sein.

(5)  In Verfahren, die Unterhaltspflichten betreffen, wird fiir die
Zahlung von Verfahrenskosten keine Sicherheitsleistung oder
Hinterlegung gleich welcher Bezeichnung auferlegt.

Artikel 45

Gegenstand der Prozesskostenhilfe

Nach diesem Kapitel gewahrte Prozesskostenhilfe ist die Unter-
stittzung, die erforderlich ist, damit die Parteien ihre Rechte in
Erfahrung bringen und geltend machen konnen und damit sicher-
gestellt werden kann, dass ihre Antrige, die tiber die Zentralen
Behorden oder direkt an die zustindigen Behorden iibermittelt
werden, in umfassender und wirksamer Weise bearbeitet werden.
Sie umfasst soweit erforderlich Folgendes:

a) eine vorprozessuale Rechtsberatung im Hinblick auf eine
auflergerichtliche Streitbeilegung;

b) den Rechtsbeistand bei Anrufung einer Behorde oder eines
Gerichts und die rechtliche Vertretung vor Gericht;

¢) eine Befreiung von den Gerichtskosten und den Kosten fiir
Personen, die mit der Wahrnehmung von Aufgaben wihrend
des Prozesses beauftragt werden, oder eine Unterstiitzung bei
solchen Kosten;

d) in Mitgliedstaaten, in denen die unterliegende Partei die Kos-
ten der Gegenpartei iibernchmen muss, im Falle einer
Prozessniederlage des Empfiangers der Prozesskostenhilfe
auch die Kosten der Gegenpartei, sofern die Prozesskosten-
hilfe diese Kosten umfasst hitte, wenn der Empfinger seinen
gewohnlichen Aufenthalt im Mitgliedstaat des angerufenen
Gerichts gehabt hitte;

e) Dolmetschleistungen;

f) Ubersetzung der vom Gericht oder von der zustindigen
Behorde verlangten und vom Empfinger der Prozesskosten-
hilfe vorgelegten Schriftstiicke, die fiir die Entscheidung des
Rechtsstreits erforderlich sind;

g) Reisekosten, die vom Empfinger der Prozesskostenhilfe zu
tragen sind, wenn das Recht oder das Gericht des betreffen-
den Mitgliedstaats die Anwesenheit der mit der Darlegung
des Falles des Empfingers befassten Personen bei Gericht ver-
langen und das Gericht entscheidet, dass die betreffenden Per-
sonen nicht auf andere Weise zur Zufriedenheit des Gerichts
gehort werden konnen.

Artikel 46

Unentgeltliche Prozesskostenhilfe bei Antrigen auf
Unterhaltsleistungen fiir Kinder, die iiber die Zentralen
Behorden gestellt werden

(1) Der ersuchte Mitgliedstaat leistet unentgeltliche Prozess-
kostenbhilfe fiir alle von einer berechtigten Person nach Artikel 56
gestellten Antrige in Bezug auf Unterhaltspflichten aus einer
Eltern-Kind-Beziehung gegeniiber einer Person, die das 21.
Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

(2)  Ungeachtet des Absatzes 1 kann die zustindige Behorde
des ersuchten Mitgliedstaats in Bezug auf andere Antrige als sol-
che nach Artikel 56 Absatz 1 Buchstaben a und b die Gewahrung
unentgeltlicher Prozesskostenhilfe ablehnen, wenn sie den Antrag
oder einen Rechtsbehelf fiir offensichtlich unbegriindet erachtet.

Artikel 47
Fille, die nicht unter Artikel 46 fallen

(1)  In Féllen, die nicht unter Artikel 46 fallen, kann vorbehalt-
lich der Artikel 44 und 45 die Gewihrung der Prozesskostenhilfe
gemdfd dem innerstaatlichen Recht insbesondere von den Voraus-
setzungen der Priifung der Mittel des Antragstellers oder der
Begriindetheit des Antrags abhingig gemacht werden.

(2)  Ist einer Partei im Ursprungsmitgliedstaat ganz oder teil-
weise Prozesskostenhilfe oder Kosten- und Gebiihrenbefreiung
gewihrt worden, so geniefSt sie ungeachtet des Absatzes 1 in
jedem  Anerkennungs-,  Vollstreckbarerklarungs-  oder
Vollstreckungsverfahren hinsichtlich der Prozesskostenhilfe oder
der Kosten- und Gebithrenbefreiung die giinstigste oder umfas-
sendste Behandlung, die das Recht des Vollstreckungsmitglied-
staats vorsieht.

(3)  Hat eine Partei im Ursprungsmitgliedstaat ein unentgeltli-
ches Verfahren vor einer in Anhang X aufgefiihrten Verwaltungs-
behérde in Anspruch nehmen konnen, so hat sie ungeachtet des
Absatzes 1 in jedem Anerkennungs-, Vollstreckbarerklarungs-
oder Vollstreckungsverfahren Anspruch auf Prozesskostenhilfe
nach Absatz 2. Zu diesem Zweck muss sie ein von der zustindi-
gen Behorde des Ursprungsmitgliedstaats erstelltes Schriftstiick
vorgelegen, mit dem bescheinigt wird, dass sie die wirtschaftli-
chen Voraussetzungen erfiillt, um ganz oder teilweise Prozess-
kostenhilfe oder Kosten- und Gebiihrenbefreiung in Anspruch
nehmen zu kénnen.

Die fiir die Zwecke dieses Absatzes zustindigen Behorden sind in
Anhang XI aufgelistet. Dieser Anhang wird nach dem
Verwaltungsverfahren des Artikels 73 Absatz 2 erstellt und
gedndert.
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KAPITEL VI

GERICHTLICHE VERGLEICHE UND OFFENTLICHE URKUNDEN

Artikel 48

Anwendung dieser Verordnung auf gerichtliche Vergleiche
und offentliche Urkunden

(1)  Die im Ursprungsmitgliedstaat vollstreckbaren gerichtli-
chen Vergleiche und offentlichen Urkunden sind in einem ande-
ren Mitgliedstaat ebenso wie Entscheidungen gemaf8 Kapitel IV
anzuerkennen und in der gleichen Weise vollstreckbar.

(2)  Die Bestimmungen dieser Verordnung gelten, soweit erfor-
derlich, auch fir gerichtliche Vergleiche und offentliche
Urkunden.

(3) Die zustindige Behorde des Ursprungsmitgliedstaats
erstellt auf Antrag jeder betroffenen Partei einen Auszug des
gerichtlichen Vergleichs oder der 6ffentlichen Urkunde unter Ver-
wendung, je nach Fall, der in den Anhdngen I und I oder in den
Anhidngen III und IV vorgesehenen Formblatter.

KAPITEL VII

ZUSAMMENARBEIT DER ZENTRALEN BEHORDEN

Artikel 49

Bestimmung der Zentralen Behorden

(1) Jeder Mitgliedstaat bestimmt eine Zentrale Behorde, welche
die ihr durch diese Verordnung iibertragenen Aufgaben
wahrnimmt.

(2)  Einem Mitgliedstaat, der ein Bundesstaat ist, einem Mit-
gliedstaat mit mehreren Rechtssystemen oder einem Mitgliedstaat,
der aus autonomen Gebietseinheiten besteht, steht es frei, meh-
rere Zentrale Behorden zu bestimmen, deren rdumliche und per-
sonliche Zustindigkeit er festlegt. Macht ein Mitgliedstaat von
dieser Moglichkeit Gebrauch, so bestimmt er die Zentrale
Behorde, an die Mitteilungen zur Ubermittlung an die zustindige
Zentrale Behorde in diesem Staat gerichtet werden konnen.
Wurde eine Mitteilung an eine nicht zustidndige Zentrale Behorde
gerichtet, so hat diese die Mitteilung an die zustidndige Zentrale
Behorde weiterzuleiten und den Absender davon in Kenntnis zu
setzen.

(3)  Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission im Ein-
klang mit Artikel 71 tiber die Bestimmung der Zentralen Behorde
oder der Zentralen Behorden sowie iiber deren Kontaktdaten und
gegebenenfalls deren Zustdndigkeit nach Absatz 2.

Artikel 50

Allgemeine Aufgaben der Zentralen Behorden
(1)  Die Zentralen Behorden

a) arbeiten zusammen, insbesondere durch den Austausch von
Informationen, und fordern die Zusammenarbeit der zustin-
digen Behorden ihrer Mitgliedstaaten, um die Ziele dieser
Verordnung zu verwirklichen;

b) suchen, soweit moglich, nach Losungen fiir Schwierigkeiten,
die bei der Anwendung dieser Verordnung auftreten.

(2)  Die Zentralen Behorden ergreifen Maffnahmen, um die
Anwendung dieser Verordnung zu erleichtern und die Zusam-
menarbeit untereinander zu starken. Hierzu wird das mit der Ent-
scheidung 2001/470/EG eingerichtete Europdische Justizielle
Netz fiir Zivil- und Handelssachen genutzt.

Artikel 51

Besondere Aufgaben der Zentralen Behorden

(1)  Die Zentralen Behorden leisten bei Antrdgen nach Arti-
kel 56 Hilfe, indem sie insbesondere

a) diese Antrage tibermitteln und entgegennehmen;

b) Verfahren beziiglich dieser Antrége einleiten oder die Einlei-
tung solcher Verfahren erleichtern.

(2)  In Bezug auf diese Antrdge treffen die Zentralen Behorden
alle angemessenen Maffnahmen, um

a) Prozesskostenhilfe zu gewihren oder die Gewihrung von
Prozesskostenhilfe zu erleichtern, wenn die Umstiande es
erfordern;

b) dabei behilflich zu sein, den Aufenthaltsort der verpflichte-
ten oder der berechtigten Person ausfindig zu machen, ins-
besondere in Anwendung der Artikel 61, 62 und 63;

¢) die Erlangung einschlégiger Informationen iiber das Einkom-
men und, wenn notig, das Vermogen der verpflichteten oder
der berechtigten Person einschlieflich der Belegenheit von
Vermogensgegenstinden zu erleichtern, insbesondere in
Anwendung der Artikel 61, 62 und 63;

d) gitliche Regelungen zu férdern, um die freiwillige Zahlung
von Unterhalt zu erreichen, wenn angebracht durch Media-
tion, Schlichtung oder dhnliche Mittel;

e) die fortlaufende Vollstreckung von Unterhaltsentscheidungen
einschlieBlich der Zahlungsriickstinde zu erleichtern;

f) die Eintreibung und ziigige Uberweisung von Unterhalt zu
erleichtern;

g) unbeschadet der Verordnung (EG) Nr. 1206/2001 die Bewei-
serhebung, sei es durch Urkunden oder durch andere Beweis-
mittel, zu erleichtern;

h) Dei der Feststellung der Abstammung Hilfe zu leisten, wenn
dies zur Geltendmachung von Unterhaltsanspriichen not-
wendig ist;

i)  Verfahren zur Erwirkung notwendiger vorldufiger Maffnah-
men, die auf das betreffende Hoheitsgebiet beschrankt sind
und auf die Absicherung des Erfolgs eines anhdngigen Unter-
haltsantrags abzielen, einzuleiten oder die Einleitung solcher
Verfahren zu erleichtern;

j)  unbeschadet der Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 die Zustel-
lung von Schriftstiicken zu erleichtern.
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(3) Die Aufgaben, die nach diesem Artikel der Zentralen
Behorde tibertragen sind, konnen in dem vom Recht des betrof-
fenen Mitgliedstaats vorgesehenen Umfang von offentliche Auf-
gaben wahrnehmenden Einrichtungen oder anderen der Aufsicht
der zustindigen Behorden dieses Mitgliedstaats unterliegenden
Stellen wahrgenommen werden. Der Mitgliedstaat teilt der Kom-
mission gemaf$ Artikel 71 die Bestimmung solcher Einrichtungen
oder anderen Stellen sowie deren Kontaktdaten und Zustindig-
keit mit.

(4)  Dieser Artikel und Artikel 53 verpflichten eine Zentrale
Behorde nicht zur Ausiibung von Befugnissen, die nach dem
Recht des ersuchten Mitgliedstaats ausschlieflich den Gerichten
zustehen.

Atrtikel 52
Vollmacht

Die Zentrale Behorde des ersuchten Mitgliedstaats kann vom
Antragsteller eine Vollmacht nur verlangen, wenn sie in seinem
Namen in Gerichtsverfahren oder in Verfahren vor anderen
Behorden titig wird, oder um einen Vertreter fiir diese Zwecke zu
bestimmen.

Artikel 53

Ersuchen um Durchfithrung besonderer Maf$nahmen

(1)  Eine Zentrale Behorde kann unter Angabe der Griinde eine
andere Zentrale Behorde auch dann ersuchen, angemessene
besondere Mafinahmen nach Artikel 51 Absatz 2 Buchstaben b,
¢, g h, iundj zu treffen, wenn kein Antrag nach Artikel 56
anhingig ist. Die ersuchte Zentrale Behorde trifft, wenn sie es fur
notwendig erachtet, angemessene Mafinahmen, um einem poten-
ziellen Antragsteller bei der Einreichung eines Antrags nach Arti-
kel 56 oder bei der Feststellung behilflich zu sein, ob ein solcher
Antrag gestellt werden soll.

(2)  Im Falle eines Ersuchens hinsichtlich besonderer Mafnah-
men im Sinne des Artikels 51 Absatz 2 Buchstaben b und c holt
die ersuchte Zentrale Behorde die erbetenen Informationen ein,
erforderlichenfalls in Anwendung von Artikel 61. Informationen
nach Artikel 61 Absatz 2 Buchstaben b, ¢ und d diirfen jedoch
erst eingeholt werden, wenn die berechtigte Person eine Ausferti-
gung einer zu vollstreckenden Entscheidung, eines zu vollstre-
ckenden gerichtlichen Vergleichs oder einer zu vollstreckenden
offentlichen Urkunde, gegebenenfalls zusammen mit dem Auszug
nach den Artikeln 20, 28 oder 48, vorlegt.

Die ersuchte Zentrale Behorde {ibermittelt die eingeholten Infor-
mationen an die ersuchende Zentrale Behorde. Wurden diese
Informationen in Anwendung von Artikel 61 eingeholt, wird
dabei nur die Anschrift des potenziellen Antragsgegners im
ersuchten Mitgliedstaat iibermittelt. Im Rahmen eines Ersuchens
im Hinblick auf die Anerkennung, die Vollstreckbarkeitserklarung
oder die Vollstreckung wird dabei im Ubrigen nur angegeben, ob
tiberhaupt Einkommen oder Vermogen der verpflichteten Person
in diesem Staat bestehen.

Ist die ersuchte Zentrale Behorde nicht in der Lage, die erbetenen
Informationen zur Verfiigung zu stellen, so teilt sie dies der ersu-
chenden Zentralen Behorde unverziiglich unter Angabe der
Griinde mit.

(3)  Eine Zentrale Behorde kann auf Ersuchen einer anderen
Zentralen Behorde auch besondere Maflnahmen in einem Fall mit
Auslandsbezug treffen, der die Geltendmachung von Unterhalts-
anspriichen betrifft und im ersuchenden Mitgliedstaat anhingig
ist.

(4)  Die Zentralen Behorden verwenden fiir Ersuchen nach die-
sem Artikel das in Anhang V vorgesehene Formblatt.

Artikel 54

Kosten der Zentralen Behorde

(1)  Jede Zentrale Behorde tragt die Kosten, die ihr durch die
Anwendung dieser Verordnung entstehen.

(2)  Die Zentralen Behorden diirfen vom Antragsteller fiir ihre
nach dieser Verordnung erbrachten Dienstleistungen keine
Gebiihren erheben, aufer fur auffergewohnliche Kosten, die sich
aus einem Ersuchen um besondere Mafinahmen nach Artikel 53
ergeben.

Fiir die Zwecke dieses Absatzes gelten die Kosten im Zusammen-
hang mit der Feststellung des Aufenthaltsorts der verpflichteten
Person nicht als auffergewohnlich.

(3)  Die ersuchte Zentrale Behorde kann sich die aufergewohn-
lichen Kosten nach Absatz 2 nur erstatten lassen, wenn der
Antragsteller im Voraus zugestimmt hat, dass die Dienstleistun-
gen mit einem Kostenaufwand in der betreffenden Hohe erbracht
werden.

Artikel 55

Ubermittlung von Antrigen iiber die Zentralen Behérden

Antrige nach diesem Kapitel sind iiber die Zentrale Behorde des
Mitgliedstaats, in dem der Antragsteller seinen Aufenthalt hat, bei
der Zentralen Behorde des ersuchten Mitgliedstaats zu stellen.

Artikel 56
Zur Verfiigung stehende Antrige

(1)  Eine berechtigte Person, die Unterhaltsanspriiche nach die-
ser Verordnung geltend machen will, kann Folgendes beantragen:

a)  Anerkennung oder Anerkennung und Vollstreckbarerklarung
einer Entscheidung;

b) Vollstreckung einer im ersuchten Mitgliedstaat ergangenen
oder anerkannten Entscheidung;

¢) Herbeifithren einer Entscheidung im ersuchten Mitgliedstaat,
wenn keine Entscheidung vorliegt, einschlieBlich, soweit
erforderlich, der Feststellung der Abstammung;

d) Herbeifithren einer Entscheidung im ersuchten Mitgliedstaat,
wenn die Anerkennung und Vollstreckbarerklarung einer
Entscheidung, die in einem anderen Staat als dem ersuchten
Mitgliedstaat ergangen ist, nicht méglich ist;

e) Anderung einer im ersuchten Mitgliedstaat ergangenen
Entscheidung;
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f)  Anderung einer Entscheidung, die in einem anderen Staat als
dem ersuchten Mitgliedstaat ergangen ist.

(2)  Eine verpflichtete Person, gegen die eine Unterhalts-
entscheidung vorliegt, kann Folgendes beantragen:

a) Anerkennung einer Entscheidung, die die Aussetzung oder
Einschrinkung der Vollstreckung einer fritheren Entschei-
dung im ersuchten Mitgliedstaat bewirkt;

b) Anderung einer im ersuchten Mitgliedstaat ergangenen
Entscheidung;

¢) Anderung einer Entscheidung, die in einem anderen Staat als
dem ersuchten Mitgliedstaat ergangen ist.

(3)  Bei Antrdgen nach diesem Artikel werden der Beistand und
die Vertretung nach Artikel 45 Buchstabe b durch die Zentrale
Behorde des ersuchten Mitgliedstaats entweder unmittelbar oder
iiber offentliche Aufgaben wahrnehmende Einrichtungen oder
andere Stellen oder Personen geleistet.

(4)  Sofern in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist,
werden Antrige gemifl den Absdtzen 1 und 2 nach dem Recht
des ersuchten Mitgliedstaats behandelt und unterliegen den in die-
sem Mitgliedstaat geltenden Zustindigkeitsvorschriften.

Artikel 57
Inhalt des Antrags

(1)  Fur Antrdge nach Artikel 56 ist das in Anhang VI oder in
Anhang VII vorgesehene Formblatt zu verwenden.

(2)  Antriage nach Artikel 56 miissen mindestens folgende
Angaben enthalten:

a) eine Erklirung in Bezug auf die Art des Antrags oder der
Antrage;

b) den Namen und die Kontaktdaten des Antragstellers, ein-
schlieflich seiner Anschrift und seines Geburtsdatums;

¢) den Namen und, sofern bekannt, die Anschrift sowie das
Geburtsdatum des Antragsgegners;

d) den Namen und das Geburtsdatum jeder Person, fiir die
Unterhalt verlangt wird;

e) die Griinde, auf die sich der Antrag stiitzt;

f)  wenn die berechtigte Person den Antrag stellt, Angaben zu
dem Ort, an dem die Unterhaltszahlungen geleistet oder an
den sie elektronisch tiberwiesen werden sollen;

g) den Namen und die Kontaktdaten der Person oder Stelle in
der Zentralen Behorde des ersuchenden Mitgliedstaats, die fiir
die Bearbeitung des Antrags zustindig ist.

(3)  Fir die Zwecke des Absatzes 2 Buchstabe b kann die per-
sonliche Anschrift des Antragstellers im Falle familidrer Gewalt
durch eine andere Anschrift ersetzt werden, sofern das innerstaat-
liche Recht des ersuchten Mitgliedstaats nicht vorschreibt, dass
der Antragsteller fiir die Zwecke des Verfahrens seine personliche
Anschrift angibt.

(4)  Wenn angebracht und soweit bekannt, muss der Antrag
auflerdem Folgendes enthalten:

a) Angaben tiber die finanziellen Verhiltnisse der berechtigten
Person,;

b) Angaben iber die finanziellen Verhiltnisse der verpflichte-
ten Person, einschlieflich des Namens und der Anschrift des
Arbeitgebers der verpflichteten Person, sowie Art und Bele-
genheit der Vermogensgegenstinde der verpflichteten
Person;

¢) alle anderen Angaben, die es gestatten, den Aufenthaltsort
des Antragsgegners ausfindig zu machen.

(5)  Dem Antrag sind alle erforderlichen Angaben oder schrift-
lichen Belege einschlieflich gegebenenfalls Unterlagen zum Nach-
weis des Anspruchs des Antragstellers auf Prozesskostenhilfe
beizufiigen. Antragen nach Artikel 56 Absatz 1 Buchstaben a und
b und Absatz 2 Buchstabe a sind je nach Fall nur die in den Arti-
keln 20, 28 oder 48 oder die in Artikel 25 des Haager Uberein-
kommens von 2007 aufgefiihrten Schriftstiicke beizufiigen.

Artikel 58

Ubermittlung, Entgegennahme und Bearbeitung der
Antrige und Fille durch die Zentralen Beh6rden

(1)  Die Zentrale Behorde des ersuchenden Mitgliedstaats ist
dem Antragsteller behilflich, sicherzustellen, dass der Antrag alle
Schriftstiicke und Angaben umfasst, die nach Kenntnis dieser
Behorde fiir seine Priifung notwendig sind.

(2)  Nachdem sich die Zentrale Behorde des ersuchenden
Mitgliedstaats davon tiberzeugt hat, dass der Antrag den Erforder-
nissen dieser Verordnung entspricht, iibermittelt sie ihn der Zen-
tralen Behorde des ersuchten Mitgliedstaats.

(3)  Innerhalb von 30 Tagen ab dem Tag des Eingangs des
Antrags bestitigt die ersuchte Zentrale Behorde den Eingang des
Antrags unter Verwendung des in Anhang VIII vorgesehenen
Formblatts, benachrichtigt die Zentrale Behorde des ersuchenden
Mitgliedstaats iiber die ersten Mafnahmen, die zur Bearbeitung
des Antrags getroffen wurden oder werden, und fordert gegebe-
nenfalls die von ihr fiir notwendig erachteten zusitzlichen Schrift-
stiicke oder Angaben an. Innerhalb derselben Frist von 30 Tagen
teilt die ersuchte Zentrale Behorde der ersuchenden Zentralen
Behorde den Namen und die Kontaktdaten der Person oder
Dienststelle mit, die damit beauftragt ist, Fragen im Hinblick auf
den Stand des Antrags zu beantworten.

(4)  Innerhalb von 60 Tagen nach der Empfangsbestitigung
unterrichtet die ersuchte Zentrale Behorde die ersuchende Zen-
trale Behorde tiber den Stand des Antrags.

(5)  Die ersuchende und die ersuchte Zentrale Behorde unter-
richten einander

a) iiber die Person oder Dienststelle, die fiir einen bestimmten
Fall zustindig ist;

b) {iber den Stand des Verfahrens

und beantworten Auskunftsersuchen rechtzeitig.
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(6)  Die Zentralen Behorden behandeln einen Fall so ziigig, wie
es eine sachgemife Priifung seines Gegenstands zulisst.

(7) Die Zentralen Behorden benutzen untereinander die
schnellsten und effizientesten Kommunikationsmittel, die ihnen
zur Verfiigung stehen.

(8)  Eine ersuchte Zentrale Behorde kann die Bearbeitung eines
Antrags nur ablehnen, wenn offensichtlich ist, dass die Voraus-
setzungen dieser Verordnung nicht erfiillt sind. In diesem Fall
unterrichtet die betreffende Zentrale Behorde die ersuchende Zen-
trale Behorde umgehend unter Verwendung des in Anhang IX
vorgesehenen Formblatts iiber die Griinde fur ihre Ablehnung.

(9)  Die ersuchte Zentrale Behorde kann einen Antrag nicht
allein deshalb ablehnen, weil zusitzliche Schriftstiicke oder Anga-
ben erforderlich sind. Die ersuchte Zentrale Behorde kann die
ersuchende Zentrale Behorde jedoch auffordern, solche zusitzli-
chen Schriftstiicke oder Angaben zu tibermitteln. Geschieht dies
nicht innerhalb von 90 Tagen oder einer von der ersuchten Zen-
tralen Behorde gesetzten lingeren Frist, so kann diese Behorde
beschliefen, die Bearbeitung des Antrags zu beenden. In diesem
Fall unterrichtet sie die ersuchende Zentrale Behorde unter Ver-
wendung des in Anhang IX vorgesehenen Formblatts.

Artikel 59

Sprachenregelung

(1)  Das Formblatt fiir das Ersuchen oder den Antrag ist in der
Amtssprache des ersuchten Mitgliedstaats oder, wenn es in die-
sem Mitgliedstaat mehrere Amtssprachen gibt, der Amtssprache
oder einer der Amtssprachen des Ortes, an dem sich die betref-
fende Zentrale Behorde befindet, oder in einer sonstigen Amts-
sprache der Organe der Europdischen Union, die der ersuchte
Mitgliedstaat fiir zulidssig erklirt hat, auszufillen, es sei denn, die
Zentrale Behorde dieses Mitgliedstaats verzichtet auf eine
Ubersetzung.

(2)  Unbeschadet der Artikel 20, 28, 40 und 66 werden die
dem Formblatt fiir das Ersuchen oder den Antrag beigefiigten
Schriftstiicke nur dann in die gemaf Absatz 1 bestimmte Sprache
iibersetzt, wenn eine Ubersetzung fiir die Gewdhrung der bean-
tragten Hilfe erforderlich ist.

(3) Die sonstige Kommunikation zwischen den Zentralen
Behorden erfolgt in der nach Absatz 1 bestimmten Sprache,
sofern die Zentralen Behorden nichts anderes vereinbaren.

Artikel 60

Zusammenkiinfte

(1) Zur leichteren Anwendung dieser Verordnung finden regel-
mifig Zusammenkiinfte der Zentralen Behorden statt.

(2)  Die Einberufung dieser Zusammenkiinfte erfolgt im Ein-
klang mit der Entscheidung 2001/470/EG.

Artikel 61

Zugang der Zentralen Behorden zu Informationen

(1)  Nach Mafgabe dieses Kapitels und abweichend von Arti-
kel 51 Absatz 4 setzt die ersuchte Zentrale Behorde alle geeigne-
ten und angemessenen Mittel ein, um die Informationen gemafS
Absatz 2 einzuholen, die erforderlich sind, um in einem bestimm-
ten Fall den Erlass, die Anderung, die Anerkennung, die
Vollstreckbarerklarung oder die Vollstreckung einer Entscheidung
zu erleichtern.

Die Behorden oder Verwaltungen, die im Rahmen ihrer gewohn-
lichen Titigkeit im ersuchten Mitgliedstaat iiber die Informatio-
nen nach Absatz 2 verfiigen und fiir ihre Verarbeitung im Sinne
der Richtlinie 95/46/EG verantwortlich sind, stellen diese Infor-
mationen vorbehaltlich der Beschriankungen, die aus Griinden der
nationalen oder offentlichen Sicherheit gerechtfertigt sind, der
ersuchten Zentralen Behorde auf Anfrage in den Fillen, in denen
die ersuchte Zentrale Behorde keinen direkten Zugang zu diesen
Informationen hat, zur Verfiigung.

Die Mitgliedstaaten konnen die Behorden oder Verwaltungen
bestimmen, die geeignet sind, der ersuchten Zentralen Behorde
die Informationen nach Absatz 2 zur Verfiigung zu stellen. Nimmt
ein Mitgliedstaat eine solche Bestimmung vor, so achtet er darauf,
dass er die Behorden und Verwaltungen so auswihlt, dass seine
Zentrale Behorde Zugang zu den erforderlichen Informationen
gemaf diesem Artikel erhalt.

Andere juristische Personen, die im ersuchten Mitgliedstaat tiber
die Informationen nach Absatz 2 verfiigen und fur ihre Verarbei-
tung im Sinne der Richtlinie 95/46/EG verantwortlich sind, stel-
len diese Informationen der ersuchten Zentralen Behorde auf
Anfrage zur Verfiigung, wenn sie nach dem Recht des ersuchten
Mitgliedstaats dazu befugt sind.

Die ersuchte Zentrale Behorde leitet die so erlangten Informatio-
nen erforderlichenfalls an die ersuchende Zentrale Behorde weiter.

(2)  Bei den Informationen im Sinne dieses Artikels muss es
sich um solche handeln, tiber die die Behorden, Verwaltungen
oder Personen nach Absatz 1 bereits verfiigen. Diese Informatio-
nen sind angemessen und erheblich und gehen nicht iiber das
Erforderliche hinaus; sie betreffen Folgendes:

a)  Anschrift der verpflichteten oder der berechtigten Person,
b) Einkommen der verpflichteten Person,

¢) Nennung des Arbeitgebers der verpflichteten Person
und/oder der Bankverbindung(en) der verpflichteten Person
und

d) Vermogen der verpflichteten Person.

Zur Herbeifiihrung oder Anderung einer Entscheidung kann die
ersuchte Zentrale Behorde nur die Angaben nach Buchstabe a
anfordern.

Fiir die Anerkennung, Vollstreckbarerklarung oder Vollstreckung
einer Entscheidung kann die ersuchte Zentrale Behorde alle Anga-
ben nach Unterabsatz 1 anfordern. Die Angaben nach Buchstabe
d konnen jedoch nur dann angefordert werden, wenn die Anga-
ben nach den Buchstaben b und ¢ nicht ausreichen, um die Voll-
streckung der Entscheidung zu ermaoglichen.
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Artikel 62

Weiterleitung und Verwendung der Informationen

(1) Die Zentralen Behorden leiten die in Artikel 61
Absatz 2genannten Informationen innerhalb ihres Mitgliedstaats
je nach Fall an die zustindigen Gerichte, die fiir die Zustellung
von Schriftstiicken zustdndigen Behorden und die mit der Voll-
streckung einer Entscheidung betrauten zustindigen Behorden
weiter.

(2)  Jede Behorde oder jedes Gericht, der/dem Informationen
aufgrund von Artikel 61 tbermittelt wurden, darf diese nur zur
Erleichterung der Durchsetzung von Unterhaltsforderungen
verwenden.

Mit Ausnahme der Informationen, die sich einzig darauf beziehen,
ob eine Anschrift, Einkommen oder Vermégen im ersuchten Mit-
gliedstaat bestehen, diirfen, vorbehaltlich der Anwendung von
Verfahrensregeln vor einem Gericht, die Informationen nach Arti-
kel 61 Absatz 2 nicht der Person gegeniiber offen gelegt werden,
die die ersuchende Zentrale Behorde angerufen hat.

(3)  Jede Behorde, die eine ihr aufgrund von Artikel 61 tiber-
mittelte Information bearbeitet, bewahrt diese nur so lange auf,
wie es fiir die Zwecke, fiir die die Information {ibermittelt wurde,
erforderlich ist.

(4)  Jede Behorde, die ihr aufgrund von Artikel 61 iibermittelte
Informationen bearbeitet, gewahrleistet die Vertraulichkeit dieser
Informationen nach Maflgabe des innerstaatlichen Rechts.

Artikel 63

Benachrichtigung der von der Erhebung der
Informationen betroffenen Person

(1)  Die Benachrichtigung der von der Erhebung der Informa-
tionen betroffenen Person iiber die Ubermittlung dieser Informa-
tionen in Teilen oder ihrer Gesamtheit erfolgt gemif dem
innerstaatlichen Recht des ersuchten Mitgliedstaats.

(2)  Falls diese Benachrichtigung die Gefahr birgt, die wirksame
Geltendmachung des Unterhaltsanspruchs zu beeintrichtigen,
kann sie um hochstens 90 Tage ab dem Tag, an dem die Infor-
mationen der ersuchten Zentralen Behorde tibermittelt wurden,
aufgeschoben werden.

KAPITEL VIII

OFFENTLICHE AUFGABEN WAHRNEHMENDE
EINRICHTUNGEN

Artikel 64

Offentliche Aufgaben wahrnehmende Einrichtungen als
Antragsteller

(1)  Fur die Zwecke eines Antrags auf Anerkennung und
Vollstreckbarerkldrung von Entscheidungen oder fiir die Zwecke
der Vollstreckung von Entscheidungen schlieft der Begriff
,berechtigte Person” eine 6ffentliche Aufgaben wahrnehmende
Einrichtung, die fiir eine unterhaltsberechtigte Person handelt,
oder eine Einrichtung, der anstelle von Unterhalt erbrachte Leis-
tungen zu erstatten sind, ein.

(2)  Fir das Recht einer offentliche Aufgaben wahrnehmenden
Einrichtung, fiir eine unterhaltsberechtigte Person zu handeln
oder die Erstattung der der berechtigten Person anstelle von
Unterhalt erbrachten Leistung zu fordern, ist das Recht mafige-
bend, dem die Einrichtung untersteht.

(3)  Eine offentliche Aufgaben wahrnehmende Einrichtung
kann die Anerkennung und Vollstreckbarerklarung oder Vollstre-
ckung folgender Entscheidungen beantragen:

a) einer Entscheidung, die gegen eine verpflichtete Person auf
Antrag einer offentliche Aufgaben wahrnehmenden Einrich-
tung ergangen ist, welche die Bezahlung von Leistungen ver-
langt, die anstelle von Unterhalt erbracht wurden;

b) einer zwischen einer berechtigten und einer verpflichteten
Person ergangenen Entscheidung, soweit der der berechtig-
ten Person Leistungen anstelle von Unterhalt erbracht
wurden.

(4)  Die offentliche Aufgaben wahrnehmende Einrichtung, wel-
che die Anerkennung und Vollstreckbarerkliarung einer Entschei-
dung geltend macht oder deren Vollstreckung beantragt, legt auf
Verlangen alle Schriftstiicke vor, aus denen sich ihr Recht nach
Absatz 2 und die Erbringung von Leistungen an die berechtigte
Person ergeben.

KAPITEL IX

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN UND
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 65

Legalisation oder dhnliche Formlichkeiten

Im Rahmen dieser Verordnung bedarf es weder der Legalisation
noch einer dhnlichen Férmlichkeit.

Artikel 66

Ubersetzung der Beweisunterlagen

Unbeschadet der Artikel 20, 28 und 40 kann das angerufene
Gericht fur Beweisunterlagen, die in einer anderen Sprache als der
Verfahrenssprache vorliegen, nur dann eine Ubersetzung von den
Parteien verlangen, wenn es der Ansicht ist, dass dies fiir die von
ihm zu erlassende Entscheidung oder fur die Wahrung der
Verteidigungsrechte notwendig ist.

Artikel 67

Kostenerstattung

Unbeschadet des Artikels 54 kann die zustindige Behorde des
ersuchten Mitgliedstaats von der unterliegenden Partei, die unent-
geltliche Prozesskostenhilfe aufgrund von Artikel 46 erhilt, in
Ausnahmefillen und wenn deren finanzielle Verhiltnisse es zulas-
sen, die Erstattung der Kosten verlangen.
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Artikel 68

Verhiltnis zu anderen Rechtsinstrumenten der
Gemeinschaft

(1)  Vorbehaltlich des Artikels 75 Absatz 2 wird mit dieser Ver-
ordnung die Verordnung (EG) Nr. 44/2001 dahin gehend gein-
dert, dass deren fiir Unterhaltssachen geltende Bestimmungen
ersetzt werden.

(2)  Diese Verordnung tritt hinsichtlich Unterhaltssachen an die
Stelle der Verordnung (EG) Nr. 805/2004, aufer in Bezug auf
Europdische Vollstreckungstitel iber Unterhaltspflichten, die in
einem Mitgliedstaat, der nicht durch das Haager Protokoll von
2007 gebunden ist, ausgestellt wurden.

(3)  Im Hinblick auf Unterhaltssachen bleibt die Anwendung
der Richtlinie 2003/8/EG vorbehaltlich des Kapitels V von dieser
Verordnung unberiihrt.

(4)  Die Anwendung der Richtlinie 95/46/EG bleibt von dieser
Verordnung unberiihrt.

Artikel 69

Verhiltnis zu bestehenden internationalen
Ubereinkommen und Vereinbarungen

(1)  Diese Verordnung beriihrt nicht die Anwendung der Uber-
einkommen und bilateralen oder multilateralen Vereinbarungen,
denen ein oder mehrere Mitgliedstaaten zum Zeitpunkt der
Annahme dieser Verordnung angehéren und die die in dieser Ver-
ordnung geregelten Bereiche betreffen, unbeschadet der Verpflich-
tungen der Mitgliedstaaten gemafS Artikels 307 des Vertrags.

(2)  Ungeachtet des Absatzes 1 und unbeschadet des Absat-
zes 3 hat diese Verordnung im Verhiltnis der Mitgliedstaaten
untereinander jedoch Vorrang vor Ubereinkommen und Verein-
barungen, die sich auf Bereiche, die in dieser Verordnung geregelt
sind, erstrecken und denen Mitgliedstaaten angehoren.

(3)  Diese Verordnung steht der Anwendung des Ubereinkom-
mens vom 23. Mirz 1962 zwischen Schweden, Danemark, Finn-
land, Island und Norwegen iiber die Geltendmachung von
Unterhaltsforderungen durch die ihm angeh6renden Mitgliedstaa-
ten nicht entgegen, da dieses Ubereinkommen in Bezug auf die
Anerkennung, die Vollstreckbarkeit und die Vollstreckung von
Entscheidungen Folgendes vorsieht:

a) vereinfachte und beschleunigte Verfahren fur die Vollstre-
ckung von Entscheidungen in Unterhaltssachen und

b) eine Prozesskostenhilfe, die giinstiger ist als die Prozess-
kostenhilfe nach Kapitel V dieser Verordnung.

Die Anwendung des genannten Ubereinkommens darf jedoch
nicht bewirken, dass dem Antragsgegner der Schutz nach den
Artikeln 19 und 21 dieser Verordnung entzogen wird.

Artikel 70
Der Offentlichkeit zur Verfiigung gestellte Informationen

Die Mitgliedstaaten {ibermitteln im Rahmen des durch die Ent-
scheidung 2001/470/EG eingerichteten Europdischen Justiziellen
Netzes fiir Zivil- und Handelssachen die folgenden Informationen
im Hinblick auf ihre Bereitstellung fiir die Offentlichkeit:

a) eine Beschreibung der nationalen Rechtsvorschriften und
Verfahren, die Unterhaltspflichten betreffen,

b) eine Beschreibung der zur Erfillung der Verpflichtungen aus
Artikel 51 getroffenen Mafinahmen,

¢) eine Beschreibung dariiber, wie ein effektiver Zugang zum
Recht gemif$ Artikel 44 gewihrleistet wird, und

d) eine Beschreibung der nationalen Vollstreckungsvorschriften
und -verfahren, einschlieflich Informationen tber alle
Vollstreckungsbeschrankungen, insbesondere iiber Vorschrif-
ten zum Schutz von verpflichteten Personen und zu
Verjahrungsfristen.

Die Mitgliedstaaten halten diese Informationen stets auf dem neu-
esten Stand.

Artikel 71

Informationen zu Kontaktdaten und Sprachen

(1)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission spitestens bis
zum 18. September 2010 Folgendes mit:

a) die Namen und Kontaktdaten der fiur Antrige auf
Vollstreckbarerklirung gemaf§ Artikel 27 Absatz 1 und fiir
Rechtsbehelfe gegen Entscheidungen tiber derartige Antrige
gemifs Artikel 32 Absatz 2 zustindigen Gerichte oder
Behorden;

b) die in Artikel 33 genannten Rechtsbehelfe;

¢) das Nachpriifungsverfahren zum Zweck der Anwendung von
Artikel 19 sowie die Namen und Kontaktdaten der zustindi-
gen Gerichte;

d) die Namen und Kontaktdaten ihrer Zentralen Behorden sowie
gegebenenfalls deren Zustindigkeitsbereiche gemdfl Arti-
kel 49 Absatz 3;

e¢) die Namen und Kontaktdaten der 6ffentlichen oder sonstigen
Stellen sowie gegebenenfalls deren Zustindigkeitsbereiche
gemafs Artikel 51 Absatz 3;

f) die Namen und Kontaktdaten der Behorden, die fiir
Vollstreckungssachen im Sinne des Artikel 21 zustdndig sind;

g) die Sprachen, die fiir Ubersetzungen der in den Artikeln 20,
28 und 40 genannten Schriftstiicke zugelassen sind;

h) die Sprache oder Sprachen, die von ihren Zentralen Behor-
den fur die Kommunikation mit den anderen Zentralen
Behorden gemifs Artikel 59 zugelassen sind.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission {iber spatere
Anderungen dieser Angaben.

(2)  Die Kommission veroffentlicht die gemidfl Absatz 1 mitge-
teilten Angaben im Amtsblatt der Europdischen Union, mit Aus-
nahme der in den Buchstaben a, ¢ und f genannten Anschriften
und anderen Kontaktdaten der Gerichte und Behorden.
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(3)  Die Kommission hilt alle gemifl Absatz 1 mitgeteilten
Angaben auf andere geeignete Weise, insbesondere iiber das mit
der Entscheidung 2001/470/EG eingerichtete Europdische Justi-
zielle Netz fiir Zivil- und Handelssachen, fiir die Offentlichkeit
zuginglich.

Artikel 72

Anderung der Formblitter

Anderungen der in dieser Verordnung vorgesehenen Formbltter
werden nach dem Beratungsverfahren gemifs Artikel 73 Absatz 3
beschlossen.

Artikel 73

Ausschuss

(1)  Die Kommission wird von dem durch Artikel 70 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2201/2003 eingesetzten Ausschuss unterstiitzt.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses
1999/468EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Attikel 74
Uberpriifungsklausel

Die Kommission legt dem Europdischen Parlament, dem Rat und
dem Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss bis spates-
tens funf Jahre nach dem Beginn der Anwendbarkeit gemaf§ Arti-
kel 76, dritter Unterabsatz einen Bericht tiber die Anwendung
dieser Verordnung vor; dazu gehort auch eine Bewertung der
praktischen Erfahrungen im Bereich der Zusammenarbeit zwi-
schen den Zentralen Behorden, insbesondere hinsichtlich ihres
Zugangs zu den Informationen, iiber die Behorden und Verwal-
tungen verfiigen, und eine Bewertung der Funktionsweise des
Anerkennungs-, Vollstreckbarerklarungs- und Vollstreckungs-
verfahrens, das auf Entscheidungen anwendbar ist, die in einem
Mitgliedstaat, der nicht durch das Haager Protokoll von 2007
gebunden ist, ergangen sind. Dem Bericht werden erforderlichen-
falls Vorschlage zur Anpassung dieser Verordnung beigefiigt.

Artikel 75

Ubergangsbestimmungen

(1)  Diese Verordnung findet vorbehaltlich der Absitze 2 und 3
nur auf nach dem Datum ihrer Anwendbarkeit eingeleitete Ver-
fahren, gebilligte oder geschlossene gerichtliche Vergleiche und
ausgestellte 6ffentliche Urkunden Anwendung.

(2)  Kapitel IV Abschnitte 2 und 3 findet Anwendung auf

a) Entscheidungen, die in den Mitgliedstaaten vor dem Tag des
Beginns der Anwendbarkeit dieser Verordnung ergangen sind
und deren Anerkennung und Vollstreckbarerklirung nach
diesem Zeitpunkt beantragt wird;

b) Entscheidungen, die nach dem Tag des Beginns der Anwend-
barkeit dieser Verordnung in Verfahren, die vor diesem Zeit-
punkt eingeleitet wurden, ergangen sind, soweit diese
Entscheidungen fiir die Zwecke der Anerkennung und Voll-
streckung in den Anwendungsbereich der Verordnung (EG)
Nr. 44/2001 fallen.

Die Verordnung (EG) Nr. 44/2001 gilt weiterhin fur die am Tag
des Beginns der Anwendbarkeit dieser Verordnung laufenden
Anerkennungs- und Vollstreckungsverfahren.

Die Unterabsitze 1 und 2 geltend sinngemif auch fiir in den Mit-
gliedstaaten gebilligte oder geschlossene gerichtliche Vergleiche
und ausgestellte 6ffentliche Urkunden.

(3)  Kapitel VII iiber die Zusammenarbeit zwischen Zentralen
Behorden findet auf Ersuchen und Antrage Anwendung, die ab
dem Tag des Beginns der Anwendung dieser Verordnung bei der
Zentralen Behorde eingehen.

Artikel 76

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Artikel 2 Absatz 2, Artikel 47 Absatz 3, Artikel 71, 72 und 73
gelten ab dem 18. September 2010.

Diese Verordnung findet, mit Ausnahme der in Unterabsatz 2
genannten Vorschriften, ab dem 18. Juni 2011 Anwendung,
sofern das Haager Protokoll von 2007 zu diesem Zeitpunkt in der
Gemeinschaft anwendbar ist. Anderenfalls findet diese Verord-
nung ab dem Tag des Beginns der Anwendbarkeit jenes Protokolls
in der Gemeinschaft Anwendung.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemafs dem Vertrag zur Griin-
dung der Europiischen Gemeinschaft unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu Briissel am 18. Dezember 2008.

Im Namen des Rates
Der Président
M. BARNIER
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ANHANG I

AUSZUG AUS EINER ENTSCHEIDUNG/EINEM GERICHTLICHEN VERGLEICH IN UNTERHALTSSACHEN,
DIE/DER KEINEM ANERKENNUNGS- UND VOLLSTRECKBARERKLARUNGSVERFAHREN UNTERLIEGT

(Artikel 20 und Artikel 48 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 iiber die
Zustandigkeit, das anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die

Zusammenarbeit in Unterhaltssachen (1))

Nur auszufertigen, wenn die Entscheidung oder der gerichtliche Vergleich im Ursprungsmitgliedstaat

Es sind nur die Angaben zu machen, die in der Entscheidung oder in dem gerichtlichen Vergleich stehen

WICHTIG

Vom Ursprungsgericht auszufertigen

vollstreckbar ist

oder die dem Ursprungsgericht mitgeteilt wurden

1. Art des Schriftstiicks
[0  Entscheidung O  Gerichtlicher Vergleich
Datum und AKenzZeiChen: . ..........iiiiiiiiiiiii i e
Die Entscheidung/der gerichtliche Vergleich wird in einem anderen Mitgliedstaat anerkannt und kann
dort vollstreckt werden, ohne dass die Anerkennung angefochten werden kann und ohne dass es einer
Vollstreckbarerklirung bedarf (Artikel 17 und 48 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009).
2. Ursprungsgericht
2.1 BEZEICHIUNG: ..ttt e
2.2 Anschrift:
2.2.1. Strafle und Hausnummer/POStach: ........o..iiiiiiiiiiiiii e
B T U0 T ) PSP
2.2.3.  Mitgliedstaat
[ Belgien [ Bulgarien [ Tschechische Republik [ Deutschland [ Estland [ Irland [ Griechenland
[ Spanien [JFrankreich [JItalien [ Zypern [JLettland [JLitauen [JLuxemburg [JUngarn [JMalta
[ Niederlande [ Osterreich [Polen [ Portugal [Ruminien [ Slowenien [ Slowakei [ Finnland
[0 Schweden
2.3. Telefon Fax[E-Mail: .....couniiiei e
3. Antragsteller () (7)
3.1. Person A
3.1.1 IName UNd VOIMAME(N): ...ouinitit ittt e e et e e et e e e ettt e e et ettt e e e eaeaas
3.1.2.  Geburtsdatum (TT/MM/]JJ]) Und GEDUITSOIT: ...e.uuiiuniiiiiineiii et

(") ABLL7vom 10.1.2009, S. 1.
() Sind die Parteien in der Entscheidung/dem gerichtlichen Vergleich nicht als Antragsteller oder Antragsgegner ausgewiesen, so sind sie
unterschiedslos als Antragsteller oder Antragsgegner anzugeben.

(") Betrifft die Entscheidung/der gerichtliche Vergleich mehr als drei Antragsteller oder drei Antragsgegner, so ist ein weiteres Blatt beizufii-
gen.
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3.1.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer: ...............o.iviiiiiiiiiiiiiiiinii e
3.1.4.  Anschrift:

3.1.4.1. Strafle und Hausnummer/POStaCh: ........couuiiiiiiiiiii e
3.1.4.20 PLZ UNA OFT: it et
31430 LA it
3.1.5.  Die Person hat

3.1.5.1. Prozesskostenhilfe erhalten:

O Ja O Nein

3.1.5.2. Kosten- und Gebiithrenbefreiung erhalten:

O Ja [ Nein

3.1.5.3. ein unentgeltliches Verfahren vor einer in Anhang X der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 aufgefithrten Verwaltungs-
behorde in Anspruch nehmen konnen:

O Ja O Nein

3.2 Person B

3.2.1. Name Und VOINAME(N): . .vuiuinitieiet et ettt e e et e e e e e e e et e e et e et e et e et et e e e e eaeaaas
3.2.2.  Geburtsdatum (TT/MM/JJJ]) Und GEDUITSOTT: ..e..uevuniiin ittt et e e e
3.2.3.  Kennnummer oder SozialversicherungSnumimer: .............ooiiiiiiiiiiiiiiiiii

3.2.4.  Anschrift:
3.2.4.1. Strafe und Hausnummer[Postfach: ........ ..o
I S A V1 Ve 0 4 S PPN
3.2.4.3. LAN: oo e
3.2.5.  Die Person hat
3.2.5.1. Prozesskostenhilfe erhalten:

O Ja [0 Nein

3.2.5.2. Kosten- und Gebithrenbefreiung erhalten:

O Ja [0 Nein

3.2.5.3. ein unentgeltliches Verfahren vor einer in Anhang X der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 aufgefiihrten Verwaltungs-
behorde in Anspruch nehmen konnen:

O Ja 0 Nein
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3.3. Person C

3.3.1. Name Und VOIMAME(N): ..ouvnieiniiie ettt et et e e et et e e e et et e e et et e e e s et e e e e e e e et e aae s eaeaneananaanns
3.3.2.  Geburtsdatum (TT/MM/]]) UNd GEDUITSOTT: ....evuitiin ittt e ettt et
3.3.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer: ..............cooiiiiiiiiiiiiiiiiii e

3.3.4.  Anschrift:

3.3.4.1. Stralfe und Hausnummer[Postfach: ...... ... o

3.3.4.2. PLZ UNA OFtr oottt

33043, LaNd: oo

3.3.5.  Die Person hat

3.3.5.1. Prozesskostenhilfe erhalten:

O Ja [0 Nein

3.3.5.2. Kosten- und Gebiithrenbefreiung erhalten:

O Ja O Nein

3.3.5.3. ein unentgeltliches Verfahren vor einer in Anhang X der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 aufgefithrten Verwaltungs-
behorde in Anspruch nehmen konnen:

O Ja [0 Nein

4. Antragsgegner (') ()

4.1. Person A

4.1.1. Name Und VOINAME(N): ...ueuinieitit ettt ettt e et e e e et et et e e et et e e et et e e e aaaan
4.1.2.  Geburtsdatum (TT/MM/JJJ]) Und GEDUITSOIE: ...evuueiitiiin ettt ettt
4.1.3.  Kennnummer oder SOzialversiCherungsnuImmer: .............cuuutiuueiiteii et e e

4.1.4.  Anschrift:
4.1.4.1. Strafle und Hausnummer/POStIaCh: ... .......iiiuiii i
41420 PLZUNA Ot Looiiiii e

A LA 3, LaNd: o

() Sind die Parteien in der Entscheidung/dem gerichtlichen Vergleich nicht als Antragsteller oder Antragsgegner ausgewiesen, so sind sie
unterschiedslos als Antragsteller oder Antragsgegner anzugeben.

(") Betrifft die Entscheidung/der gerichtliche Vergleich mehr als drei Antragsteller oder drei Antragsgegner, so ist ein weiteres Blatt beizufii-
gen.
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4.1.5.  Die Person hat

4.1.5.1. Prozesskostenhilfe erhalten:

O Ja [ Nein

4.1.5.2. Kosten- und Gebithrenbefreiung erhalten:

O Ja [0 Nein

4.1.5.3. ein unentgeltliches Verfahren vor einer in Anhang X der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 aufgefiihrten Verwaltungs-
behorde in Anspruch nehmen konnen:

O Ja 0 Nein

4.2. Person B

421, Name Und VOINAME(N): o.vuieinititiiit ittt e et et e e e e e et et e et e e e e et e e et et e e ea e e e e e eaeaaaas
4.2.2.  Geburtsdatum (TT/MM/JJJ]) Und GEDUITSOTT: .. euuiuneinit ettt
4.2.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer: ...............c.oviiiiiiiiiiii i

4.2.4.  Anschrift:

4.2.4.1. Strafle und Hausnummer[Postfach: ... ..ot

42420 PLZ UNA OTE ooiiiiiiii et et

A2 A3, LaNd: oo

4.2.5.  Die Person hat

4.2.5.1. Prozesskostenhilfe erhalten:

O Ja [0 Nein

4.2.5.2. Kosten- und Gebithrenbefreiung erhalten:

O Ja [ Nein

4.2.5.3. ein unentgeltliches Verfahren vor einer in Anhang X der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 aufgefiihrten Verwaltungs-
behorde in Anspruch nehmen konnen:

O Ja [ Nein

4.3. Person C
4.3.1. Name Und VOIMAME(N): ..evuininitineinet ittt e et e et et e et e et e e et e e e e e e e e s et e e et e e e as s ene e enaaneananns
4.3.2.  Geburtsdatum (TT/MM/JJ]]) und GEDUITSOIT: ........oiiiiiniiiiiiiiiiii i

4.3.3.  Kennnummer oder S0zialversicherungsnuimimer: ... ... ....c.uviiutiiiiiiiiine e
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4.3.4.

4.3.4.1.

4.3.4.2.

4.3.4.3.

4.3.5.

4.3.5.1.

4.3.5.2.

4.3.5.3.

5.1.

5.2.

5.2.1.

5.2.1.1.

5.2.1.2.

gen.

Anschrift:

Strale und Hausnummer/Postfach: ..........oouiiiii
g 72T TC 0 ¢ PPN
0 T PP
Die Person hat

Prozesskostenhilfe erhalten:

O Ja [0 Nein

Kosten- und Gebiihrenbefreiung erhalten:

O Ja O Nein

ein unentgeltliches Verfahren vor einer in Anhang X der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 aufgefithrten Verwaltungs-
behorde in Anspruch nehmen konnen:

O Ja O Nein

Tenor der Entscheidung/Inhalt des gerichtlichen Vergleichs

Wihrung

[0 Euro (EUR) [0 Bulgarischer Lev (BGN) [ Tschechische Krone (CZK) [ Estnische Krone (EEK)
[0 Ungarischer Forint (HUF) [] Litauischer Litas (LTL) [ Lettischer Lats (LVL) [ Polnischer Zloty (PLN)
[0 Ruménischer Leu (RON) [ Schwedische Krone (SEK) [ Sonstige (ISO-Code angeben): .............c.c.eceunes

Unterhaltsforderung ()
Unterhaltsforderung A

Die Unterhaltsforderung ist zu zahlen

L) E PP (Name und Vorname(n))
AN e (Name und Vorname(n) der Person, an die die Zahlung tatsichlich zu leisten ist)

....................................................................................................... (Name und Vorname(n))
[0 Einmalzahlung

Gegebenenfalls abgedeckter Zeitraum:

(Von (TT/MM/J]J)) bis (TT/MM][J]JJ) oder Ereignis)

FALGREIESTAG: ... eevt ettt ettt e (TT/MM/]]]))

BlTag: ettt

() Betrifft die Entscheidung/der gerichtliche Vergleich mehr als drei Antragsteller oder drei Antragsgegner, so ist ein weiteres Blatt beizufii-



10.1.2009 Amtsblatt der Europdischen Union L7/27

5.2.1.3. [0 Ratenzahlung

e
5.2.1.4. [0 Zahlungen in regelmifigen Abstinden

[0 Waochentlich

[0 Monatlich

[0 Sonstige (regelmifige Abstande angeben): .............oouiiiiiiiiiiiiiiiii e
Botrag: et
AD QM ..o, (TT/MMJJJ)))
FAllIGREITSTAG: .. euett ettt
[0 Gegebenenfalls bis (Datum (TT/MM/J]J]) oder Erei@nis): ........c.ueruueeuniiieiiiaeiieiieeee e e e

Bei einer Indexierung der Unterhaltsforderung bitte die Modalititen fiir die Berechnung dieser Indexierung angeben:

Indexierung gilt ab dem: ............ocviiie e (TT/MM/JJJ})
5.2.1.5. O Riickwirkend zu zahlender Betrag

Abgedeckter Zeitratmm .......cvuu it ((TT/MM]/JJ])) bis (TT/MM/J]])))

BELTAZE .. vt

ZANUNGSATT oottt e e et

5.2.1.6. O Zinsen (falls in der Entscheidung/dem gerichtlichen Vergleich angegeben)
Fallen fiir die Unterhaltsforderung Zinsen an, bitte den Zinssatz angeben: ..............cccoviiiiiiiiiiiniiinii.
Zinsen fallig ab dem: ... ... (TT/MMJJ]]])

5.2.1.7. OO Sachleistungen (bitte angeben): ..............ooiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiii e
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5.2.2.

5.2.2.1.

5.2.2.2.

5.2.2.3.

5.2.2.4.

5.2.2.5.

Unterhaltsforderung B

Die Unterhaltsforderung ist zu zahlen

L) E PP (Name und Vorname(n))
AN e (Name und Vorname(n) der Person, an die die Zahlung tatsichlich zu leisten ist)

....................................................................................................... (Name und Vorname(n))
[0 Einmalzahlung
Gegebenenfalls abgedeckter Zeitraum:
(Von (TT/MMJJjJ]) bis (TT/MM]JJ]}) oder Ereignis)
FALlIGREIESTAG: ... eeeieit ettt e ettt (TT/MM/]]]))
BTG e
[0 Ratenzahlung
Zahlungsfrist Betrag
(TT/MM]]I))
[0 Zahlungen in regelmifSigen Abstinden
O Wochentlich
O Monatlich
O  Sonstige (regelmifSige Abstande angeben): ...............ooooiiiiiiiiii
BELEAZ! ..o eee e,
AD QI e, (TT/MMJJJJ})
FALlIGKEIESTAZ: . ooeuniiiti et
[0 Gegebenenfalls bis (Datum (TT/MM/J]JJ]) oder Ereignis): ...........ciuureiuniiuniiiineiiiiiiineiieiiieii e

Bei einer Indexierung der Unterhaltsforderung bitte die Modalitdten fiir die Berechnung dieser Indexierung ange-
DI Lo

Indexierung gilt ab dem: .........oouiiiiii i (TT/MM/]])))

[0 Riickwirkend zu zahlender Betrag
Abgedeckter ZeItraum: .......vvun it ((TT/MM/JJ])) bis (TT/MM/JJ])))
BOlTag: e

ZARTUNGSATE oo eeet e e et
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5.2.2.6.

5.2.2.7.

5.2.2.8.

5.2.3.

5.2.3.1.

5.2.3.2.

5.2.3.3.

5.2.3.4.

[0 Zinsen (falls in der Entscheidung/dem gerichtlichen Vergleich angegeben)
Fallen fiir die Unterhaltsforderung Zinsen an, bitte den Zinssatz angeben: ..............cocooviiiiiiiiiiiniiiinin.
Zinsen fallig ab dem: .....coouiiii i (TT/MM/]]]))

[ Sachleistungen (bitte angeben): ............ccooiiiiiiiiiiiiii i e

Unterhaltsforderung C

Die Unterhaltsforderung ist zu zahlen

VOI1 ettt ettt et ettt (Name und Vorname(n))
AN e (Name und Vorname(n) der Person, an die die Zahlung tatsichlich zu leisten ist)

....................................................................................................... (Name und Vorname(n))
[0 Einmalzahlung
Gegebenenfalls abgedeckter Zeitraum:
(Von (TT/MM/JJ))) bis (TT/MM/J]J]) oder Ereignis)
FAllIGREIESTAG: ..o vee ettt (TT/MM/]]]))
B g .t
O Ratenzahlung
ke

[0 Zahlungen in regelmifSigen Abstinden

[0 Wochentlich

[0 Monatlich

[0 Sonstige (regelmiflige Abstinde angeben): .............ooooiiiiiiiiiiiii
Bl o
AD QM ..o (TT/MMJJJ)))

FALlIGREIESTAG: ...ttt ettt ettt et
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[0 Gegebenenfalls bis (Datum (TT/MM/J]J]) oder Ereignis):

Bei einer Indexierung der Unterhaltsforderung bitte die Modalititen fur die Berechnung dieser Indexierung ange-
DIl e

Indexierung gilt ab dem: ...............c.oii oo, (TT/MMJJJJ})
5.2.3.5. O Riickwirkend zu zahlender Betrag

Abgedeckter ZeItraum: ................cvoiveeeeeesieeeee e ((TT/MMJJJJ)) bis (TT/MM/JJJ)))

BELEAZ! ..o ee e,

ZARTUNGSATE oottt et e

5.2.3.6. O Zinsen (falls in der Entscheidung/dem gerichtlichen Vergleich angegeben)
Fallen fiir die Unterhaltsforderung Zinsen an, bitte den Zinssatz angeben: .............c.cooveiiiiiiiiiiiniinin.
Zinsen fallig ab dem: ... (TT/MM/]]]))

5.2.3.7. OO Sachleistungen (bitte angeben): ..............oooiiiiiiiiiiiiiiiiiii

5.2.3.8. [0 Sonstige Zahlungsart (bitte angeben): ............viuuiiuiiiiii it

5.3. Gebiihren und Kosten

Laut Entscheidung/gerichtlichem Vergleich hat

....................................................................................................... (Name und Vorname(n))

AEI BELTAZ VOII ..ttt ettt et ettt ettt ettt

RO UPRPRRN (Name und Vorname(n)) zu zahlen.
Falls weitere Blitter beigefiigt wurden, Zahl der BIAtter: ...........cccouuiiiiimiiiiiiiiiiiiiiieiiii et eeeeaee
Geschehen zu .....c..oeeuiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiceee, ) | R PP P PPPRPPN (TT/MM]J]]))

Unterschrift und/oder Dienstsiegel des Ursprungsgerichts:
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ANHANG 11

AUSZUG AUS EINER ENTSCHEIDUNG/EINEM GERICHTLICHEN VERGLEICH IN UNTERHALTSSACHEN,
DIE/DER KEINEM ANERKENNUNGS- UND VOLLSTRECKBARERKLARUNGSVERFAHREN UNTERLIEGT

(Artikel 28 und Artikel 75 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 iiber die
Zustdndigkeit, das anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die

Zusammenarbeit in Unterhaltssachen (1))

Es sind nur die Angaben zu machen, die in der Entscheidung oder in dem gerichtlichen Vergleich stehen

Nur auszufertigen, wenn die Entscheidung oder der gerichtliche Vergleich im Ursprungsmitgliedstaat

WICHTIG

Vom Ursprungsgericht auszufertigen

vollstreckbar ist

oder die dem Ursprungsgericht mitgeteilt wurden

1. Art des Schriftstiicks

OO  Entscheidung O  Gerichtlicher Vergleich

Datum und AKEENZEICEIE ...ciuuiiiiiiii it
2. Ursprungsgericht
2.1. BeZ@ICRIUNG: .oeiiii i e e
2.2. Anschrift:
2.2.1.  Strafle und Hausnummer[Postfach: ...........ooiiiiiiiii i
2.2.20 PLZUNA Ol oottt ettt e e et
2.2.3.  Mitgliedstaat

[ Belgien [1Bulgarien [ Tschechische Republik [0 Deutschland [ Estland [Irland [ Griechenland

O Spanien [ Frankreich [Jltalien [JZypern [Lettland [ Litauen [JLuxemburg []Ungarn []Malta

O Niederlande [ Osterreich [JPolen [ Portugal [0 Ruminien [ Slowenien [J Slowakei [JFinnland

[ Schweden
2.3. Telefon Fax/E-Mail ........iiniii e
3. Antragsteller () ()
3.1. Person A
3.1.1. Name Und VOINAME(N): . .vuvuinitnittet ettt et et et e e e e e et et e e et e e e e e e e e e et e e eaeaas
3.1.2.  Geburtsdatum (TT/MM/]JJ]) Und GEDUITSOIT: ..c.uueruniiineiin ittt et ettt e e

(1) ABL L7 vom 10.1.2009, S. 1.

() Sind die Parteien in der Entscheidung/dem gerichtlichen Vergleich nicht als Antragsteller oder Antragsgegner ausgewiesen, so sind sie
unterschiedslos als Antragsteller oder Antragsgegner anzugeben.
(") Betrifft die Entscheidung/der gerichtliche Vergleich mehr als drei Antragsteller oder drei Antragsgegner, so ist ein weiteres Blatt beizufii-

gen.
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3.1.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer: ..............ocoiiiiiiiiiiiiiiiiiiin e
3.1.4.  Anschrift:

3.1.4.1. Strae und Hausnummer/Postfach: ...........oooiiiiiiiiiiii e
0 R 0 U /0 T T B PP
31430 LAIA: coiiit e
3.1.5.  Die Person hat

3.1.5.1. Prozesskostenhilfe erhalten:

O Ja [0 Nein

3.1.5.2. Kosten- und Gebiihrenbefreiung erhalten:

O Ja O Nein

3.1.5.3. ein unentgeltliches Verfahren vor einer in Anhang X der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 aufgefithrten Verwaltungs-
behorde in Anspruch nehmen konnen:

O Ja [0 Nein

3.2. Person B

3.2.1. Name und VOINAME(N): ..ouvnieinitie ettt et e et et e et et e et e et et et e e e e et et et et e e e e eaeenas
3.2.2.  Geburtsdatum (TT/MM/]JJ]) UNd GEDUITSOIT: ...evuuiitniiineii ettt
3.2.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer: .............ooeiuiiiiiiiii e

3.2.4.  Anschrift:
3.2.4.1. Stralle und Hausnummer[Postfach: ...
I B o I A V1 Ve 1 O PO PPN
320430 LN ot
3.2.5.  Die Person hat
3.2.5.1. Prozesskostenhilfe erhalten:

O Ja [0 Nein

3.2.5.2. Kosten- und Gebithrenbefreiung erhalten:

O Ja [0 Nein

3.2.5.3. ein unentgeltliches Verfahren vor einer in Anhang X der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 aufgefithrten Verwaltungs-
behorde in Anspruch nehmen konnen:

O Ja [0 Nein
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3.3. Person C

3.3.1. Name Und VOINAME(N): . vuvurnitieeinet et et ete et etea et e et et e et e e et ea et ete et e e eae e e s et eeneseneanaseaneanenns
3.3.2.  Geburtsdatum (TT/MM]/J]) Und GEDUITSOTE: ......uiuninie it
3.3.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer: ..............coiviiiiiiiiiiiiiiiin e

3.3.4.  Anschrift:

3.3.4.1. Strafe und Hausnummer[Postfach: ...... .. ..o

3.3.4.2. PLZ UNA OFtr ottt e e

33043, LaNd: oot

3.3.5.  Die Person hat

3.3.5.1. Prozesskostenhilfe erhalten:

O Ja O Nein

3.3.5.2. Kosten- und Gebithrenbefreiung erhalten:

O Ja [ Nein

3.3.5.3. ein unentgeltliches Verfahren vor einer in Anhang X der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 aufgefithrten Verwaltungs-
behorde in Anspruch nehmen konnen:

O Ja [0 Nein

4. Antragsgegner () (")

4.1. Person A

4.1.1. Name Und VOrNAmME(N): ...utnininieit ittt et e e et e e e e e et
4.1.2.  Geburtsdatum (TT/MM/JJ]]) und GEDUITSOTE: ...eeuuuiiiniiiiiii ettt et
4.1.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer: ...............c.oviiiiuiiiiinii it

4.1.4.  Anschrift:
4.1.4.1. Strale und Hausnummer[Postfach: ............iiiiiii
41420 PLZ UNG OTE oottt ettt et ettt

A LA 3, LaNd:

() Sind die Parteien in der Entscheidung/dem gerichtlichen Vergleich nicht als Antragsteller oder Antragsgegner ausgewiesen, so sind sie
unterschiedslos als Antragsteller oder Antragsgegner anzugeben.

(") Betrifft die Entscheidung/der gerichtliche Vergleich mehr als drei Antragsteller oder drei Antragsgegner, so ist ein weiteres Blatt beizufii-
gen.
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4.1.5.  Die Person hat

4.1.5.1. Prozesskostenhilfe erhalten:

O Ja O Nein

4.1.5.2. Kosten- und Gebithrenbefreiung erhalten:

O Ja [0 Nein

4.1.5.3. ein unentgeltliches Verfahren vor einer in Anhang X der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 aufgefithrten Verwaltungs-
behorde in Anspruch nehmen kénnen:

O Ja O Nein

4.2. Person B

4.2.1. Name und VOINAME(N): ..ouuinitieiit it ettt e et et et e e e e et e e e et e e et et e e e ae et e e e s e aa et e eaeaeaaanas
4.2.2.  Geburtsdatum (TT/MM/JJ]]) UNd GEDUITSOTT: ..euuiuniin ittt et ea e
4.2.3.  Kennnummer oder SOzialversiCherungsnuImmer: ............ovuuueiuntiit et e e

4.2.4.  Anschrift:

4.2.4.1. Strale und Hausnummer[Postfach: ...

4.2.4.2. PLZ UNA OTt: ouinititii et e e e

4243, LaNd: .o

4.2.5.  Die Person hat

4.2.5.1. Prozesskostenhilfe erhalten:

O Ja [0 Nein

4.2.5.2. Kosten- und Gebithrenbefreiung erhalten:

O Ja O Nein

4.2.5.3. ein unentgeltliches Verfahren vor einer in Anhang X der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 aufgefithrten Verwaltungs-
behorde in Anspruch nehmen konnen:

O Ja O Nein

4.3. Person C
4.3.1. Name Und VOINAME(N): ..ouuinitnininit ittt et e et e e et e e e e et e e e e e e e e e et eae e e s e an e e enaeneaenaanas
4.3.2.  Geburtsdatum (TT/MM/JJ]]) UNd GEDUITSOTE: +...evuueiteitn et et et et e e

4.3.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer: ...........c.ooviiiiiiiiiiiiniii e
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4.3.4.1.

4.3.4.2.

4.3.4.3.

4.3.5.1.

4.3.5.2.

4.3.5.3.

5.1.

5.2.

5.2.1.

5.2.1.1.

5.2.1.2.

Anschrift:

Strafle und Hausnummier/POStACh: .......oouiiiiiiiiiii i
PLZ UNA OIl ettt ettt ettt et
T P PSRN
Die Person hat

Prozesskostenhilfe erhalten:

O Ja [ Nein
Kosten- und Gebiihrenbefreiung erhalten:
O Ja [ Nein

ein unentgeltliches Verfahren vor einer in Anhang X der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 aufgefiihrten Verwaltungs-
behorde in Anspruch nehmen kénnen:

O Ja [0 Nein

Tenor der Entscheidung/Inhalt des gerichtlichen Vergleichs

Wihrung

[J Euro (EUR) [ Bulgarischer Lev (BGN) [ Tschechische Krone (CZK) [ Estnische Krone (EEK)
[0 Ungarischer Forint (HUF) [ Litauischer Litas (LTL) [ Lettischer Lats (LVL) [ Polnischer Zloty (PLN)
[0 Ruménischer Leu (RON) [ Schwedische Krone (SEK) [J Sonstige (ISO-Code angeben): ........................

Unterhaltsforderung ()

Unterhaltsforderung A

Die Unterhaltsforderung ist zu zahlen

VOT1 ettt ettt et e et e e e (Name und Vorname(n))
AN i (Name und Vorname(n) der Person, an die die Zahlung tatsachlich zu leisten ist)

....................................................................................................... (Name und Vorname(n))
[0 Einmalzahlung

Gegebenenfalls abgedeckter Zeitraum:

(Von (TT/MMJJ]))) bis (TT/MM/J]J]) oder Ereignis)

FALlIGKREISTAG: ... evte ettt et ettt (TT/MM/]]]))

Bt o

() Betrifft die Entscheidung/der gerichtliche Vergleich mehr als drei Antragsteller oder drei Antragsgegner, so ist ein weiteres Blatt beizufii-

gen.
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5.2.1.3. [0 Ratenzahlung

5.2.1.4.

5.2.1.5.

5.2.1.6.

5.2.1.7.

e

[0 Zahlungen in regelmifSigen Abstinden

O Wachentlich

O Monatlich

[0 Sonstige (regelmiflige Abstinde angeben): ............c.cooiiiiiiiiiiiiiiiiiiii
Bt e
AD QEIME oo (TT/MMJJJ))
FALlIGREIESTAG: .. eette ettt ettt e

[0 Gegebenenfalls bis (Datum (TT/MM/J]J]) oder Ereignis):

Bei einer Indexierung der Unterhaltsforderung bitte die Modalitdten fiir die Berechnung dieser Indexierung
angeben:

Indexierung gilt ab dem:.........ooiiiiiiii (TT/MM/]]]))
[0 Riickwirkend zu zahlender Betrag

Abgedeckter ZeItraum: .............c..cvooveeeoe s ((TT/MM/JJJ)) bis (TT/MM/JJJ)))
BELEAZ: ..o ee e,
ZANIUNGSATT: ..ot ee ettt e

[0 Zinsen (falls in der Entscheidung/dem gerichtlichen Vergleich angegeben)
Fallen fiir die Unterhaltsforderung Zinsen an, bitte den Zinssatz angeben: .............c..ccoviiiiiiiiiininnnn..
Zinsen fallig ab dem: ..ot (TT/MM/]]]))

[0 Sachleistungen (bitte angeben): ........c..uiiiuiiiniiiiiiii ettt
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5.2.2.

5.2.2.1.

5.2.2.2.

5.2.2.3.

5.2.2.4.

5.2.2.5.

Unterhaltsforderung B

Die Unterhaltsforderung ist zu zahlen

L) s PPN (Name und Vorname(n))
AN e (Name und Vorname(n) der Person, an die die Zahlung tatsichlich zu leisten ist)

....................................................................................................... (Name und Vorname(n))
[0 Einmalzahlung
Gegebenenfalls abgedeckter Zeitraum:
(Von (TT/MM/]J))) bis (TT/MM/JJJ]) oder Ereignis)
FALlIGREIESTAG: ..ottt (TT/MM/]]]))
Botrag: o
O Ratenzahlung
e

[0 Zahlungen in regelmifdigen Abstinden

[0 Wéchentlich

[0 Monatlich

[0 Sonstige (regelmiflige Abstande angeben): ...........c.oviiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiii e
BElTag: ot
AD QeI oo, (TT/MM/JJJ})
FAIlIGREISTAG: ...ttt

[0 Gegebenenfalls bis (Datum (TT/MM/]]JJ) oder Ereignis):

Bei einer Indexierung der Unterhaltsforderung bitte die Modalititen fiir die Berechnung dieser Indexierung
ANGEDEILL ..ttt

Indexierung gilt ab dem ..........oiiiiiii i (TT/MM/]]]))
O Riickwirkend zu zahlender Betrag
Abgedeckter Zeitraum: .......ovuuiii et ((TT/MM]JJ])) bis (TT/MM/J]])))

BOTag: et

27 T PN
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5.2.2.6.

5.2.2.7.

5.2.2.8.

5.2.3.

5.2.3.1.

5.2.3.2.

5.2.3.3.

5.2.3.4.

[0 Zinsen (falls in der Entscheidung/dem gerichtlichen Vergleich angegeben)
Fallen fiir die Unterhaltsforderung Zinsen an, bitte den Zinssatz angeben: .............c.ccovviiiiiiiiiiiniininne.

Zinsen fAllig ab dem:. ... .o (TT/MM/]]]))

Unterhaltsforderung C
Die Unterhaltsforderung ist zu zahlen
R0 (Name und Vorname(n)

AN e (Name und Vorname(n) der Person, an die die Zahlung tatsichlich zu leisten ist)

........................................................................................................ (Name und Vorname(n)
[0 Einmalzahlung
Gegebenenfalls abgedeckter Zeitraum:
(Von (TT/MM/J]J)) bis (TT/MM]/]]JJ) oder Ereignis)
FAllIGKEILSTAG: .. ve ettt ettt (TT/MM/]]]))
BTG et
[0 Ratenzahlung
Lot

[0 Zahlungen in regelmifigen Abstinden

O Waochentlich

O Monatlich

O  Sonstige (regelmifSige Abstande angeben): ...
BlTag: ettt
AD QM .o, (TT/MMJJJ))

FALIGREIESTAG: ..ottt ettt ettt
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5.2.3.5.

5.2.3.6.

5.2.3.7.

5.2.3.8.

5.3.

[0 Gegebenenfalls bis (Datum (TT/MM/J]JJ) oder Ereignis):

Bei einer Indexierung der Unterhaltsforderung bitte die Modalititen fiir die Berechnung dieser Indexierung
AINIZEDEII oottt e

Indexierung gilt ab dem: ...............coii oot (TT/MMJJJJ))
O Riickwirkend zu zahlender Betrag

Abgedeckter ZEItram: ................co.ceioeees i ((TT/MM/JJ])) bis (TT/MM/J]J}))
BELTAZE v

ZANTUNGSATE oottt et

O Zinsen (falls in der Entscheidung/dem gerichtlichen Vergleich angegeben)

Fallen fiir die Unterhaltsforderung Zinsen an, bitte den Zinssatz angeben: ..............cocooviiiiiiiiiiniiinin.

Gebiihren und Kosten

Laut Entscheidung/gerichtlichem Vergleich hat

Unterschrift und/oder Dienstsiegel des Ursprungsgerichts:

....................................................................................................... (Name und Vorname(n))

AEI BELTAG VOI .ttt ettt ettt e et

A1 L ettt ettt aaaa (Name und Vorname(n)) zu zahlen.
Falls weitere Blitter beigefiigt wurden, Zahl der BIAtter: ..........cccouuiiiiuuiiiiiiiiiiiiiiiiiiee et eeeeaeee
Geschehen zu ........coceiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiieee, QM ceeiiiieeii ettt en e eeas (TT/MM])))))
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ANHANG III

AUSZUG AUS EINER OFFENTLICHEN URKUNDE BETREFFENDUNTERHALTSVERPFLICHTUNGEN, DIE
KEINEM ANERKENNUNGS- UND VOLLSTRECKBARERKLARUNGSVERFAHREN UNTERLIEGT

(Artikel 48 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 iiber die Zustindigkeit, das
anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die Zusammenarbeit auf dem
Gebiet der Unterhaltspflichten (')

WICHTIG
Vom der zustindigen Behorde des Ursprungsmitgliedstaats auszufertigen
Nur auszufertigen, wenn die 6ffentliche Urkunde im Ursprungsmitgliedstaat vollstreckbar ist

Es sind nur die Angaben zu machen, die in der 6ffentlichen Urkunde stehen oder die der zustindigen
Behorde mitgeteilt wurden

Datum und Aktenzeichen der offentlichen Urkunde: ..........ocuvvuiiniuiiniiieiiiiieeiiieeereieeneenenennns

Die 6ffentliche Urkunde wird in einem anderen Mitgliedstaat anerkannt und ist dort vollstreckbar,
ohne dass die Anerkennung angefochten werden kann und ohne dass es einer Vollstreckbarerklirung
bedarf (Artikel 48 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009)

Art der 6ffentlichen Urkunde

2.1 [0 Urkunde, erstellt oder eingetragen am: ..............ocouuviuineiiniiiiniiiiiiiniiieiieeierieeenn. (TT/MM/]]]))

[0  Vereinbarung, abgeschlossen oder beglaubigt am: ... (TT/MM/]]]))

2.2. Zustindige Behorde/Stelle:

2,210 BEZEICHIUNG: oottt e e
2.2.2.  Anschrift:

2.2.2.1. Strafle und Hausnummer/POStIaCh: ........o.uiiiuiii e e
B R 2 T € ) PPN

2.2.2.3. Mitgliedstaat

[0 Belgien [ Bulgarien [ Tschechische Republik [0 Deutschland [ Estland [lIrland [ Griechenland
[ Spanien [ Frankreich [ltalien [JZypern [JLettland [JLitauen [ Luxemburg [JUngarn [JMalta
[ Niederlande [J Osterreich [JPolen [JPortugal [JRuménien [JSlowenien [JSlowakei [J Finnland
[ Schweden

2.2.3. TelefonFax/E-Mail ...c...iiiniiiiii e

Berechtigte Personen (°)

3.1. Person A
3.1.1. Name und VOrNAME(N): ..ouunitiniii ettt et e et e e et et et e et e e et e et e e e ae e et et e e e s e ae e eaaaeenns
3.1.2.  Geburtsdatum (TT/MM/]JJ]) UNd GEDUITSOTT: ...evuniiuniiineii ettt et

(") ABLL7vom 10.1.2009, S. 1.
() Betrifft die 6ffentliche Urkunde mehr als drei Antragsteller oder drei Antragsgegner, so ist ein weiteres Blatt beizuftigen.
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3.1.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer: ...............o.iviiiiiiiiiiiiiiiinii e
3.1.4.  Anschrift:

3.1.4.1. Straffe und Hausnummer/POStaCh: ... ...couuiiiiiiii i
310420 PLZ UNA Ot ittt

B2 B O T I U« PPN

3.2 Person B

3.2.1. Name Und VOINAME(N): «.vuvviinitieeiit ettt et et e et e e e e e e et et et et e et e e e e e et et e e e aeaaas
3.2.2.  Geburtsdatum (TT/MM/JJJ]) und GeDUITSOIT: .......c.ouuiiiiiniiiiiieiiii et
3.2.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnumimer: .............ooiiiiiiiiiiiiii e

3.2.4.  Anschrift:
3.2.4.1. Straffe und Hausnummer/POStfach: ........c..oiiiiiiiiiii i
320420 PLZ UNA OFTl iiitiii e e et

3243, AN oot

3.3. Person C

3.3.1. Name Und VOINAME(N): . .vuvuinitnieeiet it ettt et et e e et e et et et et et et e et e e e e eae e e s et e e e s eaeaneaeaneaneanan
3.3.2.  Geburtsdatum (TT/MM]/J]) und GeDUITSOTE: ......uiuueititiin it
3.3.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnumimer ...............viuuriiiiiinii e

3.3.4.  Anschrift:
3.3.4.1. Strafle und Hausnummer/Postfach: ............o.oiiiiiiiiiiiiiiiii e
33420 PLZ UNA Ot iiitiiie e e

33043, LaNd: oot

4. Verpflichtete Person(en) ()

4.1. Person A

4.1.1. Name Und VOrMAmME(N): ...ttt ittt et e e e e e e et e e et
4.1.2.  Geburtsdatum (TT/MM/JJ]]) und GEDUITSOTE: ...eivuuiiiniiit ittt et
4.1.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnuimmer: ...............oeiuiiiiniiiiiiniiieiie e

4.1.4.  Anschrift:

4.1.4.1. Strafle und Hausnummer[Postfach: ..........cooiiiiiiii
L R T o /0 T Tc I PPN
A 1430 LaNG: oo

() Betrifft die 6ffentliche Urkunde mehr als drei Antragsteller oder drei Antragsgegner, so ist ein weiteres Blatt beizufiigen.
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4.2

4.2.1.

4.2.2.

4.2.3.

4.2.4.

4.2.4.1.

4.2.4.2.

4.2.4.3.

4.3.

43.4.1.

4.3.4.2.

4.3.4.3.

5.1.

5.2.

5.2.1.

5.2.1.1.

5.2.1.2.

Person B

IName UNd VOINAME(N): ..oueinitie ittt ettt e e e e e e e et e e e e et e e e e e et e e et e e e e aeaeanas
Geburtsdatum (TT/MM/J]]]) und GeDUITSOIE: ...o.uitniin ittt et
Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer: .............c..viiuuiiitiiineiiieiie e
Anschrift:

Strale und Hausnummer/Postfach: ..........oouiiiiii
PLZ UNA OTE 1ottt ettt et ettt

LaNd: o

Person C

IName UNd VOINAME(N): ..oviinitie ittt et e e et e e e et et e e e e e e e e e e e e s e et et e e aaeaaaeanns
Geburtsdatum (TT/MM/JJJ]) Und GEDUITSOTT: ...vvvuneiineiiieiii ettt et et e e
Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer: ...............ovoiiiiiiiiiiiiiniiiiee e
Anschrift:

Strafle und Hausnummer/POStIaCh: ... ......iiiuiii i e
02 T ) OO PPN

LaNd: o

Inhalt der 6ffentliche Urkunde

Wihrung
[ Euro (EUR) [ Bulgarischer Lev (BGN) [ Tschechische Krone (CZK) [J Estnische Krone (EEK)

[0 Ungarischer Forint (HUF) [ Litauischer Litas (LTL) [ Lettischer Lats (LVL) [ Polnischer Zloty (PLN)
[0 Ruménischer Leu (RON) [ Schwedische Krone (SEK) [ Sonstige (ISO-Code angeben): ................oeeeunes

Unterhaltsforderung ()

Unterhaltsforderung A

Die Unterhaltsforderung ist zu zahlen

70 OO PP (Name und Vorname(n))
AN e (Name und Vorname(n) der Person, an die die Zahlung tatsichlich zu leisten ist)

....................................................................................................... (Name und Vorname(n))
[0 Einmalzahlung

Gegebenenfalls abgedeckter Zeitraum:

(Von (TT/MM/J]J)) bis (TT/MM/]]JJ) oder Ereignis)

FALlIGREIESTAG: .. eet ettt e e (TT/MM/]]]))

BOlTag: et

() Betrifft die 6ffentliche Urkunde mehr als drei Antragsteller oder drei Antragsgegner, so ist ein weiteres Blatt beizuftigen.
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5.2.1.3. [0 Ratenzahlung

s
5.2.1.4. [0 Zahlungen in regelmifigen Abstinden

[0 Wéchentlich

[0 Monatlich

[0  Sonstige (regelmiflige Abstinde angeben): ..............ooooiiiiiiiiiiiii
BElTag: ot
AD QeI oo, (TT/MMJJJ))
FAIIGREIESTAZ: ..ottt

[0 Gegebenenfalls bis (Datum (TT/MM/J]JJ) oder Ereignis):

5.2.1.5. O Riickwirkend zu zahlender Betrag
Abgedeckter ZeItraum: ... ...oouiiii i ((TT/MM]1])) bis (TT/MM/]]]]))
BOlTag: .ot s

ZAhTUNGSATE .oouiii it

5.2.1.6. [0 Zinsen (falls in der o6ffentlichen Urkunde angegeben)
Fallen fiir die Unterhaltsforderung Zinsen an, bitte den Zinssatz angeben: ..............cccooviiiiiiiiiiiniiini.
Zinsen fallig ab dem: ... ..ot (TT/MM/J]]])

5.2.1.7. OO Sachleistungen (bitte angeben): ..............oiiiiiiiiiiiiiiiiiiii i
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5.2.2.

5.2.2.1.

5.2.2.2.

5.2.2.3.

5.2.2.4.

5.2.2.5.

Unterhaltsforderung B

Die Unterhaltsforderung ist zu zahlen

L) E PP (Name und Vorname(n))
AN e (Name und Vorname(n) der Person, an die die Zahlung tatsichlich zu leisten ist)

....................................................................................................... (Name und Vorname(n))
[0 Einmalzahlung
Gegebenenfalls abgedeckter Zeitraum:
(Von (TT/MM/JJ}) bis (TT/MMJJ})) oder Ercignis)
FALlIGREIESTAG: .. eevt ettt ettt (TT/MM/]]]))
BOtTag: et
[0 Ratenzahlung
Zahlungsfrist Betrag
(TT/MM]]I))
[0 Zahlungen in regelmifSigen Abstinden
O Wachentlich
O Monatlich
[0  Sonstige (regelmifige Abstinde angeben): ..........oceuuiiiiiiiiiiiiii e
BTG e
AD QI .o, (TT/MMJJJJ})
FAllIGREIESTAZ: .. eitteei ettt et

[0 Gegebenenfalls bis (Datum (TT/MM]/JJJ]) oder Ereignis):

Indexierung @ilt ab dem: ............oovooe oo (TT/MMJJJ}})
[0 Riickwirkend zu zahlender Betrag

Abgedeckter ZeItram .......vvuneiuneii et et ((TT/MM/JJ])) bis (TT/MM/JJ])))
BELTAG: ..o e

ZANMUNGSATE: .. eoeit it
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5.2.2.6.

5.2.2.7.

5.2.2.8.

5.2.3.

5.2.3.1.

5.2.3.2.

5.2.3.3.

5.2.3.4.

[0 Zinsen (falls in der 6ffentlichen Urkunde angegeben)
Fallen fiir die Unterhaltsforderung Zinsen an, bitte den Zinssatz angeben: ..............cocooviiiiiiiiiiiniiiinin.

Zinsen fallig ab demi......couuiiii i (TT/MM/]]]))

Unterhaltsforderung C

Die Unterhaltsforderung ist zu zahlen

A0} PRSP TPPN (Name und Vorname(n))
AN i (Name und Vorname(n) der Person, an die die Zahlung tatsachlich zu leisten ist)

....................................................................................................... (Name und Vorname(n))
O Einmalzahlung
Gegebenenfalls abgedeckter Zeitraum:
(Von (TT/MMJJJJ) bis (TT/MMJ)J}) oder Ereignis)
FALlIGKEILSTAG: .. evet ettt e et (TT/MM/]]]))
BOlTag: .ot
O Ratenzahlung
ot

[0 Zahlungen in regelmifigen Abstinden

O Waochentlich

[0 Monatlich

[0 Sonstige (regelmiflige Abstinde angeben): ..............ooooiiiiiiiiiiii
BELTAZE <.t
AD EIMNE oo (TT/MM/JJ]))

FAIlIGREIESTAG: ... ettt ettt et
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5.2.3.5.

5.2.3.6.

5.2.3.7.

5.2.3.8.

5.3.

[0 Gegebenenfalls bis (Datum (TT/MM/J]J]) oder Ereignis):

Bei einer Indexierung der Unterhaltsforderung bitte die Modalitdten fiir die Berechnung dieser Indexierung
ANZEDEI oo

Indexierung gilt ab dem: ........... ..ot (TT/MMJJJJ})
[0 Riickwirkend zu zahlender Betrag

Abgedeckter ZeItraum: ................cvoiveeeeeesieeeee e ((TT/MMJJJJ)) bis (TT/MM/JJJ)))
BELEAZ! ..o ee e,

ZARTUNGSATE oottt et e

[0 Zinsen (falls in der 6ffentlichen Urkunde angegeben)

Fallen fiir die Unterhaltsforderung Zinsen an, bitte den Zinssatz angeben: .............cocooviiiiiiiniiiiniinine.

Kosten

Laut offentlicher Urkunde hat

Unterschrift und/oder Dienstsiegel des Ursprungsgerichts:

....................................................................................................... (Name und Vorname(n))

AEI BELTAZ VOII ..ttt ettt et ettt ettt ettt

RO UPRPRRN (Name und Vorname(n)) zu zahlen.
Falls weitere Blitter beigefiigt wurden, Zahl der BIAtter: ...........cccouuiiiiimiiiiiiiiiiiiiiieiiii et eeeeaee
Geschehen zu .....c..oeeuiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiceee, ) | R PP P PPPRPPN (TT/MM]J]]))
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ANHANG IV

AUSZUG AUS EINER OFFENTLICHEN URKUNDE BETREFFEND UNTERHALTSVERPFLICHTUNGEN, DIE
EINEM ANERKENNUNGS- UND VOLLSTRECKBARERKLARUNGSVERFAHREN UNTERLIEGT

(Artikel 48 und Artikel 75 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 iiber die
Zustdndigkeit, das anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die
Zusammenarbeit in Unterhaltssachen (1))

WICHTIG
Von der zustindigen Behorde des Ursprungsmitgliedstaats auszufertigen
Nur auszufertigen, wenn die 6ffentliche Urkunde im Ursprungsmitgliedstaat vollstreckbar ist

Es sind nur die Angaben zu machen, die in der 6ffentlichen Urkunde stehen oder die der zustindigen
Behorde mitgeteilt wurden

Datum und Aktenzeichen der 6ffentlichen Urkunde: ..........ccveiniiniiiiiiiniiieieiiieeeeeeeeeeeeeeeneenenns

Art der offentlichen Urkunde

2.1. [0 Urkunde, erstellt oder eingetragen ami: ............c.ooeuveuneiniiiiiiniiiiie e (TT/MM/]T]))

[0 Vereinbarung, abgeschlossen oder beglaubigt am: ............cccocoiiiiiiiiiiiiiniiiiie, (TT/MM])]]])

2.2. Zustandige Behorde/Stelle:

2210 BEZEICHIUNG: oottt
2.2.2.  Anschrift:

2.2.2.1. Strafle und Hausnummer[Postfach: ...........ooiiiiiiiii e
2.2.2.20 PLZ UINA Ol oottt e e e et

2.2.2.3. Mitgliedstaat

O Belgien [ Bulgarien [ Tschechische Republik [ Deutschland [ Estland [lrland [ Griechenland
[dSpanien [ Frankreich [JItalien [JZypern [Lettland [JLitauen [JLuxemburg [JUngarn []Malta
[ Niederlande [ Osterreich [Polen [ Portugal [JRuminien [ISlowenien [ Slowakei [ Finnland
[ Schweden

2.2.3. Telefon[Fax/E-Mails ...oooioni e

Berechtigte Personen (")

3.1. Person A
3.1.1. Name Und VOINAME(N): «..uvvernitnietet ettt et e et e et e et et et e e et e e e e e e e e e e aeann

3.1.2.  Geburtsdatum (TT/MM/JJJ]) Und GEDUITSOTE: ..e.uueruniiin ettt et ettt e e

(1) ABL L7 vom 10.1.2009, S. 1.
() Betrifft die 6ffentliche Urkunde mehr als drei Antragsteller oder drei Antragsgegner, so ist ein weiteres Blatt beizufiigen.
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3.1.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer: ..............ocoiiiiiiiiiiiiiiiiiiin e
3.1.4.  Anschrift:

3.1.4.1. Strale und Hausnummer/Postfach: .............ooiiiiiiiiiiiii e
3.1.4.20 PLZ UNA OTL: ottt ettt e

3143, LN oottt

3.2. Person B

3.2.1. Name und VOINAME(N): ...uvuitinititei ettt et e et et e e e et e e et et e e e e e e eaeaaas
3.2.2.  Geburtsdatum (TT/MM/JJJ]) und GeDUITSOTE: .......ciiiiuneiiiiniiiii et
3.2.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnumumer: ..............c.viiiiiiiiiin e

3.2.4.  Anschrift:
3.2.4.1. Strale und Hausnummer/Postfach: ...t
3.204.20 PLZ UNA OTL: .ottt ettt

3243, LANd: oo

3.3. Person C

3.3.1. Name und VOrNAME(N): ..ouvnitiniti ettt et e et et e e e e et e e et e et e et e e et e et e s e ea e s eaeeaeaereanns
3.3.2.  Geburtsdatum (TT/MM/]]) Und GEDUITSOIT: ....eeuuitniin ittt ettt et
3.3.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer: .............ooooiiiiiiiiiiniiiii e

3.3.4.  Anschrift:
3.3.4.1. Strae und Hausnummer/Postfach: ............coiiiiiiiiiiiiiiiiiiii
3.3.4.20 PLZ UNA OTL: .ottt

3,343, LaANd: oo

4. Verpflichtete Person(en) ()

4.1. Person A

4.1.1. Name Und VOINAME(N): ....vuinieititti ettt ettt e e et et ettt et e e e et et e e e e
4.1.2.  Geburtsdatum (TT/MM/JJJ]) UNd GEDUITSOIE: ...evuuitniiin ettt et et
4.1.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer: ..............oooiiiiiiiiiiiiiiiii e

4.1.4.  Anschrift:

4.1.4.1. Strale und Hausnummer[Postfach: ............oooiiiiiiiii
41,420 PLZ UNA OTE oootiiiii ittt e
ATA3. LAN: (o e

() Betrifft die 6ffentliche Urkunde mehr als drei Antragsteller oder drei Antragsgegner, so ist ein weiteres Blatt beizuftigen.
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4.2.

4.2.1.

4.2.2.

4.2.3.

4.2.4.

4.2.4.1.

4.2.4.2.

4.2.4.3.

4.3.

4.3.4.1.

4.3.4.2.

4.3.4.3.

5.1.

5.2

5.2.1.

5.2.1.1.

5.2.1.2.

Person B

Name UNd VOTMAME(N): ...uiuinit ittt et et e e e et e et e e et et e e e eaans
Geburtsdatum (TT/MM/J]J]) und GeDUITSOIT: ......couuniiiiieiiii et
Kennnummer oder SozialversicherungsnuImmer: .............ceuueuuneiuniii et
Anschrift:

Strafle und Hausnummer/POStIaCh: .......o.uiiiiiiiiiii e
PLZ UNA OIt: oo

LN s

Person C

Name UNd VOINAME(N): ©.euinieit ettt et et et e e et et et e e e et e e et e e et e en e e et e e e s eaean e s eneaneaanns
Geburtsdatum (TT/MM/JJ]]) Und GEDUITSOTT: ...euuiunitiit ettt
Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer: ................oooiiiiiiiiiiiiiiiiiiii
Anschrift:

Strafle und Hausnummier/POSHIaCh: ......oouiiiiiii it
PLZ UNA OIT oottt ettt et ettt

LN e

Inhalt der 6ffentlichen Urkunde
Wihrung
[ Euro (EUR) [ Bulgarischer Lev (BGN) [ Tschechische Krone (CZK) [ Estnische Krone (EEK)

[0 Ungarischer Forint (HUF) [ Litauischer Litas (LTL) [ Lettischer Lats (LVL) [ Polnischer Zloty (PLN)
[ Ruménischer Leu (RON) [ Schwedische Krone (SEK) [] Sonstige (ISO-Code angeben): ........................

Unterhaltsforderung (')

Unterhaltsforderung A

Die Unterhaltsforderung ist zu zahlen

0] | PP P SPEPPPPPN (Name und Vorname(n))
AN e (Name und Vorname(n) der Person, an die die Zahlung tatsachlich zu leisten ist)

....................................................................................................... (Name und Vorname(n))
[0 Einmalzahlung

Gegebenenfalls abgedeckter Zeitraum:

(Von (TT/MM/JJ])) bis (TT/MM/J]JJ) oder Ereignis)

FAIGREIESTAZ: .. oevee ittt e et (TT/MM/]T]])

BOlTag: .ttt

() Betrifft die 6ffentliche Urkunde mehr als drei Antragsteller oder drei Antragsgegner, so ist ein weiteres Blatt beizufiigen.
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5.2.1.3. [0 Ratenzahlung

chlupte
5.2.1.4. OO Zahlungen in regelmifigen Abstinden

O Wachentlich

O Monatlich

O  Sonstige (regelmifSige Abstinde angeben): ...
BOtTag: et
AD QM .o, (TT/MMJJJ))
FALlIGREIESTAG: ...ttt ettt

[0 Gegebenenfalls bis (Datum (TT/MM/]]JJ) oder Ereignis):

5.2.1.5. [0 Ruckwirkend zu zahlender Betrag
Abgedeckter ZEeItratm: .......vuuueiuneii ettt ((TT/MM/JJ])) bis (TT/MM/JJ])))
BOlTag: e

ZANMUNGSATE .. eoeit it

5.2.1.6. [0 Zinsen (falls in der offentlichen Urkunde angegeben)

Fallen fiir die Unterhaltsforderung Zinsen an, bitte den Zinssatz angeben:
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5.2.2.

5.2.2.1.

5.2.2.2.

5.2.2.3.

5.2.2.4.

5.2.2.5.

Unterhaltsforderung B

Die Unterhaltsforderung ist zu zahlen

L0 5 T OO (Name und Vorname(n))
AN e (Name und Vorname(n) der Person, an die die Zahlung tatsachlich zu leisten ist)

....................................................................................................... (Name und Vorname(n))
O Einmalzahlung
Gegebenenfalls abgedeckter Zeitraum:
(Von (TT/MM[J]))) bis (TT/MM[J]J]) oder Ereignis)
FAllIGREIESTAG: .. eve ettt e (TT/MM/]]]))
Botrag: o
[0 Ratenzahlung
Lt

[0 Zahlungen in regelmifdigen Abstinden

[0 Wéchentlich

[0 Monatlich

[0  Sonstige (regelmifSige Abstinde angeben): ..............oooiiiiiiiiiiiiii
Botrag: ot
AD QeI oo e, (TT/MM/JJJ})
FAIlIGREIESTAG: ..ottt

[0 Gegebenenfalls bis (Datum (TT/MM/]]JJ) oder Ereignis):

Bei einer Indexierung der Unterhaltsforderung bitte die Modalitdten fiir die Berechnung dieser Indexierung
ATIZEDEIIL ot

Indexierung gilt ab dem: ...............coii oo (TT/MM/JJJ})
[0 Riickwirkend zu zahlender Betrag

Abgedeckter Zeitraum: .......cvuuiiiniiiiii e ((TT/MM]JJ])) bis (TT/MM/J]])))
BELTAG: ..o

ZANTUNGSATE oottt
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5.2.2.6.

5.2.2.7.

5.2.2.8.

5.2.3.

5.2.3.1.

5.2.3.2.

5.2.3.3.

5.2.3.4.

[0 Zinsen (falls in der Entscheidung/dem gerichtlichen Vergleich angegeben)
Fallen fiir die Unterhaltsforderung Zinsen an, bitte den Zinssatz angeben: .............c.ccovviiiiiiiiiiiniininne.

Zinsen fAllig ab dem:. ... .o (TT/MM/]]]))

Unterhaltsforderung C
Die Unterhaltsforderung ist zu zahlen
L6 (Name und Vorname(n))

AN e (Name und Vorname(n) der Person, an die die Zahlung tatsichlich zu leisten ist)

....................................................................................................... (Name und Vorname(n))
[0 Einmalzahlung
Gegebenenfalls abgedeckter Zeitraum:
(Von (TT/MM/J]J)) bis (TT/MM]/]]JJ) oder Ereignis)
FAllIGKEILSTAG: .. ve ettt ettt (TT/MM/]]]))
BTG et
[0 Ratenzahlung
Lot

[0 Zahlungen in regelmifigen Abstinden

O Waochentlich

O Monatlich

O  Sonstige (regelmifSige Abstande angeben): ...
BlTag: ettt
AD QM .o, (TT/MMJJJ))

FALIGREIESTAG: ..ottt ettt ettt
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5.2.3.5.

5.2.3.6.

5.2.3.7.

5.2.3.8.

5.3.

[0 Gegebenenfalls bis (Datum (TT/MM/J]JJ) oder Ereignis):

Indexierung gilt ab dem: .............coociiiioei e (TT/MMJT]]))
[ Riickwirkend zu zahlender Betrag

Abgedeckter Zeitraumm: .......ovuuiiieiiiiii e ((TT/MMJJ])) bis (TT/MM/J]T)))
BOlTag: et

ZANIUNGSATE oottt e e e

[0 Zinsen (falls in der 6ffentlichen Urkunde angegeben)
Fallen fiir die Unterhaltsforderung Zinsen an, bitte den Zinssatz angeben: ...............occoviiiiiiiiiiniinnin.
Zinsen fallig ab dem: .....cooiiiiii e (TT/MM/]]]))

[0 Sachleistungen (bitte anGEDEN): ... ...uieuniiin ittt ettt e

Kosten

Laut offentlicher Urkunde hat

Unterschrift und/oder Dienstsiegel des Ursprungsgerichts:

....................................................................................................... (Name und Vorname(n))

AEN BEITAZ VOM ..ttt et e ettt ettt

A1 Lottt (Name und Vorname(n)) zu zahlen.
Falls weitere Blitter beigefiigt wurden, Zahl der BIAtter: ..........ccouiiuuiiiniiiniiiiiiiiieiieeie e et eennaes
Geschehen Zu .........cccoueiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiieiineeee. QMM ittt et (TT/MM/)))))
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ANHANG V

ERSUCHEN UM DURCHFUHRUNG BESONDERER MASSNAHMEN

(Artikel 53 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 tiber die Zustindigkeit, das
anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die Zusammenarbeit
in Unterhaltssachen) (1))

TEIL A: Von der ersuchenden Zentralen Behorde auszufiillen

1.1.

1.2

1.2.1.

1.2.2.

1.2.3.

1.3.

1.4.

1.5.

1.6.

2.1.

2.2.

2.2.1.

2.2.2.

2.2.3.

Ersuchende Zentrale Beh6rde

BEZEICRIUNG: ..ttt
Anschrift:

Strafle und Hausnummer/Postfach ...........ooiiiiiiiiiiiiii e
PLZ UNA T oot
Mitgliedstaat

[0 Belgien [Bulgarien [ Tschechische Republik [ Deutschland [ Estland [ lIrland [ Griechenland

[ Spanien [ Frankreich [ltalien [JZypern [JLettland [JLitauen [ Luxemburg [JUngarn [JMalta

[ Niederlande [ Osterreich [Polen [ Portugal [0 Ruminien [ Slowenien [ Slowakei [ Finnland
[0 Schweden

S 303 PP
D (I PP
EoMail: oo
AKLENZEICREII: ..ot
Fiir die weitere Bearbeitung des Ersuchens zustindige Person:

IName UNd VOINAME(N): ..ouuinitieii ettt e et e e e e et et e e e e e e e e et e e et e e e e eaeaaas
L (S0} PP

EoMail Lo

Ersuchte Zentrale Behorde

BEZEICRIUNG: ...ttt e e
Anschrift:

Strafle und Hausnummer/Postfach ...ttt
0 T ) PPN
Mitgliedstaat

[ Belgien [ Bulgarien [ Tschechische Republik [ Deutschland [ Estland [ Irland [ Griechenland

[ Spanien [JFrankreich [JItalien [ Zypern [JLettland [JLitauen [JLuxemburg [JUngarn [JMalta

[ Niederlande [ Osterreich [ Polen [ Portugal [Ruminien [ Slowenien [ Slowakei [ Finnland
[0 Schweden

(") ABLL7vom 10.1.2009, S. 1.
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3. Ersuchen
3.1. Die beantragte besondere Mafinahme soll dazu dienen,
3.1.1. O den Aufenthaltsort der verpflichteten oder der berechtigten Person ausfindig zu machen helfen (siche 3.3

3.1.6. O

und 3.4)

die Erlangung einschldgiger Auskiinfte iiber das Einkommen oder das Vermogen der verpflichteten oder der
berechtigten Person zu erleichtern (siche 3.3 und 3.4)

die Beweiserhebung, sei es durch Urkunden oder andere Beweismittel, zu erleichtern
Unterstiitzung bei der Feststellung der Abstammung zu erlangen

Verfahren zur Erwirkung notwendiger vorliufiger Mafnahmen, die auf das betreffende Hoheitsgebiet
beschrankt sind, einzuleiten oder die Einleitung solcher Verfahren zu erleichtern

die Zustellung eines Schriftstiicks zu erleichtern

3.2. Begriindung des Ersuchens:

3.3. Die Informationen, um die ersucht wird, betreffen:

331. O

die folgende verpflichtete Person

3.3.1.1. Name Und VOINAME(N): . vuvurnienineinet et et etetet et et et ee et e et e e et e et et e an e s eae e e s eteeneseneanasaanesnesnes

3.3.1.2. Geburtsdatum (TT/MM/JJJ]) und GEDUITSOTT (): ...evuuirineiineeiieii ettt et eeaes

3.3.1.3. Letzte bekannte ANSCHIift: ........c..ooitieiiii e e

3.3.1.4. Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer (*): ...........oiuuiiiniiiiniii e

3.3.1.5. Andere sachdienliche Informationen (**):

332, O

die folgende berechtigte Person

3.3.2.1. Name Und VOINAME(N): ....uvuniuntineit ettt ettt et e ee et et e et e et e e e et e et e e e et e e e e e e ea e s et e eaeeaeeneenennes

3.3.2.2. Geburtsdatum (TT/MM/JJ]]) und GebDUITSOIt (): ....ueeuieiin ittt

3.3.2.3. Letzte bekannte ANSChIift: ..........ooiuiiii e

3.3.2.4. Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer (*): ...........cooviiiiiiniiiiiin e

3.3.2.5. Andere sachdienliche Informationen (*):

() Soweit diese Daten vorliegen.
() Zum Beispiel Name eines fritheren Arbeitgebers, Namen und Anschriften von Familienangehorigen, Fahrzeugdaten oder Angaben zu einer
Immobilie, deren Eigentiimer die betreffende Person sein soll.
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3.4. Erbetene Informationen
3.4.1. [0 Derzeitige Anschrift der verpflichteten Person/berechtigten Person

3.4.2. [ Einkommen der verpflichteten Person/berechtigten Person

3.4.3. O Vermdgen der verpflichteten Person/berechtigten Person, einschlieSlich der Belegenheit der Vermdgens-

gegenstinde der verpflichteten Person/berechtigten Person

Die berechtigte Person hat die Abschrift einer zu vollstreckenden Entscheidung, eines zu vollstreckenden
gerichtlichen Vergleichs oder einer zu vollstreckenden 6ffentlichen Urkunde, gegebenenfalls zusammen mit
dem entsprechenden Formblatt, vorgelegt.

O Ja [0 Nein

0 Die Benachrichtigung der von der Erhebung der Informationen betroffenen Person kénnte die effektive
Geltendmachung des Unterhaltsanspruchs beeintrichtigen (Artikel 63 Absatz 2 der Verordnung (EG)
Nr. 4/2009).

TEIL B: Von der ersuchten Zentralen Behorde auszufiillen

4. Aktenzeichen der ersuchten Zentralen Behorde: .............ccooiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiniiiiicii i
5. Fiir die weitere Bearbeitung des Ersuchens zustindige Person:
5.1 Name UNd VOTMAME(N): ...ttt ettt et e e et e e e e e e e e et e e e e et e e e eae e e enees

5.2. Tl Om: e

5.3. B LS U PPPN

5.4. BoMail o

6. Ergriffene Mafnahmen und erzielte Ergebnisse
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7. Eingeholte Informationen:

7.1. Ohne Riickgriff auf die Artikel 61, 62 und 63 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009:

7.1.1.  Anschrift der verpflichteten Person/berechtigten Person:

[0 Nein O Ja (bitte angeben):

7.1.2.  Einkommen der verpflichteten Person/berechtigten Person:

[0 Nein O Ja (bitte angeben):

7.1.3.  Vermogen der verpflichteten Person/berechtigten Person:

[0 Nein O Ja (bitte angeben):

7.2. In Anwendung der Artikel 61, 62 und 63 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009:

7.2.1.  Anschrift der verpflichteten Person/berechtigten Person:

[0 Nein O Ja (bitte angeben):

7.2.2.  Vorhandensein von Einkommen der verpflichteten Person:

[ Nein O Ja

7.2.3.  Vorhandensein von Vermogen der verpflichteten Person:

[ Nein O Ja

WICHTIG
(bei Anwendung der Artikel 61, 62 und 63 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009)

Mit Ausnahme der Informationen, die sich einzig darauf beziehen, ob eine Anschrift, Einkommen oder
Vermogen im ersuchten Mitgliedstaat bestehen, diirfen vorbehaltlich der Anwendung der Verfahrensregeln vor
einem Gericht die Informationen nach Artikel 61 Absatz 2 nicht der Person bekannt gemacht werden, die die
ersuchende Zentrale Behorde angerufen hat (Artikel 62 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung (EG)
Nr. 4/2009).
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8. Die erbetenen Informationen kénnen nicht mitgeteilt werden

Die ersuchte Zentrale Behorde ist aus folgenden Griinden nicht in der Lage, die ersuchten Informationen zu liefern:
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ANHANG VI

VOLLSTRECKBARERKLARUNG ODER DIE VOLLSTRECKUNG EINER ENTSCHEIDUNG IN

(Artikel 56 und 57 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 iiber die Zustindigkeit, das
anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die Zusammenarbeit

FORMBLATT FUR EINEN ANTRAG IM HINBLICK AUF DIE ANERKENNUNG, DIE

UNTERHALTSSACHEN

in Unterhaltssachen) (%)

TEIL A: Von der ersuchenden Zentralen Behorde auszufiillen

2.1.

2.2.

2.2.1.

2.2.2.

2.2.3.

2.3.

2.4.

2.5.

2.6.

2.7.

2.7.1.

2.7.2.

2.7.3.

Antrag

O Antrag auf Anerkennung oder auf Anerkennung und Vollstreckbarerklirung einer Entscheidung
(Artikel 56 Absatz 1 Buchstabe a)

O  Antrag auf Anerkennung einer Entscheidung (Artikel 56 Absatz 2 Buchstabe a)

O  Antrag auf Vollstreckung einer im ersuchten Mitgliedstaat ergangenen oder anerkannten Entscheidung
(Artikel 56 Absatz 1 Buchstabe b)

Ersuchende Zentrale Behorde

BeZEIChIUNG: ...

Anschrift:

Straffe und Hausnummer/POStfach: .........oiiuiiiiiiii i

PLZ UIA O Lot

Mitgliedstaat

[ Belgien [ Bulgarien [ Tschechische Republik [ Deutschland [ Estland [Irland [ Griechenland
O Spanien [ Frankreich [Jltalien [ Zypern [Lettland [JLitauen [JLuxemburg [JUngarn [1Malta
O Niederlande [J Osterreich [JPolen [JPortugal [JRuménien [J Slowenien [J Slowakei [J Finnland
O Schweden

Tl OM: et

AKtenzeichen des ANTIAgS: ... c..uiiiuniiinii e
Antrag ist zusammen mit dem Antrag/den Antrdgen mit dem/den folgenden Aktenzeichen zu bearbeiten: ...
Fiir die weitere Bearbeitung des Antrags zustidndige Person:

IName UNd VOINAME(N): ooutnieiniti ettt et et e et e e et et e e et e e et e e e e s e et e e e s eae e et e an e e eaeaaeananns

Tl OM: e

(1) ABL L 7 vom 10.1.2009, S. 1.
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3.1.

3.2

3.2.1.

3.2.2.

3.2.3.

Ersuchte Zentrale Behorde

BeZEICRIUNG: «.. e

Anschrift:

Strale und Hausnummer/Postfach: ............oiiiiiiiii e

PLZ UNA OFt: oot

Mitgliedstaat

[ Belgien [1Bulgarien [ Tschechische Republik [ Deutschland [ Estland [Irland [ Griechenland
O Spanien [Frankreich [Jltalien [ Zypern [Lettland [JLitauen [JLuxemburg [JUngarn [JMalta
O Niederlande [ Osterreich [0 Polen [ Portugal [0 Ruminien [JSlowenien [JSlowakei [ Finnland
[ Schweden

Dem Antrag beigefiigte Schriftstiicke (') im Falle einer in einem Mitgliedstaat ergangenen Entscheidung

|

|

Eine Abschrift der Entscheidung/des gerichtlichen Vergleichs/der offentlichen Urkunde

Ein Auszug aus der Entscheidung/dem gerichtlichen Vergleich/der offentlichen Urkunde unter Verwen-
dung des in Anhang I, Anhang II, Anhang IIl bzw. Anhang IV wiedergegebenen Formblatts

Eine Transskription oder eine Ubersetzung des Inhalts des in Anhang I, Anhang II, Anhang III bzw.
Anhang IV wiedergegebenen Formblatts

Gegebenenfalls eine Abschrift der Entscheidung tiber die Vollstreckbarerklarung
Ein Schriftstiick, aus dem die Hohe der Zahlungsriickstinde und das Datum der Berechnung hervorgehen

Ein Schriftstiick, aus dem hervorgeht, dass der Antragsteller Prozesskostenhilfe oder eine Kosten- und
Gebiihrenbefreiung in Anspruch genommen hat

Ein Schriftstiick, aus dem hervorgeht, dass der Antragsteller ein unentgeltliches Verfahren vor einer
Verwaltungsbehorde des Ursprungsmitgliedstaats in Anspruch genommen hat und dass er die wirtschaft-
lichen Voraussetzungen erfiillt, um eine Prozesskostenhilfe oder eine Kosten- und Gebiihrenbefreiung zu
erhalten

Ein Schriftstiick, aus dem hervorgeht, dass die 6ffentliche Aufgaben wahrnehmende Einrichtung das Recht
hat, die Erstattung der der berechtigten Person erbrachten Leistungen zu verlangen, und mit dem die Zah-
lung dieser Leistungen belegt wird

Sonstiges (Ditte aNGEDEN) .......uiiuniii e

Dem Antrag beigefiigte Schriftstiicke (') im Falle einer in einem Drittstaat ergangenen Entscheidung

|

|

Vollstindiger Wortlaut der Entscheidung

Die von der zustindigen Behorde des Ursprungsstaats erstellte Zusammenfassung der Entscheidung bzw.
der von ihr erstellte Auszug aus der Entscheidung

Ein Schriftstiick mit dem Nachweis, dass die Entscheidung im Ursprungsstaat vollstreckbar ist, und im Falle
einer Entscheidung einer Verwaltungsbehérde ein Schriftstiick mit dem Nachweis, dass die Voraussetzun-
gen nach Artikel 19 Absatz 3 des Haager Ubereinkommens von 2007 erfillt sind

() Zutreffendes bitte ankreuzen; die beigefiigten Schriftstiicke sind in der entsprechenden Reihenfolge durchzunummerieren.
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[0 Wenn sich der Antragsgegner weder in dem Verfahren im Ursprungsstaat eingelassen hat noch sich hat
vertreten lassen, ein Schriftstiick oder Schriftstiicke mit dem Nachweis, dass der Antragsgegner ordnungs-
gemifd vom Verfahren benachrichtigt wurde und Gelegenheit hatte, gehort zu werden, bzw. dass er ord-
nungsgemaf von der Entscheidung benachrichtigt wurde und die Moglichkeit hatte, die Entscheidung in
tatsichlicher und rechtlicher Hinsicht anzufechten oder ein Rechtsmittel dagegen einzulegen
O  Ein Schriftstiick, aus dem die Hohe der Zahlungsriickstinde und das Datum der Berechnung hervorgehen
O Im Fall einer Entscheidung, in der eine automatische Anpassung durch Indexierung vorgeschen ist, ein
Schriftstiick mit den Angaben, die fiir die entsprechenden Berechnungen erforderlich sind
[0  Ein Schriftstiick, aus dem hervorgeht, in welchem Umfang der Antragsteller im Ursprungsstaat unentgelt-
liche juristische Unterstiitzung erhalten hat
[0 Sonstige (Ditte aNGEDEN): ...oiuuuiiiniiit ittt et
Gesamtzahl der dem Antragsformblatt beigefiigten Schriftstiicke: ..............coceiiiiiiiiiiiiiiiiiii,
Geschehen zu ........ooevviiiiiiiiiiiiiiiiiiiiieeieeee, QM ceieiiieeie et eee et e e e eeaas (TT/MM/)))))
Name und Unterschrift des bevollmichtigten Beamten der ersuchenden Zentralen Behorde: .....................
TEILB: Vom Antragsteller oder gegebenenfalls von der Person/Behorde auszufiillen, die im ersuchenden Mit-
gliedstaat befugt ist, das Formblatt im Namen des Antragstellers auszufiillen
6. Antrag
6.1. OO Antrag auf Anerkennung oder Anerkennung und Vollstreckbarerklarung einer Entscheidung
Der Antrag stiitzt sich auf:
6.1.1. O Kapitel VI Abschnitt 2 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009
6.1.2. O das Haager Ubereinkommen von 2007
6.1.2.1. Grundlage fiir die Anerkennung und Vollstreckung gemdf Artikel 20 des Haager Ubereinkommens
VOI 2007 1o
6.1.2.2. Der Antragsgegner hat sich in dem Verfahren im Ursprungsstaat eingelassen oder wurde vertreten:
Ja. O Nein [
6.1.3. [0 das innerstaatliche Recht des ersuchten Mitgliedstaats
6.1.4. [0 Sonstiges (DItte aNGEDEN): ... oiuuuiiii ittt
6.2. O Antrag auf Vollstreckung einer im ersuchten Mitgliedstaat ergangenen oder anerkannten Entscheidung
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7.1.

7.2.

8.1.7.

8.1.7.1.

8.1.7.2.

8.1.7.3.

8.1.7.4.

8.1.9.2.

8.1.9.3.

8.1.10.

Entscheidung
Datum und AKIENZEIChEN: ... .. e

Bezeichnung des Ursprungsgerichts: .. .. .. ..ottt

Antragsteller

Natiirliche Person

Name UNd VOIMAME(N): o.uiuiniiiee ittt et ettt et e et e et et e e et e et e e et e e e et e et e e eaeraeaaneanns
Geburtsdatum (TT/MM/J]J]) Und GEDUITSOTE: ... evuuieteiieiei e ettt eaees
Kennnummer oder SozialversicherungSnummer (7): ............oouueiiiieiiiiiineii e
StaAtsZUGEROTIGREIL: ... eii ettt
BTl
FamilIenstand: .......o.ooonii e
Anschrift:

ZU HANAEN: oot (Name und Vorname(n)) (™)
Strafie und Hausnummier/POSHIACK: ... o.uuiiitiii i
o 2 TS Tc 0 ) PP
Mitgliedstaat

[ Belgien [ Bulgarien [J Tschechische Republik [ Deutschland [ Estland [lrland [ Griechenland
[ Spanien [JFrankreich [Cltalien [0Zypern [dLettland [Litauen [Luxemburg [0Ungarn []Malta
[ Niederlande [ Osterreich [Polen [ Portugal [JRuminien [ISlowenien [ Slowakei [ Finnland
O Schweden

TelefOn/E-Mail: ...ieeei et
Die Person hat

Prozesskostenhilfe erhalten:

O Ja O Nein

Kosten- und Gebiihrenbefreiung erhalten:

O Ja [ Nein

ein unentgeltliches Verfahren vor einer in Anhang X der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 aufgefithrten Verwaltungs-
behorde in Anspruch nehmen konnen:

O Ja [ Nein

Gegebenenfalls Name, Vorname(n) und Kontaktdaten des Vertreters des Antragstellers (Rechtsanwalt...): .....

() Soweit diese Daten vorliegen.

(") Im Falle familidrer Gewalt (siche Artikel 57 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009).
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8.2.

8.2.1.

8.2.2.

8.2.2.1.

8.2.2.2.

8.2.2.3.

8.2.3.

8.2.4.

8.2.5.

8.2.5.1.

8.2.5.2.

8.2.5.3.

8.2.5.4.

9.1.

9.2.

9.3.

9.4.

9.5.

9.6.

9.7.

9.7.1.

9.7.2.

9.7.3.

10.

Offentliche Aufgaben wahrnehmende Einrichtung

BEZEICRIUNG: ... eiitiii it
Anschrift:

Stralle und Hausnummer/Postfach: ............oioiiiii e
PLZ UNG OF: Lottt ettt ettt ettt
Mitgliedstaat

[ Belgien [ Bulgarien [ Tschechische Republik [ Deutschland [ Estland [lIrland [ Griechenland
O Spanien [ Frankreich [Jltalien [ Zypern [Lettland [JLitauen [JLuxemburg [0Ungarn [1Malta
[ Niederlande [ Osterreich [ Polen [JPortugal [JRuménien [JSlowenien [JSlowakei [ Finnland
O Schweden

Telefon Fax[E-Mail: .......uiiin i
Name der Person, die die Einrichtung in den Verfahren vertritt ():

Fiir die weitere Bearbeitung des Antrags zustidndige Person:

Name und VOINAME(N): .uvuirinitit ettt ettt e et e et e e e e et e et e e e e aaaas

Tl Om: ...ttt

Antragsgegner

Name Und VOINAME(N): .utuitinitite ettt ettt e e et e e e e et e e e e e e e et e e e e aeaaaas
Geburtsdatum (TT/MM/JJJ]) und GeDUITSOTT (™): +e.uevvneiiieii ettt e e
Kennnummer oder SozialversicherungSnummer () .......c..iiuniiieiin i
StaatsangehOTIGKEIL (™): iuuuiii it
1S I (U PO PP TPPPPRPIN
FamilEnStand (): o.vnieie ittt e
Anschrift (*):

Straffe und Hausnummer/POStIaCh: ......o.uiiuniiiiii e
PLZ UNA Ol ettt et et e et e
Mitgliedstaat

O Belgien [ Bulgarien [ Tschechische Republik [ Deutschland [ Estland O lIrland [ Griechenland
[ Spanien [JFrankreich [Jltalien [0 Zypern [ Lettland [1Litauen [JLuxemburg [Ungarn []Malta
O Niederlande [ Osterreich [JPolen [JPortugal [ Ruménien [ Slowenien [ Slowakei [ Finnland
[ Schweden

Alle sonstigen Angaben, mit denen der Aufenthaltsort des Antragsgegners ausfindig gemacht werden
kann:

(") Soweit zutreffend.
() Soweit diese Daten vorliegen.
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11. Person(en), fiir die Unterhalt verlangt wird oder zu zahlen ist (')

11.1. [0 Die Person ist identisch mit dem unter Nummer 8 genannten Antragsteller
11.2. [0 Die Person ist identisch mit dem unter Nummer 9 genannten Antragsgegner
11.3. O Der Antragsteller [0  Der Antragsgegner

ist der gesetzliche Vertreter (), der die Interessen folgender Person(en) wahrnimmt:

11.3.1. Person A

11.3.1.1. Name und VOrNAmME(N): ..ovuiniiieiinit ittt e et et e e et e e e et e et e e e e e et e et et e e e e eaeeans
11.3.1.2.  Geburtsdatum (TT/MM/J]J]) und GEDUITSOTE: ...c.uueiunneiineiiieii ettt et e et
11.3.1.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer ("): .........c..oviiiiiiiiiiiieiiinei e
11.3.1.4.  StaatsangehOrigKeit (™): ... et e
B TS B T 1 1 i i PPN
11.3.1.6.  Familienstand (") .. ouin et

11.3.2. Person B

11.3.2.1. Name und VOrNAmE(N): .....uuininitit ittt et et et e et et e e e et e e aeean
11.3.2.2.  Geburtsdatum (TT/MM]]J]]) und GeDUITSOIT: ........coouuuiiiiiniiiiieiiii et
11.3.2.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer ("™): ...........euuueiiuneiuneiii et
11.3.2.4.  StaatsangehoriGKEIt (™) «.uuien ittt
11325, BEIUE (™) coveeee e et
11.3.2.6.  Familienstand () ... ou ittt e e e aa s

11.3.3. Person C

11.3.3.1. Name und VOrNAmME(N): ..uiu.iniiieiitit ittt et e et e e et e et et et e e et e et e e et e e et et e e a et e aeeaeaaaeenns
11.3.3.2.  Geburtsdatum (TT/MM/JJ]]) und GEDUITSOTT: .....ueviniiiiiin ettt
11.3.3.3.  Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer (™): .........c..oviiiiiiiiiiiiiiiinii e
11.3.3.4.  StaatsangehOrigKeit (7™): ... i e
D T T T 1 o 1 i A PP
11.3.3.6.  Familienstand (™) .......oooiiniii e
12. Verpflichtete Person

12.1. [0 Die Person ist identisch mit dem unter Nummer 8 genannten Antragsteller

12.2. [0 Die Person ist identisch mit dem unter Nummer 9 genannten Antragsgegner

12.3. 0 Der Antragsteller [0  Der Antragsgegner

ist der gesetzliche Vertreter (™), der die Interessen folgender Person wahrnimmt:
12.3.1. Name Und VOIMAME(N): ..ouiintie ittt et et e et e e e e e e e et e e e aeaaas

() Bei mehr als drei Personen ist ein weiteres Blatt beizufiigen.
(") Zum Beispiel die Person, die die elterliche Verantwortung ausiibt, oder der Vormund einer schutzbefohlenen volljahrigen Person.
(") Soweit diese Daten vorliegen und/oder zutreffend sind.
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12.3.2. Geburtsdatum (TT/MM/J]J]]) UNd GEDUITSOTE: .....eueinein ittt et e
12.3.3. Kennnummer oder SozialversicherungSnummer (): ...........veiuueiiiiiiniiii e
12.3.4. StaatsangehOTIGKEIL (7): .. veu ittt
12.3.5. BTl () ottt
12.3.6. FamIlENSTAnd () +ovvnieein ettt et e et aans
13. Angaben zur Zahlung, wenn der Antrag von der berechtigten Person gestellt wird

13.1. Elektronische Zahlung

13.1.1. NAIME dEr BANK: L..iittiiie it
13.1.2. BIC oder andere einschlagige Bankkennung: ...........ccooooiiiiiiiiiiiiiiiiin e
13.1.3. KONEOIMNADET: ... iut it
13.1.4. Internationale Bankkontonummer (IBAN): .. ..ouuiuiinititeiie et e e e e e et e e e eaeananns
13.2. Scheckzahlung

13.2.1. Scheck ausgestellt auf den Namen: ... ......oiuiiiii e

13.2.2. Scheck fiir
13.2.2.1. Name tund VOINAME(N): o..vuivniniiteit ettt et et et et e e e e e e et e e et e e et e et e e et et e eaeaaeaaeanas

13.2.2.2.  Anschrift:

13.2.2.2.1. Strafle und Hausnummer/Postfach: ..o
13.2.2.2.20 PLZ UNA OFL: ettt ettt et et
13.2.2.2.30 LaNd: oonin et
14. Zusitzliche Angaben (soweit gegeben):
Geschehen zu ........cccoviiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiice, QM ceeiiiiieii ettt e eea (TT/MM])))))
Unterschrift des Antragstellers: .........ccouuiiiiuniiiiiiiiiiiiiiie ettt eete et e eeen e

und/oder, wenn zutreffend:

Name und Unterschrift der Person/Behérde, die im ersuchenden Mitgliedstaat befugt ist, das Formblatt im
Namen des Antragstellers auszufiillen

(") Soweit diese Daten vorliegen.
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ANHANG VII

FORMBLATT FUR EINEN ANTRAG IM HINBLICK AUF DIE HERBEIFUHRUNG ODER DIE ANDERUNG
EINER ENTSCHEIDUNG IN UNTERHALTSSACHEN

(Artikel 56 und 57 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 iiber die Zustindigkeit, das
anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die Zusammenarbeit
in Unterhaltssachen) (1)

TEIL A: Von der ersuchenden Zentralen Behorde auszufiillen

1. Antrag

Antrag auf Herbeifithrung einer Entscheidung (Artikel 56 Absatz 1 Buchstabe c)
Antrag auf Herbeifithrung einer Entscheidung (Artikel 56 Absatz 1 Buchstabe d)
Antrag auf Anderung einer Entscheidung (Artikel 56 Absatz 1 Buchstabe e)
Antrag auf Anderung einer Entscheidung (Artikel 56 Absatz 1 Buchstabe f)

Antrag auf Anderung einer Entscheidung (Artikel 56 Absatz 2 Buchstabe b)

o o o o o O

Antrag auf Anderung einer Entscheidung (Artikel 56 Absatz 2 Buchstabe c)

2. Ersuchende Zentrale Behorde

2.1. BEZEICHIUNG: ..ot
2.2. Anschrift:

2.2.1. Strafle und Hausnummer/POStfach: .........couuiiiiiiiiiii e
2.2.2. 02 TC 0 ) PP PP
2.2.3. Mitgliedstaat

O Belgien [ Bulgarien [ Tschechische Republik [0 Deutschland [ Estland [lrland [ Griechenland
[ Spanien [JFrankreich ltalien [0Zypern [JLettland [Litauen [JLuxemburg [JUngarn [JMalta
O Niederlande [ Osterreich [JPolen [JPortugal [JRuménien [JSlowenien [ Slowakei [ Finnland

[ Schweden
2.3. TIEFOMN: et
2.4. TIEEAX: et
2.5. E-Mails Lo
2.6. AKtenzeichen des ANTIAZS: «....c..uiiuuiii ettt

Antrag ist zusammen mit dem Antrag/den Antrigen mit dem/den folgenden Aktenzeichen zu bearbeiten: ...

2.7. Fiir die weitere Bearbeitung des Antrags zustindige Person:

2.7.1. Name UNd VOINAME(N): o.uiuniniiee ittt et et et et e e et et et e et e e e et et e e et e et e s e an e e eaeeneanenaanns
2.7.2. TIEON: ...t
2.7.3 E-Mails Lo

(") ABLL7vom 10.1.2009, S. 1.
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3. Ersuchte Zentrale Behorde

3.1. BEZEICRIIUNG: ...ttt
3.2. Anschrift:

3.2.1. Straffe und Hausnummer/POStIaCh: .........iiuiiiiii i
3.2.2. oI T 0 PP PPIt
3.2.3. Mitgliedstaat

O Belgien [ Bulgarien [ Tschechische Republik [ Deutschland [JEstland [JIrland [ Griechenland
O Spanien [ Frankreich [Jltalien [ Zypern [Lettland [JLitauen [JLuxemburg [JUngarn [1Malta
O Niederlande [0 Osterreich [JPolen [JPortugal [JRuminien [J Slowenien [JSlowakei [ Finnland
[ Schweden

4. Dem Antrag gegebenenfalls beigefiigte Schriftstiicke ()

O Entscheidung des ersuchten Mitgliedstaats, mit der die Anerkennung oder Vollstreckbarerklirung verwei-
gert wird

Abschrift der zu dndernden Entscheidung

Auszug aus der zu dndernden Entscheidung

Beleg(e) fiir eine Anderung der Einkiinfte oder andere Anderungen der Lebensumstinde
Geburtsurkunde(n) oder gleichwertige Urkunden

Anerkennung der Abstammung durch die verpflichtete Person

Beleg(e) fir die biologische Abstammung

Entscheidung einer zustidndigen Behorde in Bezug auf die Abstammung
Ergebnisse von Gentests

Adoptionsurkunde

Heiratsurkunde oder Urkunde iiber eine ehedhnliche Gemeinschaft
Schriftstiick(e) aus dem (denen) das Datum der Scheidung/Trennung hervorgeht
Beleg(e) fur den gemeinsamen Wohnsitz der Parteien

Bescheinigung(en) iiber den Schulbesuch

Beleg(e) fur die finanzielle Situation

o oo oo o oo o o o o o oo

Sonstige (DItte aNGEDEI): .....uiiiiiiiiii it e

Gesamtzahl der dem Antragsformblatt beigefiigten Schriftstiicke: .............cooiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiieeeeeaes
Geschehen Zu .........cccouiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiieiineeee. QMM ittt (TT/MM/)))))

() Zutreffendes bitte ankreuzen; die beigeftigten Schriftstiicke sind in der entsprechenden Reihenfolge durchzunummerieren.
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TEILB: Vom Antragsteller oder gegebenenfalls von der Person/Behérde auszufiillen, die im ersuchenden Mit-
gliedstaat befugt ist, das Formblatt im Namen des Antragstellers auszufiillen

5.2.

5.2.1.

5.2.2.

5.2.3.

5.2.4.

5.2.5.

Antrag

|

o o o o

|

|

Antrag auf Herbeifithrung einer Entscheidung

Die Abstammung ist nicht festgestellt worden

Es besteht keine Entscheidung

Die Anerkennung und Vollstreckbarerklirung einer bestehenden Entscheidung sind nicht moglich

Geforderter Betrag:

Antrag auf Anderung einer Entscheidung
Die Entscheidung ist im ersuchten Mitgliedstaat ergangen

Die Entscheidung ist in einem anderen als dem ersuchten Mitgliedstaat ergangen

Datum (TT/MMJJ]JJ) und Aktenzeichen der Entscheidung: ...............coooiiiiiiiiiiiiiii .

Bezeichnung des Ursprungsgerichts: ............ooouiiiiiiiiiiiiii e

Anderung der Umstinde:

|

|

o o o o

o 0o o o O

O

Anderung der Einkiinfte:
der Person(en), fir die Unterhalt verlangt wird oder der/denen Unterhalt zusteht

der Person, der in erster Linie die Unterhaltspflicht fiir die Person(en) obliegt, fir die Unterhalt verlangt
wird oder der/denen Unterhalt zusteht

der verpflichteten Person
Anderung der Ausgaben und Verbindlichkeiten:
der Person(en), fir die Unterhalt verlangt wird oder der/denen Unterhalt zusteht

der Person, der in erster Linie die Unterhaltspflicht fiir die Person(en) obliegt, fir die Unterhalt verlangt
wird oder der/denen Unterhalt zusteht

der verpflichteten Person

Anderung der Situation des Kindes/der Kinder

Anderung des Familienstands:

der Person(en), fiir die Unterhalt verlangt wird oder der/denen Unterhalt zusteht

der Person, der in erster Linie die Unterhaltspflicht fiir die Person(en) obliegt, fiir die Unterhalt verlangt
wird oder der/denen Unterhalt zusteht

der verpflichteten Person

Sonstige (DItte ANGEDEI): ...ieuuiitn ittt
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5.2.6.

6.1.

6.2.

6.2.1.

6.2.2.

6.2.3.

6.2.4.

6.3.

6.4.

6.5.

6.6.

6.7.

6.8.

6.9.

Beantragte Anderung(en):

O  Erhéhung der Unterhaltsleistung (bitte angeben): .............cceciiiiiiiiiiiiiiiniiiiiie e
O  Verringerung der Unterhaltsleistung (bitte angeben): ................oooiiiiiiii
O Anderung der Periodizitit der Zahlungen (bitte angeben): ................uuveeeriiiiiiiieeeeiiiiiiieeeeeeeinens
O Anderung der Zahlungsmodalititen (bitte angeben): ............ccceeiiiiiiiiiieiiiiiiiiiee e
O Anderung der Art der Zahlungen (bitte angeben): ...............ceieeieiiiiiiiiiiiiiiiieeeeaeeee e
[0  Erloschen der Unterhaltspflicht (bitte angeben): ..........coueiiniiiiiiiiiii e
O Sonstige (bitte aNGEDEN): .........uiiiiiiiiiiii it
Antragsteller

IName UNd VOTMAME(N): ...uiuitititit it ettt e e et e e e et e et e e e e eaeaes
Anschrift:

ZU HANAEN: Lo (Name und Vorname(n)) (*)
Strale und Hausnummer/Postfach: ............oooiiiiiiiiiii
PLZ UNA OFE: 1ttt e ettt ettt et
Mitgliedstaat

[ Belgien [ Bulgarien [J Tschechische Republik [ Deutschland [ Estland [ lIrland [ Griechenland
[ Spanien [JFrankreich [Jltalien [JZypern [Lettland [JLitauen [JLuxemburg [JUngarn []Malta
O Niederlande [ Osterreich [Polen [ Portugal [ Ruménien [ Slowenien [ Slowakei [ Finnland
[ Schweden

Telefon/E-Mail: ...
Geburtsdatum (TT/MM/J]J]) Und GEDUITSOTT: ...vvuniriniiieii ettt et
Kennnummer oder SozialversicherungSnummer () .......c.uiiuniiiirin et
StaatsangehOTIGREIT: ... .oiet it
1 PPt
Familienstand: .........oouiiii e

Gegebenenfalls Name, Vorname(n) und Kontaktdaten des Vertreters des Antragstellers (Rechtsanwalt...): .....

() Im Falle familidrer Gewalt (siche Artikel 57 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009).
(") Sofern diese Daten vorliegen.
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7.1.
7.2.
7.2.1.
7.2.2.

7.2.3.

7.3.
7.4.
7.5.
7.6.

7.7.

9.1.
9.2

9.3.

9.3.1.
9.3.1.1.
9.3.1.2.

9.3.1.3.

-
¢
¢
¢

Antragsgegner

Name UNd VOINAME(N): 1.uiuiniii ettt et e et et e e e e et et e e et et e e et e et e e et e e e e s e ea e s eneeaeananeanns
Anschrift ():

Strafe und Hausnummer/POStfach: .........coiuiiiiiiiiiiiii e
PLZ UNA Ol 1ottt et ettt et et eaee
Mitgliedstaat

O Belgien [ Bulgarien [ Tschechische Republik [0 Deutschland [ Estland [lrland [ Griechenland
[ Spanien [JFrankreich ltalien [0Zypern [JLettland [Litauen [JLuxemburg [ Ungarn [JMalta
[ Niederlande [ Osterreich [JPolen [JPortugal [JRuménien [JSlowenien [ Slowakei [ Finnland
[ Schweden

Geburtsdatum (TT/MM/J]J]) und GebUITSOTE () +..uevvuneiineiiieiin ettt et
Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer (7): ...........ooiiriiiiiiinii e

StaatsangehOTIGREIL (7): .. evuniit et

FamilienStand (7): . .vueeinieeie ettt e e e

Alle sonstigen Angaben, mit denen der Aufenthaltsort des Antragsgegners ausfindig gemacht werden
kann:

Person(en), fiir die Unterhalt verlangt wird oder zu zahlen ist ()
[0 Die Person ist identisch mit dem unter Nummer 6 genannten Antragsteller
[0 Die Person ist identisch mit dem unter Nummer 7 genannten Antragsgegner

O Der Antragsteller [0  Der Antragsgegner

op

ist der gesetzliche Vertreter (), der die Interessen folgender Person(en) wahrnimmt:

Person A
Name UNd VOTNAME(N): ....vuininit ittt et ettt e et e e et e e e et e e e e e e eeaes
Geburtsdatum (TT/MM/J]J]) und GEDUITSOTE: ...e.uuiuteiineiiieii et et

Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer ("): ..........oiiiiiiiiiiini

) Sofern diese Daten vorliegen.
") Bei mehr als drei Personen ist ein weiteres Blatt beizuftigen.
™) Zum Beispiel die Person, die die elterliche Verantwortung ausiibt, oder der Vormund einer schutzbefohlenen volljahrigen Person.
™) Soweit diese Daten vorliegen und/oder zutreffend sind.
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9.3.1.4. StaatsangehOTIGKEIt (): ..ovuuniiin ittt
9.3.1.5. 21 R () PPN
9.3.1.6. FamilIenStand (7): .....ovirii i e
9.3.1.7. Unterhalt leitet sich aus einer der folgenden Beziehungen her:
[0 Abstammung (Verwandtschaftsgrad angeben): ...........ccooooiiiiiiiiiiiiiiiniiii e
[0 Ehe

O Ehedhnliche Gemeinschaft

[0 Schwigerschaft (Verwandtschaftsgrad angeben): ..............oooiiiiiiiiiiiiiii

O Sonstige (bitte aNGEDEN): ..........cciiiiiiiiiiiiiii it e
9.3.2. Person B
9.3.2.1. Name UNd VOTMAME(I): .. euititne ittt ettt e e e e e e e e e ettt et e e et e e e eaeens
9.3.2.2. Geburtsdatum (TT/MM/JJ]]) UNd GEDUITSOTE: .....euneinein ittt ettt
9.3.2.3. Kennnummer oder SozialversicherungSnummer (): ...........veiuuiiiiiiiniiii et
9.3.2.4. StaatsangeNOTIGREIt (): ... iunein ittt
9325, BEIUE () vttt
9.3.2.6. FamilIenStand (7): .....oviriii it e
9.3.2.7. Unterhalt leitet sich aus einer der folgenden Beziehungen her:

[0 Abstammung (Verwandtschaftsgrad angeben): .............cooiiiiiiiiiiiiiiiii

O Ehe

[0 Ehedhnliche Gemeinschaft

O  Schwigerschaft (Verwandtschaftsgrad angeben): ...

[0 Sonstige (DItte AnGEDE): ... ...iuniin ittt
9.3.3. Person C
9.3.3.1. IName UNd VOINAME(N): ooutnirinttii ettt e et et e et e e et et et et e e et et e e e s e et e e e s e e e ea e an e e eaeaneananns
9.3.3.2. Geburtsdatum (TT/MM/J]]]) Und GEDUITSOTT: ...evvuirineiiieii ettt e
9.3.3.3. Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer (): ...........ocouiiiiiiiiiiiiiniiiinei e
9.3.3.4. StaatsangenOTIGKEIt (7): .......uiiii i
9.3.3.5. 1S () PP UPRN
9.3.3.6. FamilIEnStand (7): ... euie ittt

() Soweit diese Daten vorliegen und/oder zutreffend sind.
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9.3.3.7. Unterhalt leitet sich aus einer der folgenden Beziehungen her:
[0 Abstammung (Verwandtschaftsgrad angeben): .............ooouuiiiiiiiiiiiiiiiiiin e
OO Ehe
[0 Eheihnliche Gemeinschaft
[0 Schwigerschaft (Verwandtschaftsgrad angeben): ..............oiiiiiiiiiiiiiiiii

[0 Sonstige (bitte aNGEDEN): ........uiiiitiiiiii ittt

10. Verpflichtete Person

10.1. [0 Die Person ist identisch mit dem unter Nummer 6 genannten Antragsteller
10.2. [ Die Person ist identisch mit dem unter Nummer 7 genannten Antragsgegner
10.3. O Der Antragsteller [0  Der Antragsgegner

ist der gesetzliche Vertreter (*), der die Interessen folgender Person wahrnimmt:

10.3.1. Name UNd VOTNAME(N): ....vuininit ittt ettt e et e e ettt e e e e e e e e et ea e e aeans
10.3.2. Geburtsdatum (TT/MM/J]J]) und GEDUITSOTE: ...eeuuiiieiineiiieii ettt et
10.3.3. Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer (™): ...........oiiiiiiiiiini e
10.3.4. StaatsangehOTIGREIL (™): 1o.uuiee et
10.3.5. 31 A (PP
10.3.6. Familienstand (7): ... oueien it
10.3.7. Unterhalt leitet sich aus einer der folgenden Beziehungen her:

[0 Abstammung (Verwandtschaftsgrad angeben): ............ccoooiiiiiiiiiiiiiiiiii

OO Ehe

[0 Ehedhnliche Gemeinschaft

[0 Schwigerschaft (Verwandtschaftsgrad angeben): .............ccoiiiiiiiiiiiiiii

[0 Sonstige (bitte angeben): ...........o..iiiiiiiiiiiiiiiiiii i

11. Angaben iiber die finanzielle Lage der von dem Antrag betroffenen Personen (es sind nur solche Anga-
ben zu machen, die fiir die Herbeifiihrung oder Anderung einer Entscheidung relevant sind)

11.1. Wahrung

[0 Euro (EUR) [ Bulgarischer Lev (BGL) [ Tschechische Krone (CZK) [ Estnische Krone (EEK)
[0 Ungarischer Forint (HUF) [ Litauischer Litas (LTL) [ Lettischer Lats (LVL) [ Polnischer Zloty (PLN)
[0 Ruménischer Leu (RON) [ Schwedische Krone (SEK) [J Sonstige (ISO-Code angeben): .....................

() Zum Beispiel die Person, die die elterliche Verantwortung ausiibt, oder der Vormund einer schutzbefohlenen volljahrigen Person.
(") Sofern diese Daten vorliegen.
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11.2.

Unterhaltspflicht fiir diese Person(en) obliegt

11.2.1. Bruttoeinkiinfte

Die Person(en), fiir die Unterhalt verlangt wird oder der/denen Unterhalt zusteht, und die Person, der in erster Linie die

[0 Monatsbasis

[ Jahresbasis

Person, der in ers-
ter Linie die Unter-
haltspflicht fiir die
Person(en) obliegt,
fiir die Unterhalt
verlangt wird oder
der/denen Unter-
halt zusteht

Ehegatte/Ehegattin
oder derzeitiger
Partner/derzeitige
Partnerin der Per-
son, der in erster
Linie die Unter-
haltspflicht fiir die
Person(en) obliegt,
fiir die Unterhalt
verlangt wird oder
der/denen Unter-
halt zusteht

Person, fiir die
Unterhalt verlangt
wird oder der
Unterhalt zusteht
(Person A)

Person, fiir die
Unterhalt verlangt
wird oder der
Unterhalt zusteht
(Person B)

Person, fiir die
Unterhalt verlangt
wird oder der
Unterhalt zusteht
(Person C)

Gehilter (einschlielich Sachleis-
tungen), Altersrenten,
Arbeitsunfihigkeitsrenten, Unter-
haltszahlungen, Renten, Leibren-
ten, Arbeitslosenunterstiitzung

Einkiinfte aus selbstandiger Titig-
keit

Einkiinfte aus
Wertpapieren/Kapitaleinkiinfte/
Einkiinfte aus Immobilien

Andere Einkunftsquellen

INSGESAMT

11.2.2.

Ausgaben und Verbindlichkeiten

[J Monatsbasis

[ Jahresbasis

Person, der in ers-
ter Linie die Unter-
haltspflicht fir die
Person(en) obliegt,
fiir die Unterhalt
verlangt wird oder
der/denen Unter-
halt zusteht

Ehegatte/Ehegattin
oder derzeitiger
Partner|/derzeitige
Partnerin der Per-
son, der in erster
Linie die Unter-
haltspflicht fiir die
Person(en) obliegt,
fiir die Unterhalt
verlangt wird oder
der/denen Unter-
halt zusteht

Person, fiir die
Unterhalt verlangt
wird oder der
Unterhalt zusteht
(Person A)

Person, fiir die
Unterhalt verlangt
wird oder der
Unterhalt zusteht
(Person B)

Person, fiir die
Unterhalt verlangt
wird oder der
Unterhalt zusteht
(Person C)

Steuern und Abgaben

Versicherungspramien, obligatori-
sche Sozialversicherungsbeitrage
und berufsstindische Beitrige

Miete/Kosten fiir Miteigentum,
Tilgung von Hypothekendarlehen

Ausgaben fiir Lebensmittel und
Kleidung

Arztkosten

Unterhaltszahlungen an einen
Dritten aufgrund einer gesetzli-
chen Verpflichtung und/oder Aus-
gaben fiir andere
unterhaltsberechtigte Personen,
auf die der Antrag sich nicht
bezieht

Schulgeld fiir Kinder

Tilgung von Darlehen, sonstige
Verbindlichkeiten

Sonstige Ausgaben

INSGESAMT
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11.2.3. Sonstige Vermdgenswerte
11.3. Verpflichtete Person

11.3.1. Bruttoeinkiinfte

[0 Monatsbasis Verpflichtete Person Ehegatte/Ehegattin oder derzeitiger
Partner/derzeitige Partnerin der ver-
pflichteten Person

[ Jahresbasis

Gehilter (einschlielich Sachleistungen), Altersrenten,
Arbeitsunfihigkeitsrenten, Unterhaltszahlungen, Renten,
Leibrenten, Arbeitslosenunterstiitzung

Einkiinfte aus selbstindiger Tatigkeit

Einkiinfte aus Wertpapieren/Kapitaleinkiinfte/Einkiinfte aus
Immobilien

Andere Einkunftsquellen

INSGESAMT

11.3.2. Ausgaben und Verbindlichkeiten

[0 Monatsbasis Verpflichtete Person Ehegatte/Ehegattin oder derzeitiger
Partner/derzeitige Partnerin der ver-
pflichteten Person

[ Jahresbasis

Steuern und Abgaben

Versicherungsprimien, obligatorische Sozialversicherungs-
beitrage und berufsstindische Beitrige

Miete/Kosten fiir Miteigentum, Tilgung von Hypotheken-
darlehen

Ausgaben fiir Lebensmittel und Kleidung

Arztkosten

Unterhaltszahlungen an einen Dritten aufgrund einer
gesetzlichen Verpflichtung und/oder Ausgaben fiir andere
unterhaltsberechtigte Personen, auf die der Antrag sich
nicht bezieht

Schulgeld fiir Kinder

Tilgung von Darlehen, sonstige Verbindlichkeiten

Sonstige Ausgaben

INSGESAMT

11.3.3. Sonstige Vermdgenswerte
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12. Angaben zur Zahlung, wenn der Antrag von der berechtigten Person gestellt wird

12.1. Elektronische Zahlung

12.1.1. IName der Bank: ..o e
12.1.2. BIC oder andere einschligige Bankkennung: ............c..cooiiiiiiiiiiiiiiii
12.1.3. KONEOINRADEIT . o.utiiiiii e et et
12.1.4. Internationale Bankkontonummer (IBAN): ......uiuiinitit it et e e e e e e e e eaeaaaaas
12.2. Scheckzahlung

12.2.1. Scheck ausgestellt auf den Namen: ... ......oiuiiniiii e

12.2.2. Scheck fiir

12.2.2.1. Name Und VOINAME(N): o..vuivnininiteie ittt et et e et e et et e et e e et e e e e e e et e et e e e et e e e s aaeaneanas
12.2.2.2.  Anschrift:

12.2.2.2.1. Strafle und Hausnummer/Postfach: ... ...
12.2.2.2.20 PLZ UNA Tt 1nitniei ittt et e et e et e e e e e e e et e e e e et e e et e et e e e e e e e a e e neaean

12.2.2.2.30 LANG: ooniini e

13. Zusitzliche Angaben (soweit gegeben):

Geschehen zu .........ccooiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiie, QM ceeiiiiiii ettt (TT/MM])))))
Unterschrift des Antragstellers: ..........couuiiiiuniiiiiiiiiiiiiiiiii ettt e it e eea e
und/oder, wenn zutreffend:

Name und Unterschrift der Person/Behérde, die im ersuchenden Mitgliedstaat befugt ist, das Formblatt im
Namen des Antragstellers auszufiillen:
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ANHANG VIII

EMPFANGSBESTATIGUNG FUR EINEN ANTRAG

(Artikel 58 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 iiber die Zustindigkeit,
das anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die Zusammenarbeit in
Unterhaltssachen (1))

Diese Empfangsbestitigung muss innerhalb von 30 Tagen nach Eingang des Antrags iibermittelt werden.

1. Ersuchende Zentrale Behérde
1.1.  Aktenzeichen der ersuchenden Zentralen BehOrde: ..........cooiiiiiiii e

1.2.  Name und Vorname(n) der mit der weiteren Bearbeitung des Antrags beauftragten Person:

2. Ersuchte Zentrale Behorde
2.1.  Aktenzeichen der ersuchten Zentralen Behorde: ..........c.ooiiiiiiiii

2.2.  Fiir die weitere Bearbeitung des Antrags zustindige Person:

2.2.1. Name UNd VOIMAME(N): . vuiutnitieeinetettet et et ete e et e et et e ete e et e et et s aa e s e e e e s eteanesaeaesnesaaneanesaennes
2.2.20 TELEOM: 1ttt
2230 Telefaxs ovunii e
2240 E-Mails o e
3. FAINGaNGSAaturil: «.....ieieuiiiiiiieiiie ettt e et e et et e et e e ee e e e tn e e tea e eenas (TT/MM/J]]))
4. Erste Manahmen, die zur Bearbeitung des Antrags unternommen wurden bzw. werden sollen

5. O Erforderliche zusiitzliche Schriftstiicke oder Informationen (bitte angeben)

(") ABLL7vom 10.1.2009, S. 1.
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ANHANG IX

ABLEHNUNG ODER EINSTELLUNG DER BEARBEITUNG EINES ANTRAGS

(Artikel 58 Absidtze 8 und 9 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 iiber die
Zustdndigkeit, das anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die
Zusammenarbeit in Unterhaltssachen) ()

1. Ersuchende Zentrale Behérde
1.1.  Aktenzeichen der ersuchenden Zentralen BehOrde: ............ooiiiiiiiiii i

1.2, Name und Vorname(n) der mit der weiteren Bearbeitung des Antrags beauftragten Person:

2. Ersuchte Zentrale Behérde
2.1.  Aktenzeichen der ersuchten Zentralen Behorde: ........ ..ot

2.2.  Fir die weitere Bearbeitung des Antrags zustindige Person:

2.2.1. Name und VOINAME(N): «...vuiuinitit ettt et et e e e e e e et e e et e et e e e et e e e
2.2.20 TelOfON: «oouiiii e
2230 TlOfaX: et
224, E-Mails oo e

3. [0 Die ersuchte Zentrale Behorde lehnt die Bearbeitung des Antrags ab, da offensichtlich ist, dass die Vor-
aussetzungen nicht erfiillt sind

Griinde (bitte angeben): ........c.uiiiiii i
4. [0 Die ersuchte Zentrale Behorde stellt die Bearbeitung des Antrags ein, da die ersuchende Zentrale

Behorde die von der ersuchten Zentralen Behorde angeforderten zusitzlichen Schriftstiicke oder Infor-
mationen nicht innerhalb einer Frist von 90 Tagen oder einer von der ersuchten Zentralen Behorde
gesetzten lingeren Frist vorgelegt hat.

(1) ABL L 7 vom 10.1.2009, S. 1.



L7[78 Amtsblatt der Europiischen Union 10.1.2009

ANHANG X

Auflistung der in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 genannten Verwaltungsbehorden:
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ANHANG XI

Auflistung der in Artikel 47 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 genannten zustindigen Behérden:




HINWEIS FUR DEN LESER

Nach entsprechendem Beschluss der Organe entfillt kiinftig der Hinweis auf die letzte Ande-
rung der zitierten Rechtsakte.

Sofern nicht anders angegeben, beziehen sich in den hier veroffentlichten Texten Verweise auf
Rechtsakte auf die jeweils geltende Fassung der Rechtsakte.




	Inhalt
	Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 über die Zuständigkeit, das anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die Zusammenarbeit in Unterhaltssachen 
	Hinweis für den Leser (siehe dritte Umschlagseite) 

